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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/246: Halbwertzeit - der tödliche Betrieb geht weiter ... (Bündnis CASTOR-stoppen)

Bündnis CASTOR-stoppen - 2. Februar 2020

Brokdorf: Castortransporte? Nein Danke!



An über zehn Orten bundesweit gibt es heute unter dem Motto "Da bahnt sich
was an" Proteste gegen die bevorstehenden Castor-Transporte aus den
Plutoniumfabriken Sallafield und La Hague nach Deutschland. Vor dem AKW
Brokdorf machten rund ein Dutzend Aktive deutlich, dass sie sich sowohl den
anstehenden Transporten hochradioaktiver Abfälle als auch einer Rückkehr
der Debatte um Laufzeitverlängerungen unter dem Deckmantel des
Klimaschutzes entschieden in den Weg stellen werden.

Brokdorf ist neben Phillipsburg, Isar und Biblis einer der Standorte zu
denen die Abfälle transportiert und dann dort gelagert werden sollen.
"Verantwortung zu übernehmen müsste zuallererst bedeuten die Produktion
weiterer solcher Abfälle umgehend zu beenden. Außerdem ist jede
Verschiebung an sogenannte Zwischenlager eine Gefährdung und gaukelt eine
Problemlösung vor. Aber die haben wir nicht", so Hanna Poddig, eine der
Beteiligten.

Das AKW Brokdorf an der Elbe ist durch eine Art Burggraben gesichert, der
Proteste abhalten soll. Doch genau auf diesem Burggraben protestieren die
Demonstrierenden heute mit Kanus. Die Atomkraft sei wie ein Zombie, ein
lebender Toter, der immer wieder versuchen würde aufzustehen. Um das zu
verdeutlichen trugen einige der Aktiven Zombiemasken.

Gegen die anstehenden CASTOR-Transporte hat sich ein bundesweites
Protestbündnis CASTOR-stoppen gegründet. Dieses gemeinsame Bündnis aus der
Anti-AKW-Bewegung und Klimagruppen steht unter dem Motto "Atomausstieg und
Energiewende: es ist noch lange nicht vorbei!".

Der erste Transport soll im ersten Halbjahr 2020 aus der Plutoniumfabrik
Sellafield in England nach Biblis stattfinden. Kurz vor Weihnachten hatte
das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) die
Einlagerungsgenehmigung für sechs CASTOR-Behälter im Zwischenlager am AKW
Biblis erteilt. Es fand auch bereits ein Castor-Probetransport nach Biblis
statt. Damit steht einem hochradioaktiven Atommülltransport aus dem
britischen Sellafield nach Hessen nur noch die Erteilung der
Transportgenehmigung im Weg.




Weitere Informationen unter:

www.castor-stoppen.de

 * 

Quelle:

Bündnis CASTOR-stoppen

Internet: http://castor-stoppen.de
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KOHLEALARM/704: Klimakampf und Kohlefront - kommt auf die Interessen an ... (kommunikatz)

Aachener Klimagerechtigkeitsbewegung - 04.02.2020

Ordensritter Laschet versetzt Dörfern am Tagebau den Todesstoß



Am Samstag, 08.02.20 veranstaltenn diverse Gruppen aus der Aachener
Klimagerechtigkeitsbewegung einen Geisterzug für die vom Rheinischen
Braunkohletagebau betroffenen Dörfer. Die Demonstration startet um 17 Uhr
am Elisenbrunnen, Anlass ist die Ordensverleihung wider den tierischen
Ernst an NRW-Ministerpräsident Armin Laschet.

Der Aachener Politiker wird im Rahmen des Geisterzugs als Totengräber der
Dörfer am Tagebau Garzweiler inszeniert. Der Demonstrationszug, ein in
Schweigen gehüllter und geisterhaft kostümierter Trauermarsch, trägt neben
klassischen Demoschildern und Transparenten daher auch Särge mit den
Ortsschildern und den Kirchen der Orte, die noch abgebaggert werden sollen.
Die Slogans reichen dabei von "Armin Lass et - Orden wider jegliche
Vernunft" bis "Wald und Dörfer bleiben - Armin Laschet und NRWE nicht". Die
aufrufenden Gruppen bitten darum, im Rahmen der Aktion keine Parteifahnen
zu zeigen, da das Bündnis dies für den Charakter eines Geisterzuges
unpassend findet und sich offen und unparteiisch präsentieren möchte.

Der Elferrat des AKV bezeichnet Armin Laschet als einen Politiker, "der mit
kluger Zurückhaltung und Sympathie die Herzen der Menschen gewinnt". Mit
seinem humanistischen Menschenbild und rheinischer Frohnatur beweise er
Humor und Menschlichkeit im Amt. Die Aachener Klimagerechtigkeitsgruppen
fragen sich: Wie sehen wohl die Menschen in Keyenberg und Kuckum, in
Berverath und Lützerath, in Ober- und Unterwestrich diese Zuschreibungen?
Von Menschlichkeit im Amt, Humor und Sympathie dürfte bei ihnen bisher
wenig angekommen sein. Ihre Heimat will der Ministerpräsident zur
Zerstörung freigeben. "Nein, Herr Laschet, die Kohle unter den Dörfern wird
nicht mehr gebraucht, das ist zweifelsfrei nachgewiesen. Sie machen sich
erneut zum willfährigen Handlanger der Profitinteressen eines Konzerns, der
die Zeichen der Zeit komplett verschlafen hat", bringt Michael Zobel,
Waldpädagoge und Teil des Aachener Hambisupports es auf den Punkt.

Am 16. Januar verkündete das Bundeswirtschaftsministerium eine Einigung zum
Kohleausstieg. Laut dieser soll der Tagebau Garzweiler komplett ausgekohlt
werden. Dafür werden sechs weitere Dörfer vernichtet, in denen noch
hunderte Menschen leben. "Anstatt sich für die betroffenen Bewohner am
Tagebau Garzweiler II einzusetzen, hat sich Ministerpräsident Armin Laschet
von RWE vor den Karren spannen lassen", sagt David Dresen von Alle Dörfer
bleiben (ADB). Herausgekommen sei dabei ein sowohl für die Menschen aus den
bedrohten Dörfern als auch für die Pariser Klimaziele katastrophales
Kohleausstiegsgesetz. "Wir in den Dörfern sind entsetzt, wie Herr Laschet
sich seiner Verantwortung für den geplanten Abriss der Dörfer entzieht. Er
weiß sehr wohl, wie sehr die Menschen hier unter der Zerstörung ihrer
Heimat leiden, er hat uns besucht und seine Unterstützung zugesichert," so
Dresen weiter. Danach habe man ihn jedoch nie wieder gesehen.

Deshalb werden am Abend der Ordensverleihung viele Menschen in Aachen auf
die Straße gehen und zeigen, was sie vom Preisträger halten: Samstag, 8.
Februar: "Geisterzug für die vom Tagebau betroffenen Dörfer",
Demonstrationszug zum Eurogress, Start um 17:00 Uhr am Elisenbrunnen, Ende
gegen 20 Uhr.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/703: Klimakampf und Kohlefront - der Kampf geht weiter ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 2. Februar 2020 - 16:45 Uhr

Besetzung von Datteln 4 erfolgreich beendet + "Und das war erst der
Anfang!"



Datteln - Rund 150 Menschen von Ende Gelände und DeCOALonize Europe haben
heute, am 2. Februar 2020, neun Stunden lang das Gelände des Kraftwerks
Datteln besetzt und dabei Verladeanlagen und Förderbänder blockiert. Ihre
Aktion richtete sich gegen das Kohle-Gesetz der Bundesregierung und die
verheerenden Abbaubedingungen der Import-Kohle in Russland und Kolumbien.
Zur Stunde werden sie von der Polizei geräumt. Die Aktivist*innen erklärten
die Aktion des heutigen Tages für erfolgreich beendet.

Daniel Hofinger, Pressesprecher des Bündnis Ende Gelände, kommentiert: "Wir
feiern die die heutige Aktion als riesigen Erfolg. Und das war erst der
Anfang. Wir werden gegen Datteln 4 kämpfen, wie wir für den Hambacher Forst
gekämpft haben."

Der Konzern Uniper gibt an, im Gegenzug für die Inbetriebnahme von Datteln
4 ältere Steinkohlekraftwerke vom Netz zu nehmen. Kritiker*innen weisen
darauf hin, dass diese Steinkohlekraftwerke jedoch erst in zwei bis fünf
Jahren heruntergefahren werden sollen. Außerdem sollen diese Kraftwerke
nicht komplett abgeschaltet, sondern möglicherweise auf Gas umgestellt
werden - ein weiterer klimaschädlicher fossiler Energieträger. Nach
Berechnungen des Bundesumweltministeriums wird Datteln 4 über seine
Laufzeit rund zehn Millionen Tonnen CO2 mehr ausstoßen als ältere
Kraftwerke, die Uniper als Ausgleich vom Netz nehmen will.

Tara Cicchetti, Aktivistin von Fridays for Future, war Teil der Aktion und
sagt: "Wir glauben den Lügen von Uniper keinen Meter. Kohleausstieg
bedeutet: Kohlekraftwerke abschalten. Das haben wir heute selbst in die
Hand genommen."

Daniel Hofinger kommentiert weiter: "Kurzfristige Profitinteressen großer
Konzerne dürfen nicht länger wichtiger sein als das Leben und die
Landrechte der indigenen Bevölkerungen in Sibirien oder Kolumbien, die vom
Kohleabbau betroffen sind. Als Menschen des globalen Nordens müssen wir
endlich begreifen, dass unser Wirtschaftssystem unvereinbar mit
Klimagerechtigkeit ist und uns aufmachen, Kapitalismus zu überwinden."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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KOHLEALARM/702: Klimakampf und Kohlefront - Bedrohung ohne Not setzt sich fort ... (Initiative Buirer für Buir)

Initiative Buirer für Buir - Pressemitteilung vom 31.01.2020

Kohleausstiegsgesetz der Bundesregierung ist Rückschritt



Der auf der Einigung von Bund und Ländern von Mitte Januar basierende
Gesetzentwurfder Bundesregierung gefährdet Zukunftsperspektiven in der
Region. Die RWE-Planungen zum Tagebau Hambach bedeuten weitere Zerstörung
und gefährden den sozialen Frieden.

Der im Januar 2019 von der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", kurz "Kohlekommission" genannt, geschlossene Kompromiss
wurde von diversen gesellschaftlichen Gruppierungen mitgetragen. Diesen
Minimalkompromiss hat die Bundesregierung nun aufgekündigt. Im Vergleich zu
den ausgesprochenen Empfehlungen der Kommission werden mit dem bekannt
gewordenen Braunkohle-Abschaltpfad 180 Mio Tonnen Co2 mehr emittiert. Das
ist mehr als die Menge, die RWE Kraftwerke im Rheinland innerhalb von 2
Jahren ausstoßen.

Außerdem werden nach wie vor Zukunftsperspektiven von Menschen und Kommunen
zerstört. Den Menschen in den bedrohten Dörfern droht die Enteignung,
obwohl die Kohle, die unter den Dörfern liegt, nach wissenschaftlichen
Erkenntnissen nicht mehr benötigt wird. Die von RWE vorgelegten
Planungsszenarien für den Hambacher Wald zeigen, dass die dauerhafte
Rettung des Waldes längst nicht sicher ist. Die dadurch bedingte Gefährdung
des sozialen Friedens wird augenscheinlich bewusst in Kauf genommen.

Dazu Andreas Büttgen, Vorsitzender der Initiative Buirer für Buir: "Die
widersprüchlichen Aussagen von RWE-Vertretern bezüglich der Insel- bzw.
Halbinsel-Lösung eskalieren den Konflikt. Wenn weiterhin einzig und allein
zur Gewinnung von Abraum für die Rekultivierung wertvollste
landwirtschaftliche Flächen geopfert werden, zerstört das auch nachhaltige
Entwicklungsperspektiven Kerpens. Woher will RWE am Ende das
Verfüllungsmaterial für die Flächen nehmen, die sie jetzt bei Manheim und
vor Buir noch zerstören und abbaggern wollen?"

Neben dieser Zerstörung und dem drohenden Absterben des Waldes würde die
Umsetzung dieser Planungen für Kerpen bedeuten, dass so gut wie kein Raum
für Strukturwandelmaßnahmen, z. B. für eine Wald- und Biotopvernetzung zur
Verfügung stehen würde. Für die Menschen in Buir kämen über Jahrzehnte
weitere Belastungen durch Lärm, Dreck, Feinstaub und Licht hinzu.

Wir fordern daher:


	Keine weitere Zerstörung wertvollster Ackerflächen für tagebaubedingte Maßnahmen.

	Rückgabe des Hambacher Waldes in öffentliche Hand und Schaffung einer Waldvernetzung zwischen Geilrath und Merzenich.

	Aufschütten eines von unabhängigen Gutachtern als erforderlich angesehenen Mindestabstandes zum Tagebau inklusive dem Bepflanzen geeigneter Pufferzonen und der Sicherstellung ausreichender Bewässerung durch den Tagebaubetreiber.

	Erarbeitung von nachhaltigen Strukturwandellösungen für den Raum zwischen Tagebau/Hambacher Wald und den Verkehrswegen Bahn und A4 unter Einbindung der Ortslage Buir und dem direkten Umfeld durch einen echten Beteiligungsprozess der Zivilgesellschaft.

	Sofortige Erarbeitung und Offenlegung eines Abschlussbetriebsplans für den Tagebau Hambach unter Einbindung der Zivilgesellschaft.

	Aufsetzen eines breiten Mediationsprozesses zur Wiederherstellung des über die Jahre empfindlich gestörten Friedens in der Region mit dem Ziel eines Nebeneinanders und Miteinanders unterschiedlichster Gruppierungen.




Mehr Infos:

https://buirerfuerbuir.de

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

https://twitter.com/BuirerFuerBuir/

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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TREFF/1521: Berlin - Sonderführung "Hundertmal gescheitert, niemals aufgegeben", 12.02.2020

Humboldt-Universität zu Berlin

Sonderführung: "Hundertmal gescheitert, niemals aufgegeben"

Einblicke in die Kalligraphie-Ausstellung zu Zitaten Mori Ôgais
außerhalb der Öffnungszeiten



Für alle, die die Mori-Ôgai-Gedenkstätte nicht während der regulären
Öffnungszeiten, montags bis freitags, 10 bis 14 Uhr, besuchen können,
bietet Beate Wonde am 12. Februar um 18 Uhr eine Sonderführung in der
aktuellen, von ihr kuratierten Austellung "Hundermal gescheitert, niemals
aufgegeben. Kalligraphien von Yoshimi Shôkô zu Zeilen von Mori Ôgai"
an.

Von Yoshimi Shôkô stammt das Original der "Ôgai" gelesenen
Schriftzeichen, die man auf der Wand des Hauses Marienstraße 32 erblickt,
kurz bevor man in den Bahnhof Friedrichstraße einfährt. Das Original ist
mit anderen Werken in verschiedensten kalligraphischen Stilen und Formaten
in der Einzelausstellung zu sehen. Die Besucher sind nicht nur eingeladen,
Bild und Abbild zu vergleichen, sondern sich auch auf einen ästhetischen
Zugang zu Ôgais Gedankenwelt einzulassen.

Yoshimi Shôkô wurde 1945 in Hiroshima geboren. Seit ihrem siebten
Lebensjahr schreibt sie mit dem Pinsel. An der Daitô Bunka Universität
wurde sie Schülerin von Meister Shinzan Kamijô und erhielt mit 19 Jahren
ihren ersten Kalligraphie-Preis. Auch während ihres Berufslebens als
Lehrerin nahm sie regelmäßig an Wettbewerben teil, in denen sie
ausgezeichnet wurde oder einen Sonderstatus erhielt.

Die Ausstellung ist bis zum 15. Mai 2020 zu sehen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 29.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/230: Siemens - Aboriginal People widersprechen Kaeser

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Siemens: Aboriginal People widersprechen Kaeser

- Siemens-Hauptversammlung droht turbulent zu werden

- Aboriginal People haben Adani-Projekt nicht zugestimmt und entsenden
Vertreter nach München

- Australische Firmen lernen aus Siemens-Imageschaden



Göttingen/München - Australische Aboriginal People haben der Darstellung
von Siemens-Chef Joe Kaeser widersprochen, dass sie dem Bau der
umstrittenen Carmichael Kohle-Mine des indischen Adani-Konzerns zugestimmt
hätten. Darauf hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) am Montag
hingewiesen. In einem vierseitigen Brief vom 1. Februar 2020, der der
Menschenrechtsorganisation vorliegt, werfen die Indigenen dem Münchener
Unternehmen vor, ihre Menschenrechte zu missachten und öffentlich
irreführende Erklärungen ohne Rücksprache mit den Betroffenen abzugeben.

"Wer sich wie Siemens in seinen Konzern-Grundsätzen der Nachhaltigkeit und
Gerechtigkeit verschrieben hat, sollte sie auch im Alltag umsetzen und die
Kritik Betroffener nicht ignorieren", betonte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius in Göttingen. Die GfbV macht seit Wochen auf die Kritik der
indigenen Wangan und Jagalingou an dem Minen-Projekt aufmerksam.

Die Aboriginal People haben gegenüber der Menschenrechtsorganisation
angekündigt, einen Vertreter zu den Protesten während der Siemens-
Hauptversammlung in München am kommenden Mittwoch zu entsenden. Außerdem
hätten die Aboriginal People um einen Termin mit der Siemens-Führung
gebeten, um ihre Sicht des Projektes darzulegen. Siemens hält trotz
massiver Proteste an der geplanten Lieferung von Signaltechnik für die
Bahnstrecke fest, mit der die Kohle zum Verladehafen transportiert werden
soll.

"Australische Firmen hingegen haben aus dem Siemens-Debakel gelernt",
berichtete die GfbV-Referentin für indigene Völker, Yvonne Bangert. So habe
das Bus-Unternehmen Greyhound Australia in der vergangenen Woche
angekündigt, seinen Vertrag zum Transport von Arbeitskräften für den Bau
der Eisenbahnstrecke zu der Carmichael-Mine nicht über den 31. März 2020
hinaus zu verlängern. Die Firma war in Australien für ihre Unterstützung
des umstrittenen Projektes massiv kritisiert worden. Mehrere Dutzend Firmen
haben sich nach breiten Protesten in der Öffentlichkeit bereits aus dem
Projektes zurückgezogen. "Auch bei Siemens ist es Zeit für ein Umdenken, um
den schönen Worten auch Taten folgen zu lassen", forderte Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AKTION/557: Bremen - Mahnwache beim Neujahrsempfang der Bundeswehr am 6. Februar (Bremer Friedensforum)

Bremer Friedensforum - Presseinformation vom 2.2.2020

Mahnwache beim Neujahrsempfang der Bundeswehr am 6. Februar

Protest gegen #Defender2020 



Bremen. Anlässlich des Neujahrsempfangs der Bundeswehr in Bremen am
Donnerstag, 6. Februar, findet in der Zeit von 10 bis 11.15 Uhr eine
Mahnwache vor dem Rathaus/Gänsemarkt statt.

Die Aktion richtet sich gegen die Militarisierung der Gesellschaft und die
Auslandseinsätze der Bundeswehr. Die Mahnwache ist angemeldet und vom
Ordnungsamt inzwischen bestätigt worden.

Im letzten Jahr wies das Bremer Friedensforum zum gleichen Anlass besonders
auf den seit 1. Januar 2019 geltenden Rahmenfrachtvertrag für
internationalen Schienentransport zwischen der Deutschen Bahn und der
Bundeswehr hin und sah darin Vorbereitungen für eine Konfrontation mit
Russland. Erstmals sicherte sich die Bundeswehr bei der Deutschen Bahn
Transportkapazitäten für Panzer und andere Rüstungsgüter bis an die Grenze
Russlands.

In diesem Jahr steht der Protest gegen #Defender2020 im Mittelpunkt. Das
Großmanöver mit fast 40.000 Soldaten ist nicht nur friedenspolitisch
kontraproduktiv, weil es die Spannungen mit Russland weiter erhöht, sondern
auch ökologisch unverantwortbar. Wer sich über SUVs empört, sollte zu
PANZERN nicht schweigen. #NoDEF20

Das Bremer Friedensforum spricht sich grundsätzlich gegen die Empfänge der
Bundeswehr im Bremer Rathaus aus: "Der Empfang im Rathaus trägt dazu bei,
Bundeswehr und Militarismus in der Öffentlichkeit Raum zu geben und somit
Kriege zu normalisieren. Der Neujahrsempfang gehört wieder in die Kaserne,
denn die Bundeswehr hat nichts im Rathaus und ebenso wenig in Schulen und
Jobcentern etwas zu suchen."

Der jährliche Neujahrs-Empfang der Bundeswehr in Bremen wurde 1997 auf
Einladung des damaligen Bürgermeisters Henning Scherf von der Kaserne ins
Rathaus verlegt. Scherf hatte sich lange als Pazifist bezeichnet und am 6.
Mai 1980 (vor 40 Jahren!) gegen die öffentliche Rekrutenvereidigung im
Bremer Weserstadion Stellung bezogen. Im Jahr 2018 fand der Neujahrsempfang
aufgrund der Verabschiedung von Oberst Körbi im Haus der Bremischen
Bürgerschaft statt.

Flugblatt aktuell: 

https://www.bremerfriedensforum.de/pdf/Defender-Flyer.pdf

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FRIEDENSGESELLSCHAFT





MELDUNG/062: Atomwaffen-Abrüstungsvertrag läuft aus - Nachfolge gefordert

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, 4. Februar 2020

Atomwaffen-Abrüstungsvertrag läuft aus - Nachfolge gefordert!



In einem Jahr - am 5. Februar 2021 - läuft der "New START"-Vertrag zwischen
Russland und den USA aus: Der Vertrag begrenzt die Zahl strategischer
Atomwaffen beider Seiten. Es droht ein neues atomares Wettrüsten. Die
"Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen"
(DFG-VK) fordert für das letzte bestehende Abkommen zur nuklearen
Rüstungskontrolle zwischen den USA und Russland einen Nachfolgevertrag.

Zwei-Mal wurde der 1991 unterschriebene "Strategic Arms Reduction
Treaty"(START)-Vertrag bereits erneuert. Nun droht ihm das ersatzlose Aus.
Der zuletzt 2010 vom damaligen US-Präsidenten Barack Obama und dem
russische Präsident Dmitri Medwedew unterzeichnete "New START"-Vertrag
begrenzte die Zahl der strategischen Atomsprengköpfe von damals 2.200 auf
je 1.550 und die Zahl der Trägersysteme von 1.600 auf nur noch 800 - der
Vertrag gilt aktuell als erfüllt, es finden gegenseitige Kontrollen statt.
Da bisher keine Verhandlungen zwischen den beteiligten Staaten stattfinden,
könnte es nach Auslaufen des "New START"-Vertrags am 5. Februar 2021 keinen
neuen Abrüstungs-Vertrag geben.

"Nach dem Ende des INF-Vertrages ist New START das letzte wichtige Abkommen
der nuklearen Rüstungskontrolle", macht Michael Schulze von Glaßer,
politischer Geschäftsführer der DFG-VK, deutlich. Nach 31 Jahren hatte
US-Präsident Donald Trump im vergangenen Jahr den Vertrag über die
"Intermediate-range Nuclear Forces" (INF) gekündigt, auch der russische
Präsident Wladimir Putin setzte den Vertrag daraufhin aus - seit August
2019 ist der INF-Vertrag, der beiden Seiten die Entwicklung und den Besitz
atomarer Mittelstreckenwaffen verbot und Europa damit quasi unter einen
Schutzschirm setzte, Geschichte. "Wir befürchten, dass die USA und Russland
nach dem Aus des INF-Vertrags und ohne einen neuen START-Vertrag ihre
Atomwaffenarsenale weiter aufrüsten", so Schulze von Glaßer. Erst im
Dezember haben die USA eine neue ballistischer Rakete getestet und Russland
eine "Hyperschallrakete" in Betrieb genommen.

Die DFG-VK hat sich mit formellen Schreiben an die Vertretungen Russlands
und der USA in Deutschland gewandt und Verhandlungen über einen
Nachfolgevertrag gefordert. Zudem haben Vertreter*innen der
Friedensgesellschaft um direkte Gespräche gebeten. Dazu Michael Schulze von
Glaßer: "Noch ist ein Jahr Zeit um ein atomares Wettrüsten mit einem neuen
Rüstungskontrollvertrag einzudämmen."

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen,
Stuttgart 4. Februar 2020

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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STANDPUNKT/422: "Ein mörderischer Plan" - Kritik an Bolsonaros Vorschlag für neuen FUNAI-Abteilungsleiter (Survival)

"Survival International" - Deutsche Sektion - 31. Januar 2020

"Ein mörderischer Plan": Survival reagiert auf Bolsonaros Vorschlag für neuen FUNAI-Abteilungsleiter

Der Missionar Ricardo Lopez Dias soll neuer Chef der FUNAI-Abteilung für
unkontaktierte Völker werden



Die Regierung des brasilianischen Präsidenten Bolsonaro hat einen
evangelikalen Missionar, Ricardo Lopez Dias, als Leiter der Abteilung für
unkontaktierte Völker in der Indigenen-Behörde FUNAI vorgeschlagen. Herr
Dias arbeitet seit vielen Jahren mit der New Tribes Mission (NTM) zusammen,
die heute unter dem Namen Ethnos360 arbeitet.

Sarah Shenker von Survival International sagte heute: "Einen NTM-Missionar
mit der Leitung der FUNAI-Abteilung für unkontaktierte Völker zu betrauen,
ist wie einen Fuchs mit dem Schutz des Hühnerstalls zu beauftragen. Es ist
ein offener Akt der Aggression, eine Ankündigung, dass diese Völker auch
gegen ihren Willen kontaktieren werden sollen. Dies würde sie zerstören.
Zusammen mit Präsident Bolsonaros jüngstem Plan, indigene Gebiete für den
Bergbau und Erkundungen zu öffnen, ist dies ein mörderischer Plan für die
Vernichtung der bedrohtesten Gesellschaften auf dem Planeten, deren
Überleben jetzt auf dem Spiel steht. Wir werden uns mit aller Kraft dagegen
wehren, zusammen mit unseren indigenen Verbündeten in Brasilien."

Die NTM ist berüchtigt für ihre Versuche, auf der ganzen Welt Kontakt zu
unkontaktierten Völker aufzunehmen, um sie zu missionieren. Sie ist eine
der radikalsten Missionsorganisationen, deren Menschenjagden in Paraguay in
den 1970er und 1980er Jahren zu mehreren Todesfällen führten.



Survival International ist die globale Bewegung für indigene Völker. Wir
helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr Land zu schützen und
ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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DISKUSSION/103: Hamburg - Institutioneller Rassismus: Wohnraum, 5.2.2020

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Institutioneller Rassismus 

Teil 5: Wohnraum

mit Emsal Kilic

Rollstuhlgerecht / Theorie

5.2.2020, Kampnagel



Die Berliner Sozialwissenschaftlerin Emsal Kilic war mit ihrer vor gut
zehn Jahren veröffentlichten bundesweit beachteten Studie
»Diskriminierung von Migranten bei der Wohnungssuche« eine der ersten,
die sich in Deutschland mit Rassismus auf dem Wohnungsmarkt
auseinandersetzte. In einem Testing-Verfahren bewarb sie sich
hundertfach mit identischem Lebenslauf bei Wohnungsgesellschaften: Für
die eine Hälfte der Bewerbungen verwendete sie einen vermeintlich
türkischen, für die andere einen vermeintlich deutschen Namen. Obwohl
alle in der Studie angeschriebenen Vermieter*innen an das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) gebunden waren, hätten es die fiktiven
Personen mit deutschem Namen bei der Wohnungssuche deutlich leichter
gehabt. Kein Zufall! Einige Wohnungsunternehmen rechtfertigen bis
heute die Bevorzugung »deutscher« Bewerber*innen mit dem Hinweis auf
eine »ausgewogene soziale Mischung« und beziehen sich auf einen
Ausnahmeparagrafen des AGG. 2017 klagte eine Person in Hamburg wegen
Ungleichbehandlung und bekam recht: Die Ausnahmebehandlung ist nur
zulässig, wenn dadurch strukturelle Benachteiligung diskriminierter
Gruppen ausgeglichen wird, statt sie zu verstärken. Das war ein Urteil
mit Signalwirkung gegen Rassismus bei der Wohnungsvergabe. Trotzdem
funktionieren bestimmte Stadtteile weiterhin wie »Sperrgebiete« für
Migrant*innen; Menschen mit Migrationshintergrund wohnen
durchschnittlich in schlechter ausgestatteten Wohnungen geringerer
Wohnfläche, mit höheren Mieten für gleiche Wohnqualität, und sind
seltener Wohnungseigentümer*innen. Emsal Kilic skizziert im fünften
Teil der Vortragsreihe die (institutionellen) Strukturen, die zu
rassistischer Segregation in Städten und Diskriminierung auf dem
Wohnungsmarkt führen.

Unterstützer*in werden auf www.dievielen.de!

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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LESUNG/6604: Frankfurt - Schreibzimmer 2019, Abschlusslesung, 26.02.2020

Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2020

Mi 26.02., 19.30 h

Schreibzimmer 2019: Abschlusslesung

Moderation: Lena Gorelik und Nadja Küchenmeister



Feierliche Präsentation der Werkstatttexte

Im Sommer 2019 haben sich zahlreiche schreibende junge Menschen für
das Schreibzimmer 2019, die bereits 14. Schreibwerkstatt für
Jugendliche am Literaturhaus Frankfurt, beworben. An drei Wochenenden
im Herbst trafen sich dann die 23 ausgewählten
Nachwuchsschriftsteller und -schriftstellerinnen im Literaturhaus zur
Lyrik- und Prosa-Schreibwerkstatt. Geleitet wurden die Werkstätten
von der Autorin Lena Gorelik unter dem Motto "Mein anderes Ich" und
von der Lyrikerin Nadja Küchenmeister unter dem Titel "Als ich nach
Hause kam". Nun kommen alle zum Abschluss für eine gemeinsame Lesung
zusammen und gewähren dem Publikum Einblicke in ihr Schreibzimmer.

Das Schreibzimmer 2019 wird ermöglicht durch die Ernst Max von
Grunelius-Stiftung und die Cronstett- und Hynspergische evangelische
Stiftung.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6603: Berlin - Deutsch-deutsche Dichtung IV, Generation X einer wiedervereinigten Landschaft, 20.02.2020

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

DO., 20.2.20, 19.30 UHR

Deutsch-deutsche Dichtung IV

Generation X einer wiedervereinigten Landschaft

Lesung & Gespräch



mit Nadja Küchenmeister Autorin, Berlin | Lars Reyer Autor, Leipzig |
Andre Rudolph Autor, Leipzig | Moderation Maren Jäger Literaturkritikerin,
Frankfurt am Main

Es gibt eine Generation von DichterInnen, die zwischen Mitte der 70er
Jahre und Anfang der 80er Jahre in der DDR zur Welt kamen und in beiden
politischen Systemen sozialisiert wurden. Sie sind, anders als die
gleichaltrigen KollegInnen aus dem Westen, die ersten wirklich
"gesamtdeutschen" DichterInnen.

Sie sind aufgewachsen in der DDR und haben ihre Volljährigkeit im
vereinten Deutschland erreicht. Sie sind zu LeserInnen geworden in der
DDR, haben dort ihre ersten Schreibversuche unternommen, debütierten
jedoch erst Jahre nach dem Mauerfall. Sie sind die Generation X einer
wiedervereinigten Landschaft. Ihre Poetik ist im Dazwischen. Eingeladen
sind LyrikerInnen, die dieser Generation angehören:

Andre Rudolph (geboren 1975 in Warschau), Lars Reyer (geboren 1977 in
Werdau) und Nadja Küchenmeister (geboren 1981 in Ost-Berlin), deren
vierteiliges coming-of-age-Gedicht Das amerikanische Licht mit seinen
ambivalenten Verheißungen als emblematischer Text der Generation X gelesen
werden kann.

Mit freundlicher Unterstützung der Stiftung Preußische Seehandlung

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6602: Berlin - Deutsch-deutsche Dichtung III, Ost-West-Landschaften, mit Martina Hefter, 19.2.20

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

MI., 19.2.20, 19.30 UHR

Deutsch-deutsche Dichtung III

Ost-West-Landschaften

Lesung & Gespräch



mit Martina Hefter Autorin, Leipzig | Barbara Köhler Autorin, Duisburg
| Marion Poschmann Autorin, Berlin | Moderation Tobias Lehmkuhl
Literaturkritiker, Berlin

Die deutsche Literaturkritik ist es immer noch gewohnt, in Kategorien von
Ost und West zu denken. Damit verbunden ist eine häufig allzu klare
Vorstellung davon, welche DichterInnen aus welchem Teil des Landes in
ihren Texten welche Themen verhandeln sollten. Was aber ist mit jenen
SchriftstellerInnen, die nach dem Fall der Mauer die "Seite wechselten"
und im vermeintlich "anderen" Teil Deutschlands ihre Heimat gefunden
haben?

Die Veranstaltung gibt diesen DichterInnen das Wort, denn sie sind die
Vorreiter einer Entwicklung, die auf lange Sicht die klassische
Ost-West- Unterscheidung überflüssig machen wird. Für sie ist das Leben im
jeweils "anderen" Teil des Landes längst zum Alltag geworden. Das
scheinbar Fremde wird durch unterschiedliche Strategien der poetischen
Anverwandlung zum Eigenen.

Auf der Bühne diskutieren die in Leipzig lebende Martina Hefter (geboren
1965 in Pfronten, Allgäu), die in Duisburg lebende Barbara Köhler (geboren
1959 in Burgstädt, Sachsen) und die im ehemaligen Ost-Berlin lebende
Marion Poschmann (geboren 1969 in Essen).

Mit freundlicher Unterstützung der Stiftung Preußische Seehandlung

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8884: Und morgen, den 05. Februar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 05.02.2020 bis zum 06.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8884 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Sonnenschein und Wolkenflug,

blauer Himmel, trocken,

davon gibt es heut' genug,

Jean-Luc ist erschrocken.
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INFOPOOL / GESELLSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/008: Gesellschaft für Informatik unterstützt Forderung nach Recht auf Verschlüsselung (GI)

Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) - Pressemitteilung vom 29. Januar
2020

Gesellschaft für Informatik unterstützt Forderung nach Recht auf
Verschlüsselung

Anlässlich der Anhörung des Innenausschusses im Bundestag zum "Recht auf
Verschlüsselung - Privatsphäre und Sicherheit im digitalen Raum stärken"
fordert die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI), private Daten konsequent
durch Verschlüsselung zu schützen.



Berlin - Die Gesellschaft für Informatik begrüßt den Antrag der
FDP-Bundestagsfraktion "Recht auf Verschlüsselung - Privatsphäre und
Sicherheit im digitalen Raum stärken", der am Montag den 27. Januar im
Ausschuss für Inneres und Heimat des Deutschen Bundestags beraten wurde. In
ihrer Stellungnahme spricht sich die Informatik-Fachgesellschaft für eine
starke Verschlüsselung aus und stellt sich gegen eine etwaige
Kryptoregulierung.

GI-Präsident Prof. Dr. Hannes Federrath, der im Rahmen der Anhörung als
Sachverständiger geladen war: "Verschlüsselung ist Grundrechtsschutz:
Sowohl für den Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen als auch zur
Durchsetzung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung ist es
geboten, ein Recht auf Verschlüsselung für Wirtschaft, Verwaltung und
Bürgerinnen und Bürger zu verankern. Darüber hinaus ist eine Pflicht der
Diensteanbieter zur Datenverschlüsselung zu etablieren, soweit dies
technisch möglich und zumutbar ist. Aus Sicht der Gesellschaft für
Informatik sind die verfügbaren kryptographischen Algorithmen seit Jahren
so ausgereift, dass ihr breiter Einsatz problemlos möglich ist."

Prof. Dr. Michael Meier, Sprecher der GI-Fachgruppe "Erkennung und
Beherrschung von Vorfällen der Informationssicherheit (SIDAR)", der
ebenfalls als Sachverständiger geladen war: "Für den Schutz der
Vertraulichkeit innerhalb von IT-Systemen stehen mit
Verschlüsselungsverfahren, sofern konsequent und korrekt eingesetzt,
wirksame Werkzeuge zur Verfügung. Um IT-Sicherheit und Datenschutz durch
breite standardmäßige Nutzung von Ende-zu-Ende-Verschlüsselung zu erhöhen
und Deutschland tatsächlich zum Verschlüsselungsstandort Nr. 1 zu machen
sind große Anstrengungen von staatlicher Seite erforderlich - ein Recht auf
Verschlüsselung wäre ein wichtiges Signal."

Kryptoregulierung ist unwirksam und gefährlich

Die in heutigen Kommunikationsnetzen notwendigen Schutzmaßnahmen erfordern
zwingend den Einsatz von Kryptographie. Verfahren zur rechtsverbindlichen
Kommunikation (Elektronische Signatur) und zum Schutz vor unbemerkten oder
unerlaubten Veränderungen von Nachrichten und Dokumenten sind ohne
Kryptographie nicht denkbar. Im Ergebnis läuft somit eine etwaige
Einschränkung von Kryptographie leer, schwächt sowohl die Wirtschaft als
auch das Recht auf informationelle Selbstbestimmung und erschwert
schlimmstenfalls sogar die Strafverfolgung. Die 
EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) verpflichtet außerdem in Art. 32
explizit zur "Verschlüsselung personenbezogener Daten".

Einsatz von starker Verschlüsselung

Die meisten verfügbaren und heute praktisch genutzten kryptographischen
Verschlüsselungsalgorithmen sind seit Jahren gut untersucht, technisch
ausgereift und kostengünstig einsetzbar. Trotzdem wird eine verpflichtende
Verbindungsverschlüsselung, bei der einzelne Teilabschnitte der
Kommunikation zwischen den beteiligten Endgeräten, Routern und Servern
abgesichert werden, selten in den technischen Standards und überhaupt nicht
in der Rahmengesetzgebung zur Telekommunikation gefordert. Angesichts der
jahrelangen technischen Verfügbarkeit, der geringen Kosten und des sehr
wirksamen Schutzes ist das im höchsten Maße fahrlässig.

Förderung frei verfügbarer, offener Krypto-Protokolle und
Standards

Quelloffene und benutzerfreundliche Implementationen kryptographischer
Protokolle und Verschlüsselungsstandards dienen der Allgemeinheit, da sie
allen Menschen kostengünstigen Zugang zu kryptografischen Funktionen
bieten. Aus diesem Grund ist eine Förderung geboten. Insbesondere für die
sichere E-Mail-Kommunikation besteht Forschungs- und Entwicklungsbedarf, da
die E-Mail-Kommunikation für die Wirtschaft und Verwaltung vermutlich auch
auf längere Sicht unverzichtbar ist. Daher ist es notwendig, Protokolle zur
einfach anwendbaren, standardisierten und automatischen 
E-Mail-Verschlüsselung endlich umzusetzen.

Verankerung eines Rechts auf Verschlüsselung

Die Durchsetzung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung in der
digitalen Gesellschaft basiert ebenso wie die praktische Umsetzung des
Grundrechts auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität
informationstechnischer Systeme auf der Verfügbarkeit wirksamer
kryptographischer Verfahren. Technische und organisatorischen Maßnahmen zum
Schutz der informationellen Selbstbestimmung sind dementsprechend
unabdingbar. Daher ist es nur konsequent ein Recht auf Verschlüsselung zu
verankern und Überlegungen zum Verbot oder Schwächen von Verschlüsselung zu
verwerfen.


Über die Gesellschaft für Informatik e.V.

Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) ist mit rund 20.000 persönlichen
und 250 korporativen Mitgliedern die größte und wichtigste Fachgesellschaft
für Informatik im deutschsprachigen Raum. 2019 feiert die GI ihr
50-jähriges Gründungsjubiläum. Seit 1969 vertritt sie die Interessen der
Informatikerinnen und Informatiker in Wissenschaft, Wirtschaft,
öffentlicher Verwaltung, Gesellschaft und Politik. Mit 14 Fachbereichen,
über 30 aktiven Regionalgruppen und unzähligen Fachgruppen ist die GI
Plattform und Sprachrohr für alle Disziplinen in der Informatik. Weitere
Informationen finden Sie unter www.gi.de.

Die GI-Mitglieder binden sich an die Ethischen Leitlinien für
Informatikerinnen und Informatiker der Gesellschaft für Informatik e.V.:


https://gi.de/ethische-leitlinien

 * 

Quelle:

Gesellschaft für Informatik e.V. (GI)

Geschäftsstelle Berlin im Spreepalais am Dom

Anna-Louisa-Karsch-Str. 2, 10178 Berlin

Tel.: +49 30 7261 566-15, Fax: +49 30 7261 566-19

E-Mail: berlin@gi.de

Internet: www.gi.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER/1468: Hamburg - " Unterm Bett liegt ein Skelett" von Arne Rautenberg, 15.2.2020

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Theater Fata Morgana

Unterm Bett liegt ein Skelett

Nach dem Buch von Arne Rautenberg

Spiel: Karl-Heinz Ahlers, Hartmut Fiegen

Regie, Bühne + Kostüm: Marcel Weinand

SA 15.02., 17.00 Uhr, 6+



Ein Skelett tanzt im Tütü, Zombis in Kombis brausen grölend durch die
Stadt und ein Vampir kocht Suppen aus Puppen. Und wenn dann das
Gespenst auch noch über seine eigenen Ketten stolpert und dem Skelett
das Gebiss herausfällt, dann schlottern allen so richtig die Knie -
vor Lachen!

Das FUNDUS THEATER ist ein zentraler Ort für zeitgemäßes
Kindertheater. Es zeigt Eigenproduktionen und Stücke Hamburger und
überregionaler Gruppen. Als neue Kooperationspartner und zusätzliche
Spielstätten begrüßen wir sehr herzlich das HoheLuftschiff und das
Hamburger Puppentheater.

KARTENTELEFON: 040 - 250 72 70

TICKETKAUF ONLINE: WWW.FUNDUS-THEATER.DE

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





THEATER/1467: Hamburg - "Pfoten hoch!" von C. Valckx, 15.2.2020

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Theater FunkenFlug

Pfoten hoch!

Nach dem Bilderbuch von C. Valckx

Spiel: Katrin Lowitz

Regie + Musik: Marc Lowitz

Puppenbau + Bühne: Arne Bustorff, Katrin Lowitz

SA 15.02., 15.00 Uhr, 3+



Billys Papa ist ein gefürchteter Ganove. Nun soll Billy üben, auch
gefährlich zu werden. Doch anstatt den anderen Tieren Angst zu machen,
findet er lauter neue, lustige Freunde. Erst als der fiese Fuchs
auftaucht, wird es ernst und Billys "Pfoten hoch!" zeigt Wirkung, denn
wenn Freunde bedroht werden, hört der Spaß auf.

Das FUNDUS THEATER ist ein zentraler Ort für zeitgemäßes
Kindertheater. Es zeigt Eigenproduktionen und Stücke Hamburger und
überregionaler Gruppen. Als neue Kooperationspartner und zusätzliche
Spielstätten begrüßen wir sehr herzlich das HoheLuftschiff und das
Hamburger Puppentheater.

KARTENTELEFON: 040 - 250 72 70

TICKETKAUF ONLINE: WWW.FUNDUS-THEATER.DE

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AKTION/953: Berlin - Berlin Summer University of the Arts 2020 an der UdK Berlin, Mai bis September 2020

Universität der Künste Berlin

Berlin Summer University of the Arts 2020

Neue Dozentinnen und Dozenten, vielversprechende Kooperationen,
zahlreiche Workshops unterschiedlicher Genres



Die Berlin Summer University of the Arts 2020, angesiedelt am Berlin
Career College der Universität der Künste Berlin, präsentiert von Juni
bis September wieder zahlreiche Kurzworkshops - die Anmeldungen sind
ab sofort geöffnet. In den Sommermonaten erhalten Künstlerinnen und
Kreative aller Fachrichtungen die Möglichkeit an diesem vielfältigen
Programm teilzunehmen: neben Bildender Kunst, Musik, Gestaltung und
Darstellender Kunst werden Kunstmanagement, Kreatives Unternehmertum
sowie interdisziplinäre Formate unterrichtet. Ein internationaler
Sommer in Berlin an einer der größten künstlerischen Hochschulen
Europas steht wieder vor der Tür: Mehr als 300 Teilnehmende aus über
30 verschiedenen Ländern werden zu Gast sein und schaffen eine
einzigartige Atmosphäre, in der künstlerischer Austausch und
Vernetzung gleichberechtigt neben der Erschließung neuer Horizonte
stehen.

Als Highlights für diesen Sommer stehen Kooperationen mit renommierten
Institutionen auf dem Programm. In Kooperation mit dem Europäischen
Erzählverband (FEST) wird ein Workshop angeboten, der sich an junge
Erzählerinnen und Erzähler richtet und sich mit den Themen Rassismus
und Gender in traditionellen Erzählstoffen beschäftigt. Dieser
Advanced Storytelling Workshop What are you talking about
findet unter der Leitung von Luís Correia Carmelo, Florian Fischer,
Ragnhild A. Mørch und Abbi Patrix bereits vom 1. bis 5. Mai
statt - Anmeldungen werden bis zum 1. März entgegengenommen.

In Zusammenarbeit mit dem internationalen Tanzfestival Tanz im August
sind nach dem Erfolg des letzten Jahres erneut Kuratorinnen und
Kuratoren aus dem Bereich der darstellenden Künste eingeladen, sich
unter der Leitung von Karin Kirchhoff (freie Kuratorin,
Produktionsleiterin und Dramaturgin) gemeinsam mit anderen Kollegen
wie u.a. Madeline Ritter oder Virve Sutinen zu Strategien und
Erfahrungen der Konzeptualisierung, Finanzierung und Etablierung von
Programmen oder Festivals auszutauschen. Der Workshop Curation and
Communication: It's all about'Talking findet vom 19. bis 22.
August statt.

In diesem Jahr erwarten die Teilnehmenden neben alt bewährten
Workshops außerdem interessante Einblicke unter der Leitung neuer
Dozentinnen und Dozenten. Zum ersten Mal gibt es zum Genre Film einen
praktischen Workshop von Michelle Alperin mit dem Titel Editing for
Film- and Video-Art, in dem sie Editing als dramaturgisches Instrument
in den Mittelpunkt stellt (17. bis 21. August). Neu dabei ist auch
das Zeichner*innen-Team Kerstin Hille (Zeichenlabor der UdK Berlin)
und Oliver Thie (ehem. Artist in Residence des Naturkundemuseum
Berlin), das in ihrem Workshop Drawing at the Nature Lab mit
den Teilnehmenden intensive Studien zur Pflanzenwelt betreiben (7. bis
11. September).

Drei Workshops zum Thema Design bieten ein breites Spektrum an: von
der Plakatgestaltung, über die Textgestaltung bis hin zur
Magazingestaltung. Erstmals als Dozent bei der Berlin Summer
University of the Arts präsentiert Pascal Kress den Editorial Design
Workshop Me, Myself and I (10. bis 14. August). Sonja Knecht
bietet mit Writing = Design einen Creative Copy Writing
Workshop an (27. bis 30. Juli) und Judith Holly fokussiert sich
zusammen mit Thomas Lehner auf das Poster als ein Ausdrucksmittel im
öffentlichen Raum. Berlin Appeals 2020 findet vom 3. bis 7. August
statt.

Wie in den letzten Jahren nehmen wieder Dozentinnen und Dozenten wie
u.a. Autor Joseph Pearson, Klangkünstler Daisuke Ishida, Dramaturg
John von Düffel, Malerin Valérie Favre, Mode-Macherin Ira Solomatina
oder Fotografin Stephanie Kloss teil und unterrichten ihre Künste in
vielen weiteren Workshops.

Junge Künstlerinnen und Künstler, die am Ende ihres Studiums stehen
oder deren Abschluss nicht länger als ein Jahr zurückliegt, können
sich für Teilstipendien in Höhe von maximal 200 € bzw. der Hälfte
der Kursgebühr für die diesjährige Berlin Summer University of the
Arts bewerben. Die Deadline für die Stipendiums-Bewerbungen ist der
12. April.

Mehr Informationen zum vollständigen Programm und zu den Stipendien
unter:

www.summer-university.udk-berlin.de

 * 

Quelle:

Universität der Künste Berlin

Einsteinufer 43

D-10587 Berlin

Telefon: 030/3185-0

E-Mail: webmaster@udk-berlin.de

Internet: www.udk-berlin.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9764: Darmstadt - "Disaster Design", Katastrophen-Produkte im japanischen Alltag, 11.2.-15.3.20

Hochschule Darmstadt

Katastrophen-Produkte im japanischen Alltag: Ausstellung "Disaster Design"
öffnet am Di., 11.2., 18h



Ob Erdbeben, Tsunamis oder Überschwemmungen - wie wohl keine andere
Industrienation ist Japan durch Naturkatastrophen bedroht. Viele Produkte
für den Katastrophenfall sind in Japan daher wie selbstverständlich in den
Alltag integriert. Die Ausstellung "Disaster Design" rückt sie in den
Fokus und zeigt, dass Design (über)lebenswichtig sein kann. Entstanden ist
die Ausstellung am Fachbereich Gestaltung der Hochschule Darmstadt (h_da)
in Kooperation mit der Kyushu Universität Fukuoka. 

Die Ausstellung zeigt gut 150 Produkte, die bei der Prävention,
Evakuierung und in Notunterkünften zum Einsatz kommen. Sie wirft einen
Blick auf deren gestalterische Beschaffenheit sowie die private und
öffentliche Nutzung. Ergänzt werden die Produkte durch Entwürfe von
Studierenden der Kyushu Universität Fukuoka und der Hochschule Darmstadt.
Diese entstanden im Rahmen einer Kooperation im Sommersemester 2019 und
veranschaulichen den Zugang der Studierenden zum Thema "Disaster Design".

Eröffnet wird die Ausstellung um 18 Uhr durch Christoph Unger, Präsident
des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe. Weitere
Grußworte sprechen die japanische Generalkonsulin Setsuko Kawahara und
Prof. Dr. Ralph Stengler, Präsident der Hochschule Darmstadt. Gegen 18.30
Uhr beginnt dann der Rundgang durch die Ausstellung.

Was?

Eröffnung der Ausstellung "Disaster Design"

Wann?

Dienstag, 11.2., 18 Uhr

Wo?

Designhaus Darmstadt

Eugen-Bracht-Weg 6

64287 Darmstadt

Wer?

• Christoph Unger, Präsident des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und
Katastrophenhilfe

• Setsuko Kawahara, japanische Generalkonsulin

• Prof. Dr. Ralph Stengler, Präsident der Hochschule Darmstadt

• Prof. Tino Melzer, Fachbereich Gestaltung, Konzeption und Gestaltung
der Ausstellung

• Prof. Jenny del Corte Hirschfeld, Fachbereich Gestaltung, Gestaltung der
Ausstellung


Geöffnet ist die Ausstellung "Disaster Design" bis Sonntag, 15.3., im
Designhaus Darmstadt: mittwochs bis sonntags von 12 Uhr bis 17

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution886

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Darmstadt, 03.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





ARBEITERSTIMME/391: Rezension - Räte in München

Arbeiterstimme Nr. 205 - Herbst 2019

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Rezension

Günther Gerstenberg: Räte in München



Gerstenberg möchte, wie er in der Einleitung schreibt, einige
Schlaglichter auf die Zeit werfen, als Bayern eine "rote"
Republik war. Zu diesem Thema gab es ja im Laufe des letzten Jahres
schon einige Bücher - aber das vorliegende ist etwas Besonderes. Es
ist eine wahre Schatztruhe gefüllt mit Zeitdokumenten. Da gibt es
Originalabdrucke von Flugblättern, Plakaten, Aufrufen, Handschriften,
Karikaturen und Bildern. Gerstenberg gelingt es damit, die Leserin und
den Leser direkt in das Geschehen einzubeziehen und die Ereignisse
quasi erlebbar zu machen.

Hier nun ein kurzer Abriss der Revolution in Bayern, ohne Anspruch auf
Vollständigkeit. Die Zitate sind dem Buch entnommen.

Revolution in Bayern

Auch in Bayern gärte es am Ende des ersten Weltkriegs im Zuge der
Novemberrevolution mächtig. Am 7. November hatte eine machtvolle
Friedensdemonstration stattgefunden. Es wurden der sofortige
Friedensschluss, der Rücktritt des deutschen Kaisers, der
Achtstundentag, das Frauenwahlrecht und eine Arbeitslosenversicherung
gefordert. Am Ende zog Kurt Eisner, der Vorsitzende der USPD, mit
seinen Anhängern zu den Kasernen, wo die Soldaten mit fliegenden
Fahnen zu den Revolutionären überliefen. Am Abend wird ein
Arbeiter- und Soldatenrat gebildet und Kurt Eisner zum ersten
Ministerpräsidenten der Republik Baiern gewählt, der den "Freistaat
Baiern" ausruft.

Die Revolution war ohne jegliches Blutvergießen vonstattengegangen!

Eisner setzte zwar auf das Rätesystem als Grundlage einer
basisdemokratisch orientierten Regierung: An der Basis werden überall
Räte gebildet und bald sind es in ganz Bayern an die 7.000. Trotzdem
versucht Eisner zuerst ein Zusammenspiel von Räten und Parlament.
Eisner bildet "als provisorischer Ministerpräsident ein Kabinett,
in dem seine schärfsten Widersacher die Mehrheitssozialdemokraten
Erhard Auer (Inneres), Johannes Timm (Justiz) und Albert Roßhaupter
(militärische Angelegenheiten), Minister werden." (S.1) Das war
ein Grund zur späteren Niederlage; hier war der Bock zum Gärtner
gemacht werden, denn in den Augen dieser Mehrheitssozialdemokraten
sind "Räterepublikaner gesetzlose, verzweifelte Desperados."
(S.76) Die Haltung der MSPD veranlasste Gustav Landauer später zu der
Aussage: "In der ganzen Naturgeschichte kenne ich kein ekelhafteres
Lebewesen als die sozialdemokratische Partei." (S.87)

Kurt Eisner wird am 21. Februar 1919 auf dem Weg zum Landtag, wo er
seinen Rücktritt erklären wollte, von dem radikalen Nationalisten Graf
Arco auf Valley erschossen.

"Nach dem Mord an Eisner am 21. Februar 1919 herrscht der
Zentralrat der baierischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte bis zum
7. April, ohne dass eine Räterepublik proklamiert wird. Seit dem 17.
März reorganisiert sich der Landtag und wählt den
Mehrheitssozialdemokraten Johannes Hofmann zum neuen
Ministerpräsidenten." (S.1)

Am 7. April 1919 wurde vom Zentralrat der bayerischen Republik unter
Ernst Niekisch und dem Revolutionären Arbeiterrat in München die
bayerische Räterepublik ausgerufen Hoffmann geriet in München in die
Defensive, wurde für abgesetzt erklärt und wich mit seinem Kabinett
nach Bamberg aus. In ihrer Führung war die Räterepublik zunächst von
pazifistischen und anarchistischen Intellektuellen wie Ernst Toller,
Erich Mühsam und Gustav Landauer geprägt. Nach dem von Rotgardisten
unter dem Kommando Rudolf Egelhofers vereitelten - gegen die
Räterepublik gerichteten - Palmsonntagsputsch dominierten ab 13./14.
April führende KPD-Mitglieder wie Eugen Leviné, Max Levien und
Egelhofer selbst die Räteregierung. Die Münchner Räterepublik hatte
sich von Anfang an paramilitärischer Angriffe der von Bamberg aus
mobilisierten Freikorpsverbände zu erwehren, die wenig später von
regulären, durch die Reichsregierung in Marsch gesetzten
Armee-Einheiten verstärkt wurden. Bis zum 2. Mai 1919 unterlag die
Räterepublik schließlich deren militärischer Übermacht. Rund 2.000
vermeintliche oder tatsächliche Anhänger der Räterepublik wurden in
den nachfolgenden Wochen mit Haftstrafen sanktioniert, von
Standgerichten zum Tode verurteilt oder unmittelbar ermordet.

Kräfteverhältnisse im Wandel: Realität und Voluntarismus

"Das Klischee, dass ein kleines Häufchen von Berufsrevolutionären
bei den "Spartakistenaufständen" die Fäden zog, trifft nicht zu. Es
handelte sich vielmehr um eine breite Massenbewegung, die das Ziel
einte, die überholten Herrschaftsverhältnisse zu beseitigen und die
Teilhabe aller am gesellschaftlichen Reichtum zu ermöglichen."
(S.3)

"Revolution hat Konjunktur. Wer springt da nicht alles auf den
fahrenden Zug auf. Wer bis jetzt nichts Rechtes auf die Reihe gebracht
hat, hofft, dass die neue Zeit ihm neue Chancen bietet.

Da sind vor allem die Kleinbürger, denen es in erster Linie 'um ihr
Sach' geht, das sie entweder im Krieg verloren haben oder das sie zu
verlieren befürchten. Da sind vor allem die einsamen Männer, die nach
langem Grübeln die Weltlösungsformel gefunden haben und diese nun dem
Volk mitteilen wollen. ... Und da sind die, die überall mitschwimmen,
weil 'mia san überall dabei, wo die Majorität a Mehrheit hat'."
(S.30)

"Politische Akteure und ihre Anhänger waren eine aktive Minderheit,
die allerdings in diesen Zeiten des Umbruchs weite Kreise der
Bevölkerung politisieren konnte und in einer Massenbewegung aktiv
wurde. Freilich sind traditionelle Überzeugungen und Haltungen
zählebig; es kann vermutet werden, dass diese sich bei vielen
Räteanhängern nach dem kurzen Zwischenspiel wieder restaurierten.

Trotz Aufbruchsstimmung und erregenden Ereignissen hatte für die
meisten Arbeiterinnen und Arbeiter die Erledigung des Alltagslebens
Priorität. Neben der täglichen Mühsal blieb den meisten nur wenig an
freier Zeit für politisches Engagement, für Bildung und Vergnügen.
" (S.4)

Manchmal hat die Einschätzung der Lage auch etwas Träumerisches. So
schreibt Ernst Toller noch am 13. April in einem Aufruf an die
Augsburger Arbeiter:

"Die Aussichten der Räterepublik sind nicht ungünstig. Nordbaiern
steht hinter Hofmann, sagt man. Aber Nordbaiern ist nicht zuverlässig
für Hofmann. Von tausenden von rätefreundlichen Inseln und Inselchen
ist es durchsetzt. Es bedarf nur noch zureichender Aufklärung, um
Nordbaiern für die Seite zu gewinnen, auf der nicht um bürgerliche
Demokratie, sondern für den wahren Sozialismus gekämpft wird. ...
Merkt ihr denn nicht, wie es im ganzen Reich gärt, brodelt und
flammt?" (S.93)

Verwaltungsapparat

"Die bairische Monarchie ruhte auf einer komplexen Verwaltung, die
jenseits der sich ändernden politischen Konstellationen im Landtag die
Staatsgeschäfte effizient erledigte. Die Macht der Alleinherrscher
hatte sich längst auf viele Zweige in der Administration übertragen.
Die Bürokratie pflegte zu allen im Landtag vertretenen Parteien
informelle Kontakte. Wer Politik betrieb, war nur dann erfolgreich,
wenn er sich im Dickicht der Zuständigkeiten und Verordnungsabläufe
bewegte wie ein Fisch im Wasser und über seine Verbindungen
rechtzeitig erfuhr, was in den Ministerien geplant und was beschlossen
wurde. Ein Minister trug die politische Verantwortung; er tat gut
daran sich mit seinem Ministerium gut zu stellen." (S.61)

Über diese Verbindungen verfügten die Räte nun einmal nicht und der
Beamtenapparat war alles andere als fortschrittlich und stand der
Räterepublik in der überwiegenden Mehrheit feindlich gegenüber.

"Die Räte hatten es außerdem schwer, sich gegen den
Gemeindeausschuss und den Bürgermeistern, also die bisherigen
Ortsgewaltigen durchzusetzen." (S.62)

"In der Arbeiterklasse verbreitete sich Resignation. Und die
Verfechter der Vergangenheit üben sich, als ob sie sich abgesprochen
haben, in weicher, passiver Resistenz. Ihr nur wenig sichtbarer,
hinhaltender Widerstand wird, so ihre Überzeugung, die Vertreter der
neuen Zeit mürbe machen. Ihre Obstruktion wird 'beweisen', dass die
neuen Verhältnisse nicht lebensfähig sind. Auf allen Ebenen des
Staates dominieren mit Tausenden von Fäden verbunden die, die vor
allem eins hintertreiben: eine Veränderung in den Eigentums- und
Machtverhältnissen.

Schon wenige Wochen nach dem Umsturz sind Anzeichen eines
allgemeinen Meinungsumschwungs erkennbar. Die Begeisterung der ersten
Tage ist verflogen, die Luft ist raus. Jetzt sieht es so aus, als ob
alles wieder in 'geordnete Bahnen' zurückkehrt." (S.62)

"Wie wenig hat sich doch verändert! Die Revolution hat zwar die
versehentlich abgebrochene Staatsspitze ausgetauscht, die königlichen
Beamten arbeiten aber weiter. Hier könnte sich ein weites Feld der
Kontrolle für die Räte eröffnen. 'Linke' bestehen darauf, dass eine
neue Regierungsform sich nur dann behaupten kann, wenn das gestürzte
System entwurzelt und sein Apparat vernichtet wird." (S.13)

Auch die Altparteien melden sich wieder zu Wort. "Gustav Landauer
stellt hierzu erstaunt fest, dass sich die bürgerlichen Parteien mit
einer wirklich affenartigen Geschwindigkeit umkostümiert haben'."
(S.63)

Herrschende Meinung: Medien und Lügen

Mit vielen Beispielen wird belegt, wie die bürgerlichen,
konterrevolutionären Zeitungen und "Medien" die Räterepublik
verunglimpften, denunzierten und maßgeblich die Stimmung in Bayern
verhetzten. Tatsachen wurden verkürzt, verdreht, verfälscht oder es
wurde einfach gelogen, denn es ging ja gegen die Kommunisten und da
war jedes Mittel recht.

"Immer noch droht der Popanz der 'kommunistischen Rätediktatur'.
Und es sind immer noch die Freikorps, die das arme Baiern vor der
roten Flut retten. Tatsächlich plündern und morden die Freikorps. Sie
werden zu Keimzellen der rechtsnationalistischen und profaschistischen
Gruppen, die stramm in ein tausendjähriges Reich marschieren. Dass
eine SPD-Regierung die Freikorps rief, ändert daran nichts." (S.3)

"Die konterrevolutionären Truppen richten bei ihrem Einmarsch in
München mit beispielloser Brutalität ein Blutbad an und beginnen die
Viertel von 'Aufrührern, Anarchisten und Bolschewiken' zu säubern.
Denunzianten haben jetzt Hochkonjunktur, überall krachen Salven der
Erschießungskommandos in der Stadt". (S.131)

Bei diesem ungeheuren Blutbad werden an die 1.200 Arbeiter erschossen;
andere Quellen geben die Zahl der Ermordeten mit 2.000 an.

Eine besonders niederträchtige Rolle spielte dabei auch das
Zentralorgan der MSPD der Vorwärts. Er steht den bürgerlichen
in nichts nach. Nach der Ermordung Eisners finden wir: "Die
bürgerliche Presse heuchelt am folgenden Tag Bestürzung, der
mehrheitssozialdemokratische Vorwärts bleibt bei seiner verlogenen
Hetze: So tiefen Abscheu der Mord des gräflichen Leutnants an Kurt
Eisner erweckt, diese grauenvolle Tat wird noch verdunkelt durch das
mörderische Gemetzel, das die Münchner Unabhängigen und Spartakisten
unter den Führern der bayerischen Sozialdemokratie veranstalten. ...
Inzwischen regiert in der bayerischen Hauptstadt wilder Terror."
(S.83) Tatsächlich war den Führern der MSPD Roßhaupter und Timm kein
Härchen gekrümmt worden. Oder der Vorwärts vom 10. März 1919:
"Die Feder sträubt sich, wenn sie die grauenerregenden Handlungen
nochmals beschreiben soll, die hier von spartakistischen Haufen an
wehrlosen Gefangenen verübt worden sind. Sechzig Polizeibeamte und
einige Dutzend Regierungssoldaten sind wie Tiere abgeschlachtet worden
­... Kein Gnade den Mördern." ... "Tatsächlich gab es ein
Scharmützel zwischen Rätesympathisanten und Regierungstreuen, bei dem
drei Beamte und mehrere Räterepublikaner ums Leben kamen." (S.90)

Das mag hier nun genügen.

"Während sich der Antisemitismus in Zeitungen, Plakaten und
Flugblättern der bürgerlichen Parteien eher indirekt ausdrückt,
erscheint er im Februar ganz unverhohlen auf Flugblättern, die kein
Impressum aufweisen." (S.77)

Als Beispiel wird ein Flugblatt mit folgender Überschrift abgedruckt:
"Der Jude als politischer 'Führer' der Deutschen! Die Maske
herunter!" (S.77)

Hier drängt sich der Bezug zur Gegenwart mit den anonymen Hass- und
Hetzbotschaften im Internet förmlich auf.

Zum Scheitern

"Den wenigen Linken ist damit klar, dass die Revolution gescheitert
ist. Alle ehemals herrschenden Interessengruppen haben genug
Ressourcen, um in die Propagandaschlacht zu ziehen. Die Linken haben
weder Geld noch Medien.

Ihnen ist auch klar, dass mit den Wahlen der Weg in eine
bürgerliche Republik eingeschlagen wird. In dieser Republik, sagen
sie, scheint es nur so, als ob Parteien in Wahlen mit Zustimmung des
Volkes miteinander um die Macht konkurrieren. Tatsächlich haben sich
die wirtschaftlichen Eliten mit dieser formalen Demokratie ein
Instrument geschaffen, mit dessen Hilfe sie ihre ökonomische
Vorherrschaft sichern und auch ausbauen können. So werden sie alle
gesellschaftlichen Konflikte einhegen, in prosperierenden Zeiten
Kompromisse im Konflikt zwischen Kapital und Arbeit schmieden und in
Krisenzeiten Angriffe auf die Institutionen des Staates abfedern. Da
sich alle Parlamentsparteien an den Interessen der 'Wirtschaft'
orientieren, ist die demokratische Republik die denkbar beste Form,
die Herrschaft der Ökonomischen Eliten auch in Zukunft zu
sichern." (S.65)

In Niederschönfeld macht Erich Mühsam im August 1921 folgende
Rechnung auf:

"In München waren - von beiläufig 400.000 erwachsenen Proletariern,
Männern und Frauen - allerhöchstens 20.000 während der Zeit des
Umsturzes revolutionär aktiv, also 5% der sogenannten 'Masse'. Von
diesen 20.000 waren mindestens 17.000 erst durch die akut gewordene
Bewegung selbst in Bewegung gesetzt werden. Es waren also - höchstens!
und das ist meiner Beobachtung nach noch viel zu hoch gegriffen -
3.000 Personen, die vor Ausbruch der Revolution wirklich
revolutionären Willen gehabt haben: noch nicht ein Prozent der
'Masse'... Das Gros aber sympathisiert mit allem was Erfolg hat."
(S.193)

Am 28. August 1922 schrieb er in sein Tagebuch: "Was wir bei der
ständig zunehmenden und von uns lebhaft erstrebten Radikalisierung der
Massen übersahen, war die Strohfeuerqualität der um uns jubelnden
Begeisterung. Wir nahmen den Lärm besoffen geredeter Volksmengen für
Macht, und wir taten, wozu uns diese Menge tatsächlich drängte, was
wir tun mussten: Wir erhoben die Hand zum entscheidenden Griff an die
Machtkurbel. Dann setzten die Widerstände von außen ein, denen wir
deswegen nicht positiv entgegenwirken konnten, weil das Strohfeuer der
Anhänger vor der Gefahr erlosch. Die lautesten Jünger verrieten uns,
und wir sahen zu spät, wie viel im Innern widerstrebende Anhänger aus
Opportunismus so lange zu uns gestanden hatten, bis sie fanden, dass
unser Gaul am Ende das Rennen doch nicht so sicher machen würde, wie
es anfangs schien." (S.194)

Im letzten Kapitel "Eine letzte Frage" trifft Günther
Gerstenberg Aussagen zur Revolution in Bayern, die weit über das Land
und die Zeit hinausgehen, ja für alle sozialistischen Revolutionen
Gültigkeit haben. Werden diese Leitsätze nicht angewandt, sind die
alle in "Revolutionen" erreichten sozialistischen
Errungenschaften nach und nach zum Scheitern, verurteilt. Aktuelles
und tragisches Beispiel ist zur Zeit Venezuela.

"Daneben wogen die eigenen Versäumnisse schwer. Mit Sicherheit kann
man sagen, dass eine politische Revolution dann scheitert, wenn sie
nicht mit einer sozialen Revolution verbunden ist. Soziale Revolution
heißt ultimative Enteignung der wirtschaftlichen Eliten,
Vergesellschaftung aller Produktionsmittel und sofortiges Verbessern
der alltäglichen Lebensumstände von Arbeitern und Bauern.

So konnte es passieren, dass nur die politisch bewussten
Arbeiterinnen und Arbeiter die Räteherrschaft unterstützten, viele
aber nicht verstanden, warum sie für die Räte eintreten sollten. Diese
Erkenntnis wurde später im Spanischen Bürgerkrieg aktuell. Solange die
erfolgreiche Abwehr der putschenden Generäle mit der sozialen
Revolution verbunden war, hatte diese Aussicht auf Erfolg."
(S.194)

Das Buch ist lesenswert.


Günther Gerstenberg: Räte in München. 
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AUFBAU/590: In den USA boomt der Markt für Überwachungstools

aufbau Nr. 99, Januar/Februar 2020

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Kontrollgesellschaft

Unter ständiger Beobachtung



In den USA boomt der Markt für Überwachungstools. An Schulen werden
die Mails von SchülerInnen in Echtzeit gescannt, während intelligente
Kameras jeden Winkel überwachen. Wer gegen Regeln verstösst, wird
kriminalisiert.


(az) US-Amerikanische Schulen leiden unter einem Paradox.
Trotzdem sie statistisch gesehen zu den sichersten Orten für Kinder
und Jugendliche gehören, gelten sie in Umfragen als gefährlicher denn
je. Diese Annahme resultiert vor allem aus den zahlreichen Amokläufen
der letzten Jahre. Wo immer es zu solchen kam, wurde danach in breit
getragenen gesellschaftlichen Debatten nach besseren Massnahmen
gerufen. Statt sich jedoch der Ursachen anzunehmen - und sei dies nur
schon, die Frage zu stellen, wieso Waffen derart leicht erwerbbar
sind -, entstand in den vergangenen Jahren ein gigantischer Markt für
Sicherheitsprodukte: Knapp drei Milliarden Dollar werden von
amerikanischen Schulen jährlich in den Sicherheitsbereich investiert.


Digitale Überwachung

Eine wichtige Rolle nehmen digitale Überwachungsprodukte ein. Die
amerikanische Softwarefirma Bark bietet beispielsweise eine in
Echtzeit funktionierende, 24/7 arbeitende Überwachung aller über das
Schulnetz gesendeten Mails, geteilten Dokumente oder Chatprogramme an.
Andere Unternehmen wie Gaggle oder Securly bieten ein vergleichbares
Angebot. Zusammen überwachen die drei führenden Unternehmen nach
eigenen Angaben pro Jahr mehr als 15 Millionen SchülerInnen in gut
13.000 Schulen.

Die eingesetzten Überwachungssoftwares arbeiten vor allem mit
Stichwortfiltern. Enthält eine Nachricht oder ein Dokument das Wort
"Suizid", "Amok" oder "Marihuana" erhält die zuständige Person, etwa
ein/e RektorIn, innert Sekunden eine automatische Nachricht. Er oder
sie muss nun den restlichen Nachrichtenverlauf überprüfen, um zu
beurteilen, ob eine Gefahr vorliegt. Dieses Vorgehen ist allerdings
umständlich und ungenau. Bark gibt beispielsweise an, dass man alleine
im Frühlingssemester 2018 1.494.438 Probleme registriert habe, was im
Durchschnitt 0.85 Fällen pro überwachter Person entspricht. Entweder
haben amerikanische Kids noch mehr Probleme als man denkt, oder aber
- was wahrscheinlicher ist - die Software arbeitet nicht besonders
genau und als auffällig vermerkte Schlagwörter erscheinen in viel zu
vielen zufälligen Zusammenhängen. Gewisse Schulen haben dieses
Verfahren deswegen bereits wieder rationalisiert, sodass nicht mehr
eine schulinterne Behörde oder Person die Nachricht bei angezeigter
Gefahr durchlesen muss, sondern eine vom Softwareunternehmen
angestellte Person die Nachricht liest und sie nach möglichen Gefahren
einstuft (bei Gaggle sind dies ArbeiterInnen, die ohne jede Erfahrung
in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen für 10 Dollar in der Stunde
Nachrichten durchforsten) oder der Verlauf wird gleich direkt an die
Polizei weitergeleitet, die entscheiden kann, was als nächstes zu tun
ist.

Die digitale Überwachung bleibt nicht nur auf SchülerInnen beschränkt.
In einem mittlerweile wieder gelöschten Blogbeitrag warb Gaggle damit,
dass auch Unzufriedenheit bei den LehrerInnen entdeckt werden könne:
"Denken Sie an die jüngsten Streiks in West Virginia. Wäre die
Geschichte anders verlaufen, wenn die dortigen Schulleitungen Monate
zuvor Suchaktivitäten für "Krankenversicherung" oder "Streik"
angefordert hätten? Gelegentliche Anfragen nach Suchaktivitäten
bezüglich "Gehalt" oder "Entlassungen" könnten die Bedenken der
Mitarbeiter zerstreuen, die zu negativen Auswirkungen in Ihrem
Schulbezirk führen." Die digitale Überwachung soll Streiks künftig
verhindern, indem Unzufriedenheit frühzeitig erkannt wird, und
MitarbeiterInnen ebenso frühzeitig gemassregelt werden.


Die Rolle der Eltern

Werden Streiks verhindert und Jugendliche diszipliniert, dient die
Überwachung der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung. Doch der
Kontrollwahn hat auch eine Eigendynamik erhalten. So ist die Zunahme
von Kindersicherungssoftwares nicht alleine einem staatlichen
Überwachungswahn geschuldet, sondern resultiert ebenso aus einem sich
verändernden elterlichen Bedürfnis. Das eigene Kind ist mehr denn je
ein zu schützendes, ja fast schon heiliges Objekt, dessen Entwicklung
man möglichst genau kontrollieren will.

Sowohl Bark als auch Securly bieten ihre Produkte ebenso besorgten
Eltern an. Bei Bark kann man beispielsweise für eine monatliche Gebühr
von 9 Dollar nachverfolgen, welche Webseiten das Kind aufgerufen hat,
welche Suchworte es in Google eingegeben hat oder welche
Youtube-Videos geschaut wurden. Damit trifft das Unternehmen den Nerv
der Zeit. Gemäss Umfrage des Pew Research Centers gaben 40 Prozent der
befragten Eltern an, dass sie Tools zur Überwachung der
Internetaktivität ihrer Kinder eingesetzt haben, und 16 Prozent gaben
an, dass sie Apps nutzten, um ihre Kinder zu tracken. Ob die Zahl der
elterlichen ÜberwacherInnen tatsächlich so hoch ist, lässt sich schwer
sagen, allerdings zeugen die grosse Anzahl verfügbarer Apps und die
dazugehörigen Downloadzahlen in den App Stores von durchaus reger
Verwendung. Und auch der Kapitalmarkt zeigt sich zuversichtlich.
Gemäss Einschätzung verschiedener Marktanalysen wird sich der
Marktwert von Kindersicherungssoftwares in den kommenden Jahren
vervielfachen.


Überwachte Schulen

Überwachungssoftwares sind nicht das einzige neue Tool zur Überwachung
von SchülerInnen. Manche Schulen setzen dank vernetzter Gadgets auf
umfassende Trackingmethoden, andere haben Mikrophone installiert oder
setzen auf intelligente Kameras, die aggressives Verhalten erkennen
sollen. Über 80 Prozent aller us-amerikanischen Schulen sind
mittlerweile videoüberwacht. Fast alle Schulen nutzen zudem
Zugangskontrollen. Diese gibt es mittlerweile auch als App. Und die
bieten weit mehr als nur digitale Zugangschips. In Schulen, die
beispielsweise auf die Software von "e-Hallpass" zurückgreifen, müssen
SchülerInnen über die App eine Anfrage stellen, wenn sie den
Klassenraum verlassen wollen. Versendet ein/e SchülerIn zu viele
Anfragen oder verbringt jemand zu viel Zeit im WC, wird die Schule
informiert und die betreffende Person steht künftig unter besonderer
Überwachung. "Classroom Management" nennt sich dieses Prinzip in der
Sprache des Anbieters.

In Florida gehen die Abgeordneten nach dem letzten Amoklauf noch einen
Schritt weiter. Sie fordern eine umfassende Datenbank, in der
zahlreiche Informationen gesammelt werden. Darunter fallen nicht nur
Informationen über den bisherigen Bildungsweg, und Auszüge aus dem
Strafregister und bezogenen Sozialleistungen, sondern auch umfassende
Informationen über geschriebene und geteilte Social Media Beiträge
oder Informationen darüber, ob man an der Schule schikaniert wurde und
deswegen potenziell auf Rache aus ist. Die Idee dahinter entspricht
dem Zeitgeist der Kontrollgesellschaft. Mit einer Vielzahl an Daten
ausgestattet glaubt man, TäterInnen schon im Vorfeld ausmachen und
Taten dadurch verhindern zu können. Überwachungstechnik entspricht der
öffentlichkeitswirksamen Inszenierung von Sicherheit. Inwiefern sie
ihrem Versprechen auch nur annährend Rechnung tragen kann, und - wie
von den Softwareanbietern versprochen - schon zahlreiche Amokläufe
verhindert hat, wurde immer wieder angezweifelt.


Von der Schule in den Knast

SchülerInnen kennen in der Regel eine gewisse Kreativität, wenn es um
die Überlistung von Überwachung geht. Und an vielen Orten dieser Welt
ist auch nicht jeder schulische Regelverstoss mit langfristigen
Konsequenzen verbunden. Doch in den USA ist über Jahrzehnte ein System
der Kriminalisierung entstanden, das mehr Menschen als in allen
anderen Ländern dieser Welt in die Knäste treibt. Nirgendwo sonst gibt
es für jugendliche proletarische Schichten, insbesondere für schwarze
Personen, eine vergleichbar hohe Wahrscheinlichkeit im Knast zu
landen.

Eine Teilschuld daran trägt das Bildungswesen, das Jugendliche schon
früh kriminalisiert. An gut 40 Prozent aller amerikanischen Schulen
gibt es "School Resource Officers", das sind in den Schulhäusern
patrouillierende PolizistInnen. Etliche Schulen kennen ein System von
Regelverstössen, die nicht nur schulintern, sondern auch gesetzlich
bestraft werden. Alleine im Bundesstaat New York wurden 2017 1.310
Festnahmen, Vorladungen oder Verfahren nach Jugendstrafrecht an
Schulen für "nicht-kriminelle Vergehen" gemeldet. Darunter fallen
Anklagen wegen Hausfriedensbruch, weil sich jemand in einem Gebäude,
das mehrere Schulen beheimatet, auf dem falschen Stock befand,
Anzeigen wegen der Verwendung obszöner Sprache oder Anzeigen aufgrund
der Teilnahme an Protesten. Nicht miteingerechnet sind die zahlreichen
weiteren Anklagen wegen geringfügiger Verstösse aufgrund von
Drogenkonsum oder Sachbeschädigungen.

Als "Schule-Knast-Pipeline" wird die Verbindungslinie zwischen früher
Kriminalisierung und späteren Knastaufenthalten umgangssprachlich
bezeichnet. SchülerInnen werden für nichtige Taten in das Strafsystem
gezerrt, und kommen aus dem daraus entstehenden Teufelskreis nicht
mehr raus, so zumindest ist die Erfahrung der vergangenen Jahrzehnte:
Die Law-and-Order Politik der USA hat nicht zu weniger Straftaten
geführt, sondern zu einer unvergleichbaren Zunahme inhaftierter und
kriminalisierter Menschen. Mit der Zunahme von digitalen
Überwachungsmöglichkeiten steigt die Anzahl kriminalisierter
SchülerInnnen weiter, beispielsweise weil jemand einmal zu viel
"Marihuana" oder "Graffiti" an seine KollegInnen gesendet hat, und
plötzlich unter besonderer Überwachung steht.

 * 
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USA und Iran

von Peter Petras



Am 3. Januar wurde der iranische General Qasem Soleimani ermordet. Durch
den Angriff mit einer Kampfdrohne der USA im Irak. Das war unter drei
Gesichtspunkten bemerkenswert:

Erstens war der Mord ein offener Völkerrechtsbruch. Es war eine
Kriegshandlung der USA gegen den Iran, von vielen Beobachtern auch als
"Kriegserklärung" identifiziert. Nach der Aufkündigung des Internationalen
Atomabkommens mit dem Iran durch die Trump-Administration und der
Verschärfung der US-Wirtschaftssanktionen gegen Teheran ein weiterer
Schritt in der Eskalation des Konfliktes.

Zweitens folgte US-Präsident Donald Trump hier den Spuren seines
Vorgängers Barack Obama, der solche gezielten Tötungen als eine bevorzugte
Form des Handelns in der Grauzone zwischen Politik und Krieg hatte
praktizieren lassen - von dem sich Trump sonst aber gern unterschieden
wissen wollte.

Drittens erfolgte die Tat auf dem Territorium des Irak, in Bagdad.
Damit war es eine Kriegshandlung auch gegen diesen Staat.

Ermordet wurde ebenfalls der irakische Militärführer Abu Mahdi al-Muhandis,
stellvertretender Kommandeur der irakischen "Volksmobilmachungskräfte",
eines Zusammenschlusses irakischer schiitischer Milizen.

Der Iraner Soleimani wurde in westlichen Medien bevorzugt als "zweiter
Mann" des Teheraner "Regimes" bezeichnet. Tatsächlich war er Kommandeur
jener Abteilung der iranischen Revolutionsgarden, einer Spezialtruppe
innerhalb der Streitkräfte, die Sondereinsätze im Ausland realisiert. So
waren er und Mahdi al-Muhandis an der Koordinierung des Kampfes der
schiitischen Kräfte gegen den sogenannten Islamischen Staat (IS) im Irak
beteiligt - was dem Westen lange Zeit zu Pass kam. Soleimani war aber auch
der Kontaktmann zu den schiitischen Milizen in Syrien und Libanon, was den
Westen und Israel wiederum störte. Innenpolitisch hatte er keine
Kompetenzen, weshalb von einem "zweiten Mann" keine Rede sein konnte.

Genau betrachtet ist die gesamte, vom Westen unbeherrschbare Situation im
Nahen und Mittleren Osten eine Folge von dessen gescheiterter Politik. Die
USA-Aggression gegen den Irak hatte diesen mit dem Krieg 2003 in einen
Failed State verwandelt. Dann hatten die USA-Besatzungsbehörden die
Idee, dort die "Demokratie" einzuführen, in Gestalt der Einteilung des
Landes in drei ethnisch definierte Gruppen, etwas vereinfacht: die Kurden
im Norden, die Sunniten in der Mitte und die Schiiten im Süden des Landes.
Außerdem wurde gleiches Wahlrecht für alle eingeführt. Das Problem war nur,
dass der Irak von seiner Schaffung unter britischer Vorherrschaft im Rahmen
des Versailler Systems 1920 bis zum Sturz Saddam Husseins 2003 immer von
einer sunnitischen Minderheit beherrscht wurde. Wahlmehrheiten mussten ein
schiitisches Übergewicht zur Folge haben, zu deren Gegenbewegung einerseits
der IS wurde und andererseits die kurdische Autonomie. Letztere wiederum
ist im Irak wie in Syrien der Türkei ein Dorn im Auge.

Dass die jahrzehntelang unterdrückten Schiiten im Irak sich an die
Glaubensbrüder im Iran anlehnen würden, war klar, auch wenn dies die uralte
Differenz zwischen Arabern und Persern nicht einebnet. Ungeachtet dessen
greift es zu kurz, die irakischen Widerstände gegen die USA im Land allein
dem Iran und seinen geheimen Diensten in die Schuhe zu schieben.

Die Geschichte politischer Missgriffe des Westens im Falle Irans ist noch
länger. Im Jahre 1953 wurde der rechtmäßig gewählte Ministerpräsident
Mohammad Mossadegh durch eine Geheimdienstoperation der USA und
Großbritanniens gestürzt, weil er die iranische Ölgesellschaft
verstaatlicht hatte. Danach wurde die blutige Diktatur des Schahs Mohammad
Reza Pahlavi errichtet, die vom Westen gern akzeptiert wurde, weil sie sich
als prowestlich und antikommunistisch definierte. Der Schah wurde 1979
durch eine breite Volksbewegung gestürzt. Die iranische
Revolutionsregierung forderte die Auslieferung des geflüchteten Pahlavi,
die Rückgabe der von diesem illegal ins Ausland verbrachten über 56
Milliarden US-Dollar und seine Bestrafung für die begangenen Verbrechen und
Menschenrechtsverletzungen. Die USA gewährten dem Geflüchteten jedoch
Unterschlupf. Im Gegenzug besetzten in Teheran revolutionäre Studenten die
Botschaft der USA und nahmen 52 US-Diplomaten als Geiseln.
Befreiungsversuche schlugen fehl. Die US-Regierung hatte ihr Gesicht
verloren. Das ist der Hintergrund dafür, dass Trump verkündete, im Falle
weiterer Eskalation des jetzigen Konfliktes würden die USA 52 wichtige
Ziele im Iran zerstören - damit wäre der Irrsinn eskaliert.

Die Feindschaft der USA gegenüber dem Iran seit 1979 hat eine
kontinuierliche Linie und zielte letztlich immer auf die Beseitigung der
"islamischen Revolution". Obwohl Trump mit dem Versprechen in die Wahlen
2016 gegangen war, die Regime-Change-Kriege zu beenden, passen seine
jüngsten Aktionen gegen Teheran in genau dieses Muster.

Seit den 1990er Jahren rückte die Frage in den Mittelpunkt zu verhindern,
dass der Iran eigene Atomwaffen entwickelt. Das Atomabkommen von 2015 sah
vor, dass das Land kein atomwaffenfähiges Uran anreichert und dass die
Vertragspartner (die USA, Großbritannien, Frankreich, Russland, China und
Deutschland) auf die Aufrechterhaltung der Wirtschaftssanktionen verzichten
sowie die Handelswege öffnen. Trump hat das Abkommen 2018 aufgekündigt und
neue harte Maßnahmen des Wirtschaftskrieges in Kraft gesetzt, die auch
außerhalb des Territoriums der USA gegen Firmen umgesetzt werden sollen,
die mit iranischen Firmen Wirtschaftsbeziehungen unterhalten. Zugleich hat
Trump das Atomproblem mit weiteren Themen verbunden - so mit der Frage
iranischer Raketenwaffen und mit der Regionalpolitik Irans -, die nie
Gegenstand der Verhandlungen waren.

Die Westeuropäer hatten, um das Atomabkommen zu retten, verkündet, sich dem
US-Kurs nicht beugen zu wollen und den Handel aufrecht zu erhalten. Die
vollmundig gegebenen Versprechen wurden aber nicht eingelöst, die neuen
Abrechnungsmechanismen funktionieren nicht, und die europäischen Firmen,
die in der Regel größere Umsätze in den USA machen, als sie im Iran
erwarten können, kuschen. Ziemlich einseitig forderten Kanzlerin Merkel,
der französische Präsident Macron und der britische Premierminister Johnson
in einer Gemeinsamen Erklärung vom 5. Januar 2020 - nach der Ermordung
General Soleimanis - den Iran auf, "von weiteren gewalttätigen Aktionen"
abzusehen und das Atomabkommen einzuhalten, erwähnten jedoch mit keiner
Silbe den völkerrechtsbrechenden Militäreinsatz der USA. Russland und
China, die ihre eigenen Konflikte mit den USA haben, konnten sich bisher
ebenfalls nicht dazu aufraffen, die wirtschaftlichen Ausfälle durch die
US-Politik zu kompensieren.

So haben die Spannungen im Nahen und Mittleren Osten nochmals drastisch
zugenommen, die seit der Aufkündigung des Atomabkommens durch die
Trump-Regierung bereits spürbar erhöht waren.

Die Kriegsgefahr schien nach der Ermordung Soleimanis akut, wurde jedoch
entspannt: In den USA wird gepokert, im Iran traditionell Schach gespielt.
Da denkt man über möglichst viele Züge im Voraus nach. Die US-Regierung
weiß, dass sie einen Krieg entfesseln, aber dessen Ende nicht absehen kann.
Trump hat Angst davor, im Wahljahr vor seinen Wählern schwach zu
erscheinen, kann aber kein Interesse an einem großen Krieg mit
Zehntausenden Soldaten im Nahen Osten haben. Die politisch Verantwortlichen
in Teheran wissen, dass sie einen großen Krieg anfangen, aber nicht
gewinnen können. Der Raketenangriff auf Stützpunkte der USA und der NATO im
Irak, bei dem es offiziell keine Todesopfer gab, sondern "nur"
traumatisierte dänische Soldaten, die nach Kuweit ausgeflogen wurden, war
deshalb kein "Klein-Beigeben" des Iran, sondern ein genau berechneter
Schritt.

Hinzu kommt allerdings: In der iranischen Gesellschaft haben die inneren
Spannungen zugenommen, insbesondere angesichts gewachsener
Jugendarbeitslosigkeit. Nach dem Sturz des Schahs hat die Zahl der
Studenten, die ihr Studium auch abschließen, deutlich zugenommen. Das
Problem ist so ähnlich wie am Ende des Realsozialismus: Die
hochqualifizierten jungen Leute finden keine adäquaten Arbeitsplätze, die
studierten Frauen (die es in dem Ayatollah-Iran ebenfalls in großer Zahl
gibt) wollen nicht an den Herd, sondern in die moderne Berufswelt. Hinzu
kommen die Preissteigerungen im Gefolge des US-amerikanischen
Wirtschaftskrieges. So hat es starke soziale und politische Proteste in
Iran gegeben, wie seit Jahrzehnten nicht, die jedoch seit dem Mord an dem
General von patriotischen Kundgebungen abgelöst wurden.

Nachdem eingeräumt werden musste, dass die iranischen Streitkräfte ein
ukrainisches Zivilflugzeug abgeschossen haben, mit 176 Todesopfern, unter
denen auch viele Iraner waren, hat sich die Stimmung wieder gedreht. Die
Zivilgesellschaft fordert Rechenschaft von der Regierung, und die kann nur
auf ihre Angst vor einem weiteren US-Angriff verweisen.

Das kann die Verantwortung der Regierung nicht relativieren, ist aber keine
wirkliche Antwort auf die Frage nach den Ursachen. Branco Soban von der
slowenischen Zeitung Delo betonte, dass es die USA waren mit ihren Kriegen
in Afghanistan und Irak, die den Nahen Osten "wohl für immer
destabilisiert" haben. "Allein diese Kriege haben den Steuerzahler fast
drei Billionen Dollar gekostet. In den seit fast zwanzig Jahren andauernden
Gefechten sind bisher mindestens eine Million Menschen gestorben, darunter
auch einige Zehntausend Soldaten. Wer also zerstört mit seinen krankhaften
und imperialistischen Ambitionen tatsächlich den Nahen Osten?"

Und Jürgen Todenhöfer schrieb kürzlich: "Die USA werden aus dem Mittleren
Osten genauso verschwinden müssen wie die anderen früheren Großmächte
dieser Region. Wie Frankreich und Großbritannien. Auch die USA haben dort
nichts zu suchen."

Der Iran dagegen ist dort Zuhause, seit dreitausend Jahren.

Aber das hat auch die politische Klasse in Berlin bisher nicht verstanden.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 2/2020 vom 20. Januar 2020, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/7011: Bundesverwaltungsgericht segnet Verbot von linksunten.indymedia ab

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Bundesverwaltungsgericht segnet Verbot von linksunten.indymedia ab

Von Justus Leicht

4. Februar 2020



Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat am 29. Januar das Verbot des
Internetportals linksunten.indymedia bestätigt. Das Verbot ist ein
fundamentaler und in dieser Form noch nicht dagewesener Angriff auf die
Meinungs- und Pressefreiheit, dessen Bedeutung weit über den unmittelbaren
Fall hinausgeht. Das Gericht hat eine juristische Begründung abgesegnet,
die es ermöglicht, Zeitungen und andere Medien unter Umgehung der hohen
verfassungsmäßigen und rechtlichen Hürden durch einen einfachen
Ministerbeschluss zu verbieten.

Das Bundesministerium des Innern (BMI) hatte das Internetportal am 14.
August 2017 kurz nach den Auseinandersetzungen am Rande des G20-Gipfels in
Hamburg verboten. Um das Verbot juristisch zu rechtfertigen, hatte es
linksunten.indymedia kurzerhand zu einem "Verein" erklärt.

Tatsächlich handelte es sich um eine Internetplattform, auf der Menschen
verschiedener politischer Orientierung aus dem linken Spektrum unzählige
Texte unterschiedlicher Art veröffentlichten - Recherchen, Debatten,
Veranstaltungshinweise und Aufrufe. Diese konnten anonym gepostet werden
und wurden nicht von einer Redaktion ausgewählt oder bearbeitet. Ein
kleiner, im Verhältnis zu den anderen Texten zahlenmäßig minimaler Teil war
womöglich illegalen Inhalts. Dass sich die Betreiber mit diesen Texten
identifizierten, hat das Innenministerium jedoch nicht nachgewiesen.

Die Internetplattform wurde vom Innenministerium und seinem
geheimdienstlichen Arm, dem Bundesamt für Verfassungsschutz, in einen
Verein umdefiniert, um sie per Anordnung verbieten zu können. Zweieinhalb
Jahr danach stellt sich nun auch heraus, dass es dagegen keinen
gerichtlichen Rechtsschutz gibt. Das Bundesverwaltungsgericht ist die erste
und letzte gerichtliche Instanz, bei der ein Vereinsverbot gerichtlich
angefochten werden kann. Mit seiner Entscheidung ist das Verbot
rechtskräftig, obwohl das Gericht ausdrücklich erklärt hat, dass es die
materielle Rechtmäßigkeit des Verbots gar nicht überprüft hat.

Die schriftliche Urteilsbegründung liegt bislang noch nicht vor, nur eine
Pressemitteilung. Schon diese macht deutlich, dass es sich hier um einen
historischen Präzedenzfall handelt.

Der Blog CARTA hat darauf hingewiesen, dass im Jahr 1952, in der
Hochphase des Kalten Krieges und in dem Jahr, in dem das KPD-Verbot
beantragt wurde, das Bundesinnenministerium eine presserechtliche
Gesetzesgrundlage für Zeitungsverbote schaffen wollte, aber mit seinem
Entwurf eines "Gesetzes über das Pressewesens" an öffentlichen Protesten
scheiterte.

Paragraph 42 dieses nicht verwirklichten Entwurfs sah vor, Zeitungen oder
Zeitschriften zu verbieten, die sich u.a. gegen die "verfassungsmäßige
Ordnung" oder den "Gedanken der Völkerverständigung" richten. Begründet
wurde dies damit, dass es bis dahin keine rechtliche Möglichkeit gegeben
habe, "verfassungsfeindliche Zeitungen" zu verbieten. Auf die Idee, das
damals schon existierende Vereinsrecht dafür umzufunktionieren, war man
noch nicht gekommen.

Rechtlich einschlägig für Internetpublikationen, und zwar auch für etwaige
rechtswidrige Inhalte, sind das Telemediengesetz (TMG) und der
Staatsvertrag für Rundfunk und Telemedien, der sogenannte
Rundfunkstaatsvertrag. Diese Rechtsvorschriften erlauben aber nur ein
Vorgehen wegen bestimmter einzelner Inhalte, also konkreter Artikel,
Aufrufe oder Bekennerschreiben, nicht aber ein Totalverbot einer
Publikation. Zuständig sind die Aufsichtsbehörden der Länder, nicht das
Bundesinnenministerium.

Das Bundesverwaltungsgericht hat nun dem Bundesinnenministerium entgegen
dem bisher geltenden Recht ein Verbot auf der Grundlage des Vereinsgesetzes
ermöglicht, indem es erklärte: "Das Vereinsrecht ist hier anwendbar, weil
es auch Organisationen erfasst, deren Zweck Pressetätigkeit i.S.v. Art. 5
Abs. 1 Satz 2 GG ist."

Wäre das Gericht dem Innenministerium bei seiner Konstruktion nicht
gefolgt, einen "Verein linksunten.indymedia" zu erfinden, wäre das Verbot
ins Leere gegangen und hätte aufgehoben werden müssen. So aber ist nun
überhaupt keine Publikation mehr vor einem Verbot sicher, wie es
linksunten.indymedia erleiden musste. Denn wenn es sich nicht gerade um
einen von einer Einzelperson betriebenen Blog handelt, erfordert praktisch
jede Publikation und Veröffentlichungs-Plattform eine Organisation.

Zwar räumt das BVerwG ein: "Der besondere Schutzanspruch der Medien ist im
Rahmen der Prüfung der Verbotsgründe, insbesondere der Verhältnismäßigkeit
des Verbots, zu berücksichtigen. Das Vereinsverbot darf nicht auf
Meinungsäußerungen gestützt werden, die den Schutz der Meinungsfreiheit
nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG genießen."

Bei einer Prüfung der Verbotsgründe hätte linksunten.indymedia nicht
verboten werden dürfen, legt man die bisherige Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts und des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte zugrunde.

So hat das Bundesverfassungsgericht 2005 entschieden, dass einer Zeitung
Äußerungen nicht zugerechnet werden können, wenn sie ohne eigene
Identifikation einen "Markt der Meinungen" eröffne. Das gelte auch dann,
wenn Funktion und Reichweite des eröffneten Forums "auf ein bestimmtes
politisches Spektrum" begrenzt würden. Und der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte entschied 2009 im Fall Ürper u.a. gegen Türkei, dass das
Totalverbot einer Zeitung unverhältnismäßig sei, gegebenenfalls genüge das
Verbot einzelner Ausgaben. Die Türkei hatte diversen kurdischen Zeitungen
vorgeworfen, in verschiedenen Ausgaben PKK-Propaganda betrieben zu haben,
und sie deshalb verboten.

Eine Prüfung der Verbotsgründe hat das Bundesverwaltungsgericht im Fall
linksunten.indymedia jedoch explizit nicht durchgeführt. Die fünf Kläger,
denen die Verbotsverfügung zugestellt worden war, bestritten, einem
"Verein" anzugehören, der ihrer Auffassung nach gar nicht existiert. Das
Bundesinnenministerium wiederum folgerte daraus, dass die Betroffenen
überhaupt nicht klagebefugt seien, da nur der Verein selbst eine
Überprüfung der Verbotsgründe verlangen könne. Dieser Argumentation schloss
sich das Bundesverwaltungsgericht an.

Legal Tribune Online erläuterte dazu: Die Kläger "kommen juristisch
beim BVerwG mangels Vereinszugehörigkeit nicht an die Überprüfung des
Vereinsverbots ran, sind aber zugleich von Folgen des Vereinsverbots
spürbar betroffen".

Und weiter: "Wenn die fünf Freiburger Kläger einräumen würden, sie wären
Mitglieder eines Vereins 'linksunten.indymedia', dann könnten sie zwar hier
und heute in Leipzig das BMI-Verbot vom Gericht vollumfänglich überprüfen
lassen - aber mit unabsehbaren Folgen für sie persönlich. Denn in dem
Moment ihres 'Geständnisses' könnten sie strafrechtlich verfolgt werden und
sie wären plötzlich haftbarer Ansprechpartner für alles, was auf
'linksunten.indymedia' stattgefunden hat."

Laut Legal Tribune Online wäre so "auch der Weg frei für
Schadensersatzklagen von Personen, die auf der Plattform als Nazis und mit
vollen Angaben zu ihrem Namen, ihrem Lebenslauf und ihrer Adresse geoutet
wurden". Selbst ein Verfahren wegen der Bildung einer kriminellen
Vereinigung könnte wieder aufleben, wenn sich einer der Kläger in Leipzig
geoutet hätte.

Etwas derart Perfides können sich vermutlich nur deutsche Juristen
ausdenken: Gesetz und Verfassung werden umgangen, um eine linke Publikation
zu verbieten, die als Plattform für ganz überwiegend legale Pressearbeit,
Meinungsäußerungen und Aktivismus gedient hat. Alles was jemals an
angeblich rechtswidrigen Inhalten dort erschienen ist, wird den
vermeintlichen Herausgebern zugerechnet, die mit strafrechtlichen
Ermittlungsverfahren überzogen werden. Wollen die vom Verbot betroffen die
Verbotsgründe gerichtlich überprüfen lassen, müssen sie sich der Gefahr
aussetzen, strafrechtlich verfolgt und zivilrechtlich mit hohen
Forderungen, Kosten und Gebühren in Anspruch genommen zu werden.

Das Bundesinnenministerium hat unter fadenscheinigen Vorwänden und mit
absurden juristischen Konstruktionen unter Umgehung und Missachtung von
Gesetz und Verfassung im Handstreich eine missliebige linke Publikation
verboten, das zuständige Bundesgericht mit formalistischen
Spitzfindigkeiten einen effektiven Rechtsschutz dagegen verweigert. Dies
ist ein gefährlicher Präzedenzfall und eine ernste Gefahr für Meinungs- und
Pressefreiheit in Deutschland.

Das Bundesinnenministerium wurde vor Gericht von Prof. Dr. Wolfgang Roth
von der Kanzlei Redeker Sellner Dahs vertreten, demselben Anwalt, der es
auch gegen die Sozialistische Gleichheitspartei vertritt. Die SGP hat den
Verfassungsschutz verklagt [1], weil er sie als "linksextreme" Organisation
in seinem Jahresbericht aufführt, obwohl sie mit völlig legalen Mitteln für
ein sozialistisches Programm kämpft.

Die World Socialist Web Site warnt seit langem, dass die herrschende
Klasse in allen kapitalistischen Ländern auf die Verschärfung des
Klassenkampfs reagiert, indem sie demokratische Rechte angreift und zu
diktatorischen Herrschaftsformen übergeht. Soziale Ungleichheit und
Militarismus vertragen sich nicht mit Demokratie und Pressefreiheit. Das
zeigt auch die Verfolgung von Julian Assange und Chelsea Manning, die unter
folterähnlichen Umständen gefangen gehalten werden, weil sie
Kriegsverbrechen aufgedeckt haben. Das Verbot von linksunten.indymedia hat
dies bestätigt.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/07/23/verf-j20.html

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2020 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 04.02.2020

https://www.wsws.org/de/articles/2020/02/04/liun-f04.html

Bundesverwaltungsgericht segnet Verbot von linksunten.indymedia ab

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org
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PREIS/2264: Österreichischer Filmpreis 2020 für "Little Joe" (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Österreichischer Filmpreis 2020

Drei Auszeichnungen für BR/ARTE-Kinokoproduktion "Little Joe"



Die BR/ARTE-Kinokoproduktion "Little Joe" ist mit drei
Österreichischen Filmpreisen in den Kategorien bester Schnitt (Karina
Ressler), bestes Szenenbild (Katharina Wöppermann) und beste Maske
(Heiko Schmidt) ausgezeichnet worden. Der Film von Regisseurin Jessica
Hausner erzählt vom Zweifel an der Wirklichkeit und vom Verlust von
Identität: Eine Mutter hat Angst, ihren Sohn zu verlieren und verliert
dabei sich selbst. Hauptdarstellerin Emily Beecham hatte bereits bei
den Internationalen Filmfestspielen in Cannes den Preis als beste
Darstellerin erhalten.

"Little Joe" ist derzeit in den deutschen Kinos zu sehen. Der
Österreichische Filmpreis wird von der Akademie des Österreichischen
Films vergeben, die Preisverleihung fand am 30. Januar 2020 in
Niederösterreich statt.


Inhalt "Little Joe"

Die alleinerziehende Mutter und Wissenschaftlerin Alice (Emily
Beecham) hat sich voll und ganz ihrem Beruf verschrieben. Als
Botanikerin hat sie eine purpurrote Blume erschaffen, die eine ganz
einzigartige Wirkung hat - bei idealer Raumtemperatur und
ausreichender Zuwendung macht ihr Duft die Menschen glücklich!
Heimlich nimmt Alice eine der Pflanzen für ihren 13-jährigen Sohn Joe
(Kit Connor) mit nach Hause, sie nennen sie "Little Joe". Doch je
weiter die geheimnisvolle Blume wächst, desto mehr verändern sich die
Menschen in Alices Umfeld. Ihr Verdacht wird zunehmend stärker, dass
ihre Schöpfung womöglich nicht so harmlos und glückverheißend ist, wie
es ursprünglich geplant war....


Filminfos

Regie: Jessica Hausner

Drehbuch: Jessica Hausner, Geraldine Bajard

Darsteller: Emily Beecham, Ben Whishaw, Kerry Fox, Kit Connor, Jessie
Mae Alonzo, David Wilmot, Phénix Brossard, Lindsey Duncan u.a.

Redaktion: Cornelia Ackers (BR), Carlos Gerstenhauer (BR), Monica
Lobkowicz (BR/ARTE)

Produktion: coop99 filmproduktion (Produzenten: Bruno Wagner, Jessica
Hausner, Martin Gschlacht),The Bureau (Produzenten: Bertrand Faivre,
Gerardine O'Flynn) und Essential Films (Produzent: Philippe Bober), in
Koproduktion mit ORF, BBC Films, Bayerischer Rundfunk, in
Zusammenarbeit mit ARTE, gefördert von Österreichisches Filminstitut,
FISA, BFI, Eurimages, Filmfonds Wien, Medienboard Berlin-Brandenburg,
Land Niederösterreich

Kinostart: 9. Januar 2020


Der BR engagiert sich bei Kinokoproduktionen

Der Bayerische Rundfunk engagiert sich - gemäß seines Kulturauftrags -
auch im Kinobereich. Mit der redaktionellen und finanziellen
Beteiligung liefert der Bayerische Rundfunk einen wichtigen
kulturpolitischen Beitrag mit dem Fokus auf Nachwuchs und Debüt und
auf besonders wertige, gesellschaftlich relevante Filme. Die
Ausstrahlung von Kinofilmen ist sowohl im Ersten als auch im BR
Fernsehen ein wichtiger Bestandteil des Programms.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. Februar 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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SERIE/957: Kultnächte und Dokumentation zum Finale der "Lindenstraße" (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. Januar
2020

Kultnächte und Dokumentation zum Finale der "Lindenstraße"



Fans der "Lindenstraße" dürfen sich rund um das Finale der Serie noch
Sonntag, 29. März 2020, von 18.50 bis 19.20 Uhr die 1758. und damit
letzte Folge der "Lindenstraße" im Ersten. Von jetzt an sind noch
insgesamt acht neue Folgen zu sehen. Eine Dokumentation und zwei ONE
machen das Finale komplett.

Die WDR-Dokumentation "Bye bye Lindenstraße" am 29. März 2020 um 18
Uhr im Ersten blickt auf über drei Jahrzehnte der Kultserie zurück und
mischt zeithistorisches Archivmaterial aus "Tageschau" u.a. mit
Ausschnitten aus der "Lindenstraße". Aktuelle und ehemalige
Darsteller*innen kommen zu Wort und erzählen, wie die "Lindenstraße"
ihr Leben geprägt hat.

Das Erste plant darüber hinaus zwei "Lindenstraßen-Kultnächte": In der
Nacht vom 28. auf den 29. März 2020 (1.30 bis 5.05 Uhr) und in der
Nacht vom 29. auf den 30. März 2020 (1.40 bis 4.55 Uhr) werden
insgesamt elf Folgen wiederholt. Los geht es mit Folge 1 "Herzlich
willkommen" vom 8. Dezember 1985. Auch der legendäre Schwulenkuss
zwischen Carsten Flöter und Robert Engel (1990) ist dabei, ebenso
Klausi Beimers Nazi-Eid (1993), der "Bratpfannenmord" von Lisa an
Matthias Steinbrück (1995), die "Wählt Gung!"-Kampagne (1998) und die
Live-Folge zum Tod von Erich Schiller (2015).


Programmschwerpunkte in ONE

Der ARD-Sender ONE unter WDR-Federführung wiederholt vom 8. März 2020
an jeweils sonntags ab 10.05 Uhr mehrere Beiträge rund um die
"Lindenstraße", u.a. dabei: "Moritz A. Sachs - Ein Mann mit zwei Leben
- Gespräch mit Klausi" (8. März 2020) in zwei Teilen anlässlich des
30. Geburtstages der "Lindenstraße", "Die Beimers - Stationen aus dem
Leben der Familie Beimer" (15. März 2020), "Entführung aus der
Lindenstraße" - Fernsehfilm von 1995 anlässlich des 10-jährigen
Jubiläums (22. März 2020) und "Nicht sendefähig! Die Lindenstraße
lacht" - Zusammenschnitt von Drehpannen aus den ersten zwei Jahren der
Serie" (29. März 2020).

Die Wiederholungen der "Lindenstraßen"-Folgen werden in ONE noch bis
zum 8. September 2020 montags bis freitags jeweils um 17.15 Uhr
ausgestrahlt, dann ist auch dort die letzte Folge erreicht.


Noch acht neue Folgen bis zum Schluss / Gastauftritt von
Christine Neubauer

Bis zum 29. März 2020 erwarten die Fans noch spannende Geschichten.
Eine dreht sich um "Mutter Beimer": Helga (Marie-Luise Marjan) wird
Opfer eines hinterhältigen Brandanschlags und liegt schwer verletzt im
Koma. In wilden Träumen wandelt sie zwischen den Welten der Lebenden
und Toten. Dabei trifft sie neben ihrem Sohn Benny Beimer (Christian
Kahrmann) auch ihre verstorbenen Ex-Ehemänner Hans Beimer (Joachim H.
Luger) und Erich Schiller (Bill Mockridge) wieder. Und sie begegnet
ihrem "Schöpfer", gespielt von "Lindenstraße"-Erfinder Hans W.
Geißendörfer. Wird Helga sterben?

Fast unbeobachtet spielt sich ein Drama auf der Baustelle des Hotels
ab. Im Mittelpunkt der tragischen Ereignisse steht Anna Ziegler (Irene
Fischer). Ein Drama anderer Art bahnt sich zwischen Nina (Jacqueline
Svilarov), Klaus (Moritz A. Sachs), Neyla (Dunja Dogmani) und Johannes
(Felix Maximilian) an, ausgelöst durch die Recherche über ein rechtes
Netzwerk innerhalb Ninas Polizeidienststelle. Hoffnung schöpft Murat
(Erkan Gündüz), der wochenlang auf spektakuläre Weise gegen die
Abholzung einer Linde und gegen die Gentrifizierung im Viertel
protestiert, bis die toughe Lokalpolitikerin Karola Nowak (Gaststar
Christine Neubauer) auftaucht.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Januar 20203

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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HÖRSPIEL/2040: Deutschlandfunk Kultur - "DIE SINS" von KLANK, 6.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

DIE SINS

Idee, Realisation, Stimmen, Musik: KLANK (Reinhart Hammerschmidt,
Christoph Ogiermann, Markus Markowski und Tim Schomacker)

Chor: Vokalensemble Sinsheim

Deutschlandfunk Kultur 2020/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Donnerstag, 6. Februar 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein Chor schafft sich ab. Alle körperlichen Versammlungen werden
aufgelöst. Eine Geräterepublik entsteht. Eine Stadt leert sich. Und
wird so zum real existierenden global village. Alle Macht den Drähten.
Weise Mischwesen tauchen auf. Und Steine denken über die Zukunft der
Menschheit nach. Wie weit lassen sich digitale Transformationsprozesse
eigentlich denken? Gewandet in ein fröhlich-fantastisches Videospiel
fragt das Bremer Musikensemble KLANK nach den Un/Möglichkeiten
sozialer Bewegtheit in der BRD des Jahres 2020.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1708: Deutschlandfunk - Im Alter Grundsicherung beanspruchen, 6.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Ein Anrecht, kein Almosen

Im Alter Grundsicherung beanspruchen

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 6. Februar 2020, 10.08 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Die sogenannte Grundsicherung im Alter soll sicherstellen, dass
Älteren ohne ausreichende Rente zum Leben das Existenzminimum zur
Verfügung steht. Es handelt sich um eine aus Steuergeldern finanzierte
Sozialleistung. Wie hoch der Anspruch ist, hängt von der jeweiligen
persönlichen Situation des Betroffenen ab. Doch rund 60 Prozent der
anspruchsberechtigten Senioren machen ihr Anrecht erst gar nicht
geltend, warnte im Dezember 2019 das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW), das an einer entsprechenden Studie
beteiligt war. Dabei würden bei voller Inanspruchnahme dieser
Sozialleistung die Einkommen der Senioren im Schnitt um 30 Prozent
oder 220 Euro monatlich steigen. Welche Voraussetzungen gelten für
einen Anspruch auf Grundsicherung?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/482: Berlin - Lichtblick-Kino "Am seidenen Faden", 17.02.2020

Lichtblick-Kino

Katarina Peters: Am seidenen Faden

Montag, 17.2., 20:00 Uhr - Lichtblick-Kino

In Anwesenheit der Regisseurin



In unserer monatlichen Reihe »Zurück auf Anfang«, in der Filmemacher*innen
ihre Frühwerke vorstellen, haben wir im Februar Katarina Peters zu Gast,
die ihren Dokumentarfilm »Am seidenen Faden« (2004) vorstellen wird.

Der Film

Schicksal Schlaganfall - die Geschichte einer jungen Liebe im
Ausnahmezustand: Kurz nach seiner Hochzeit erleidet der junge Cellist Boris
Baberkoff einen schweren Schlaganfall. Seine Frau, die Regisseurin Katarina
Peters, hält sich an ihrer DV Kamera fest, um den Schock zu überstehen. Ihr
Film schildert den Weg durch Intensivstation und Reha-Kliniken und den
täglichen Kampf um selbst noch so kleine Besserungen. Er ist ein subjektives
Protokoll eines Paares im Ausnahmezustand, das versucht, seine Liebe und
Kreativität zu retten.

Die Regisseurin

Katarina Peters (geb. 1958 in Hamburg) studierte Skulptur, Film,
Performance am Art Institute San Francisco und Visuelle Kommunikation an
der UdK Berlin. Seit 1979 ist sie als Produzentin, Autorin, Regisseurin,
Tonmeisterin und Szenenbildnerin tätig. 1986 gründete sie die »Katarina
Peters Filmproduktion«. Von 1990 bis 1998 leitete sie die Filmproduktion
»Schnittstelle Potsdamer Platz«. Im Lauf der Jahre sind eine Reihe von
Kurz-, Spiel- und Dokumentarfilmen unter ihrer Regie entstanden. »Am
seidenen Faden« wurde mehrfach ausgezeichnet, u.a. mit der »Silbernen
Taube«, DOK Leipzig.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Internet: https://www.lichtblick-kino.org
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TAGUNG/204: Trier - Western sind wieder im Kommen, 07. und 08.02.2020

Universität Trier - 03.02.2020

Western sind wieder im Kommen

An der Universität Trier treffen sich bei einer Tagung Forschende aus
Europa. Ihr Ziel ist nicht weniger als die Neubestimmung des 
Western-Genres.



"Western entstehen nicht im luftleeren Raum. Vielmehr setzen sie sich mit
den Gesellschaften auseinander, in denen sie entstanden sind. Sie
antworten beispielsweise auf zeitgenössische politische und soziale
Konflikte - seien es Geschlechterrollen oder Bürgerrechte", erklärt die
Soziologin Dr. Anja Peltzer ihre wissenschaftliche Faszination für die
Filme über Cowboys und Indianer. Die Wissenschaftlerin der Universität
Trier organisiert zusammen mit Prof. Dr. Jörn Ahrens von der
Justus-Liebig-Universität Gießen am 7. und 8. Februar die Tagung "Beyond
the Frontier", die sich mit der Aktualität von Western in der heutigen Zeit
beschäftigt. Durch die Analyse von Normen und Werten in Western und ihre
Bedeutung für die Entwicklung von Gesellschaften wollen die Experten bei
der Tagung auch das Western-Genre neu bestimmen.

"Wir werden unter anderem die Frage diskutieren, ob die Wiederkehr des
Westerns in die Kinos einer bestimmten aktuellen Konstellation in Politik
und Gesellschaft geschuldet ist", macht Anja Peltzer neugierig. Nach der
Goldenen Ära des Western, in der Filme wie "Stagecoach" (1939), "Red
River" (1948) oder auch "High Noon" (1952) auf die Leinwand kamen, und dem
darauffolgenden Abflauen der Popularität, beobachtet die Soziologin der
Universität Trier in den vergangenen Jahren das Wiederkommen des Genres.
Weltweit fanden wieder mehr Western den Weg in die Kinos, so zum Beispiel
"Django Unchained" (2012), "The Ballad Of Buster Scruggs" (2018) oder auch
die europäische Adaption "Western" von Valeska Griesebach aus dem Jahr
2017.

"Oft werden Western generell als klischeebeladene Geschichten von Cowboys
und Indianern abgewertet. Doch die Mehrheit der Western ist mehr als
dieses schwarz-weiße Bild", sagt Peltzer. Spannend sei es beispielsweise
zu analysieren, wie in Western mit "dem Gesetz" umgegangen wird. Wenn in
Western schnell zu den Colts gegriffen wird, um Konflikte mit Waffengewalt
zu lösen, steckt dahinter durchaus auch ein ebenso etabliertes wie auch
problematisches Rechtsempfinden, so die Expertin. Über all diese Fragen
diskutiert die Tagung in offenen Gesprächsrunden bei so genannten
Roundtables.

Tagung "Beyond the Frontier"

Datum: Fr./Sa., 07./08.02.2020

Ort: Universität Trier, Gebäude V, Raum V302

Kosten: Die Teilnahme ist kostenlos

Anmeldung: Es ist keine Anmeldung erforderlich

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, 03.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/1019: Breite Unterstützung der niedersächsischen Ärzteschaft für Streiks der Universitätsärzte (ÄKN)

PRESSEINFORMATION vom 4. Februar 2020

Breite Unterstützung der niedersächsischen Ärzteschaft für Streiks
der Universitätsärzte

Dr. med. Martina Wenker, Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen:
"Überlange Arbeitszeiten sind nicht mehr hinnehmbar"



Hannover, 4. Februar 2020. Anläßlich der heutigen bundesweiten
Großkundgebung von Klinikärztinnen und -ärzten in Hannover hat
Niedersachsens Ärztekammerpräsidentin Dr. med. Martina Wenker das
sofortige Ende überlanger Arbeitszeiten für Klinikärztinnen und
-ärzte gefordert. "Zahlreiche Nacht- und Wochenenddienste machen
Ärztinnen und Ärzte auf Dauer selbst krank und gefährden damit die
Patientenversorgung noch mehr", so Kammerpräsidentin Wenker.

Ärztinnen und Ärzte aus dem gesamten Bundesgebiet protestieren heute
in der niedersächsischen Landeshauptstadt. Dr. med. Martina Wenker:
"Ich wünsche diesem Protest nachhaltigen Erfolg. Die Demonstrierenden
treten konsequent und mutig für bessere Arbeitsbedingungen in
Krankenhaus und Praxis ein, welche der ärztlichen Leistungsfähigkeit
wie auch den hohen Anforderungen der Patientenversorgung entsprechen."

 * 

Quelle:

ÄKN - Ärztekammer Niedersachsen - Kommunikation

Presseinformation vom 4. Februar 2020

Karl-Wiechert-Allee 18-22, 30625 Hannover

Telefon: 0511 380-2220, Fax: 0511 380-2260

E-Mail: kommunikation@aekn.de

Internet: www.aekn.de
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POLITIK/2022: Warnstreik am Uniklinikum Schleswig-Holstein ausgeweitet (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Februar 2020

Warnstreik am Uniklinikum Schleswig-Holstein ausgeweitet - Schon 16
Großkliniken unterzeichnen Vereinbarungen für mehr Personal und
Entlastung



Berlin - Die Tarifbewegung für mehr Personal und Entlastung an den
Krankenhäusern geht weiter. Am heutigen Dienstag setzen insgesamt 700
Beschäftigte den Warnstreik am Universitätsklinikum
Schleswig-Holstein (UKSH) fort, der gestern begonnen hat. Auch die
rund 700 Auszubildenden der UKSH-Akademie werden heute zum Warnstreik
aufgerufen. "Die hohe Beteiligung ist ein deutliches Signal an den
Klinikvorstand, der bislang keinen ernsthaften Willen zeigt, zu einer
Einigung über einen Tarifvertrag zur Entlastung des Personals zu
kommen", erklärte ver.di-Verhandlungsführer Steffen Kühhirt. In den
vergangenen 20 Jahren seien an den UKSH-Standorten Kiel und Lübeck
insgesamt rund 750 Vollzeitstellen abgebaut worden, zugleich hätten
die Fallzahlen zugenommen. "Die Belastungsgrenze ist überschritten.
Das UKSH braucht dringend mehr Personal, um Arbeitsbedingungen zu
gewährleisten, bei denen die Pflegenden nicht selbst krank werden",
betonte Kühhirt. Eine bessere Personalausstattung komme auch den
Patientinnen und Patienten zugute.

Das Land Schleswig-Holstein sei in der Verantwortung. "Wir erwarten
von der Landesregierung, dass sie den UKSH-Vorstand zu einem
Kurswechsel bewegt", sagte Kühhirt. "Statt mit juristischen
Winkelzügen abzulenken und das Streikrecht seiner Beschäftigten
infrage stellen zu wollen, muss das landeseigene Uniklinikum endlich
einen substanziellen Tarifvertrag zur Entlastung abschließen."
Zuletzt hatte der Klinikvorstand versucht, Arbeitsniederlegungen per
einstweiliger Verfügung vor dem Arbeitsgericht zu verhindern. "Die
Sicherheit der Patienten zu garantieren, ist für uns eine
Selbstverständlichkeit. Dem tragen wir mit einer
Notdienstvereinbarung Rechnung. Zugleich ist klar, dass das
Grundrecht auf Streik auch Krankenhausbeschäftigten zusteht - und das
nutzen sie jetzt."

Sylvia Bühler, im ver.di-Bundesvorstand für das Gesundheits- und
Sozialwesen zuständig, begrüßt die Entschlossenheit der Beschäftigten
am UKSH, die extreme Belastung durch die viel zu dünne Personaldecke
nicht länger hinzunehmen. "Die Beschäftigten in Kiel und Lübeck
setzen die bundesweite Tarifbewegung fort, die bereits in 16
Großkrankenhäusern zu Vereinbarungen für Entlastung geführt hat." In
diesen Kliniken habe ver.di eine Reihe konkreter Verbesserungen
durchgesetzt, die letztendlich auch den Patientinnen und Patienten
zugutekämen. "Wir lassen die Arbeitgeber nicht aus der Verantwortung,
die sie für gesunde Arbeitsbedingungen haben", stellte Bühler klar.
"Unser Ziel ist jedoch nicht, möglichst viele Tarifverträge zur
Personalausstattung abzuschließen. Unsere Tarifverträge für mehr
Personal und Entlastung sind Notwehr, zu der wir greifen müssen,
solange es keine gesetzlichen Vorgaben für eine ausreichende
Personalausstattung gibt. Das Konzept für eine bedarfsorientierte
Personalbemessung liegt auf dem Tisch des Bundesgesundheitsministers.
Es muss jetzt schnell und bundesweit einheitlich eingeführt werden."
Im Januar hatte ver.di gemeinsam mit der Deutschen
Krankenhausgesellschaft und dem Deutschen Pflegerat ein Instrument
zur Personalbemessung für die Pflege auf Grundlage der
Pflegepersonalregelung (PPR) vorgestellt - die PPR 2.0.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.02.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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AIDS/1093: Hochwirksamer HIV-Antikörper unterdrückt Resistenzentwicklung (idw)

Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 31.01.2020

Hochwirksamer HIV-Antikörper unterdrückt Resistenzentwicklung

Gemeinsame Pressemitteilung der Uniklinik Köln und des Deutschen Zentrums
für Infektionsforschung (DZIF)



Die Forschungsgruppe um Univ.-Prof. Dr. Florian Klein am Institut für
Virologie der Uniklinik Köln und am Deutschen Zentrum für
Infektionsforschung (DZIF) hat einen neuen, hochwirksamen Antikörper gegen
HIV entdeckt. Während die Wirkung bisheriger Antikörper gegen HIV durch
die Entwicklung viraler Resistenzen begrenzt wurde, kann der neue
Antikörper namens 1-18 die Virusvermehrung anhaltend unterdrücken. Dadurch
hat der Antikörper ein großes Potential, erfolgreich zur Prävention und
Behandlung der HIV-Infektion eingesetzt zu werden.

Zurzeit stellen antiretrovirale Medikamente die Grundlage der Behandlung
der HIV-Infektion dar. Sie hemmen effektiv die Vermehrung des HI-Virus,
erfordern jedoch eine lebenslange und tägliche Einnahme, die mit
Nebenwirkungen einhergehen kann. Aufgrund der hohen Wandelbarkeit von HIV
ist zudem eine Kombination mehrerer Wirkstoffe notwendig, um die
Entwicklung von Medikamenten-Resistenzen und ein Therapieversagen zu
verhindern.

Breit-neutralisierende Antikörper gegen HIV

Als mögliche neue Option zur Behandlung und Prävention der HIV-Infektion
werden breit-neutralisierende Antikörper intensiv erforscht. Diese
unterscheiden sich in ihrer Wirkungsweise grundlegend von antiretroviralen
Medikamenten, da sie das Virus durch eine gezielte Bindung an dessen
Oberfläche direkt angreifen.

In mehreren klinischen Studien, an denen auch die Kölner Forscher
beteiligt waren, konnte das Potential breit-neutralisierender Antikörper
durch eine Reduktion der Viruslast gezeigt werden. Vergleichbar mit
antiretroviralen Medikamenten war die Wirkung einzelner Antikörper
aufgrund der Entwicklung viraler Resistenzen jedoch zeitlich begrenzt.

Identifikation des neuen hochwirksamen Antikörpers 1-18

In der aktuellen Arbeit gelang es der Forschungsgruppe, einen neuen gegen
HIV gerichteten Antikörper namens 1-18 zu identifizieren. Dieser
Antikörper zeigte bereits bei geringen Konzentrationen eine große Wirkung
und war gegen 97 % der getesteten HIV-Varianten aktiv. "1-18 zählt somit
zu den besten bislang beschriebenen Antikörpern, die HIV neutralisieren
können", erläutert Dr. Philipp Schommers, Assistenzarzt an der Klinik I
für Innere Medizin der Uniklinik Köln und einer der Erstautoren der
Studie.

In Zusammenarbeit mit Kollegen vom California Institute of Technology
(Pasadena, USA) konnten die Kölner Forscher zudem den Angriffsmechanismus
des Antikörpers 1-18 detailliert darstellen. So bindet und inaktiviert
dieser eine besonders relevante Oberflächenstruktur von HIV, auf die das
Virus für die Infektion und Vermehrung angewiesen ist.

Effektive HIV-Therapie durch den Antikörper 1-18

Die therapeutische Wirkung des neu entdeckten Antikörpers 1-18
untersuchten die Kölner Virologen unter Verwendung eines Mausmodells, das
eine dem Menschen vergleichbare HIV-Infektion ermöglicht. Andere
breit-neutralisierende Antikörper zeigten in diesem Modell nur kurzfristige
Effekte auf die Viruslast im Blut, da eine rasche Resistenzentwicklung
auftrat. Im Gegensatz hierzu führte die Behandlung mit 1-18 zu einer
Reduktion der Virusmenge im Blut, die für die gesamte Therapiedauer
anhielt. "Diese Ergebnisse verdeutlichen, dass die Entwicklung von
Resistenzen gegen den neuen Antikörper 1-18 im Vergleich zu anderen
Antikörpern deutlich erschwert ist", so Dr. Henning Grüll, Assistenzarzt
am Institut für Virologie und ebenfalls Erstautor der aktuellen Studie.

Aufgrund seiner hohen Wirksamkeit sehen die Wissenschaftler in 1-18 einen
vielversprechenden Kandidaten für die Verwendung in der Behandlung der
HIV-Infektion. "Die breite Aktivität des neuen Antikörpers 1-18 macht es
zudem denkbar, dass dieser in Form einer passiven Impfung zur Prävention
der HIV-Infektion eingesetzt werden kann", ergänzt Studienleiter Prof. Dr.
Florian Klein. Die Wissenschaftler planen nun, den neu entdeckten
Antikörper 1-18 in klinischen Studien weiter zu untersuchen.


Originalpublikation:

Philipp Schommers, Henning Gruell, Morgan Abernathy, My-Kim Tran, Adam
Dingens, Harry Gristick, Christopher Barnes, Till Schoofs, Maike Schlotz,
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Restriction of HIV-1 Escape by a Highly Broad and Potent Neutralizing Antibody. Cell 30. Januar 2020

DOI: https://doi.org/10.1016/j.cell.2020.01.010

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S009286742030057X?via%3Dihub 

(Publikation)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1833

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 31.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





FORSCHUNG/841: Wie das Immunsystem blind für Krebszellen wird (idw)

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 31.01.2020

Wie das Immunsystem blind für Krebszellen wird



Im Kampf gegen veränderte Zellen im Körper, die zu Krebs werden können,
leisten die T-Zellen des Immunsystems Schwerstarbeit. Fresszellen und
B-Zellen entdecken Veränderungen und aktivieren die T-Zellen. Diese
starten ein regelrechtes Vernichtungsprogramm. Das funktioniert in vielen
Fällen gut - bis Krebszellen so mutieren, dass sie eine Art Tarnkappe
entwickeln und dem Immunsystem entkommen. Forscherinnen und Forscher der
Universität Freiburg und der Leibniz Universität Hannover (LUH) haben nun
aufgeklärt, wie ein Schlüsselprotein dieser als "Immune Escape"
bezeichneten Strategie von Tumorzellen aktiviert wird.




[image: Bild: © CIBSS/Universität Freiburg, Michal Rössler]

Krebszellen machen sich für das Immunsystem unsichtbar: Von T-Zellen (in
grün) ungehindert, können sie sich weiter im Körper teilen.
Wissenschaftler haben nun einen wichtigen Schritt dieser Strategie namens
"Immune Escape" aufgeklärt. 

Bild: © CIBSS/Universität Freiburg, Michal Rössler



Das Team um Prof. Dr. Maja Banks-Köhn und Prof. Dr. Wolfgang Schamel von
den Exzellenzclustern für Biologische Signalstudien CIBSS und BIOSS der
Universität Freiburg und die Strukturbiologin Prof. Dr. Teresa Carlomagno
von der LUH nutzten dafür biophysikalische, biochemische und
immunologische Methoden. Die Chemische Biologin Banks-Köhn hofft, in
Zukunft Wirkstoffe zu entwickeln, die spezifisch in diesem
Aktivierungsmechanismus wirken und die etablierten Krebstherapien mit so
genannten Immun-Checkpoint-Inhibitoren zu verbessern. Die Ergebnisse
stellt das Forschungsteam in einer Studie im Fachmagazin Science Advances
vor.

Checkpoint-Inhibitoren sind therapeutische Antikörper, die an Rezeptoren
von T-Zellen wirken. Oberflächenproteine wie der Immun-Checkpoint
Programmed Death 1 (PD1) sowie der Signalweg, den sie auslösen, beenden im
gesunden Körper Immunantworten. Diese Regulierung verhindert, dass
Entzündungssymptome wie Rötungen, Schwellungen oder Fieber zu lange
anhalten und außer Kontrolle geraten. Krebszellen machen sich diesen
Mechanismus zu Nutze, um den Körper gegen ihre Vermehrung hilflos zu
machen: In Zellkulturen und mittels Interaktionsstudien fanden die
Forscher aus Freiburg und Hannover heraus, dass ein Signalprotein namens
SHP2 in den T-Zellen zweifach an PD1 bindet, nachdem es von einem Signal
der Krebszellen aktiviert wurde. Erst die doppelte Bindung an SHP2
vermittelt die Tarnkappenwirkung und schaltet die Antwort der Immunzellen
ganz ab.

Antikörpertherapien, die Immuninhibitoren wie PD1 blockieren, sind zur
Behandlung von Melanomen und Lungenkarzinomen zugelassen und verlängern
das Leben der Patientinnen und Patienten. Viele leiden jedoch unter
autoimmunen Reaktionen. "Wirkstoffe, die die Bindung von SHP2 und PD1
verhindern, könnten in Zukunft helfen, Nebenwirkungen zu mindern und als
Ergänzung oder Alternative zu Antikörpertherapien eingesetzt werden",
erklärt Banks-Köhn. Sie untersuchte gemeinsam mit Schamel die Immunantwort
von B- und T-Zellen, in denen sie SHP2-Moleküle veränderten. Sie testeten
damit Vorhersagen, die sie anhand der Kristallstruktur- und
Magnetresonanzanalyse des Teams aus Hannover aufstellten. Deren Daten
zeigen, wie genau und mit welchen Bereichen das Protein SHP2 an PD1 bindet
und weisen damit auf mögliche Angriffspunkte für Wirkstoffe hin. "In
unserem laufenden Forschungsprojekt im CIBSS - Centre for Integrative
Biological Signalling Studies wollen wir nun den Signalweg von PD1
aufschlüsseln - wo die Proteine in der Zelle sind, wo sie binden und in
welchem Zeitraum die Signale wirken", erklärt Banks-Köhn.


Originalpublikation:
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J./Krausze, J./Brandt, H. J./Kirkpatrick, J./Rios, P./Schamel, W. W./Köhn,
M./Carlomagno, T. (2020): 
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FORSCHUNG/1386: Neuer Therapieansatz für MERS-Coronavirus entdeckt (idw)

Charité - Universitätsmedizin Berlin - 29.01.2020

Neuer Ansatz für MERS-Therapie entdeckt: Bereits zugelassene Medikamente in Zellen wirksam

Gemeinsame Pressemitteilung der Charité und des DZIF



Das im Jahr 2012 entdeckte MERS-Coronavirus kann eine schwere
Lungenentzündung auslösen, die häufig tödlich verläuft. Eine wirksame
Therapie gibt es bislang nicht. Jetzt haben Wissenschaftler des Deutschen
Zentrums für Infektionsforschung (DZIF) an der Charité -
Universitätsmedizin Berlin einen zelleigenen Recycling-Mechanismus, die
Autophagie, als neuen Angriffspunkt für die Bekämpfung des Virus
identifiziert. Autophagie-fördernde Wirkstoffe, darunter auch zugelassene
Medikamente, konnten die Vermehrung des Virus in Zellen stark reduzieren.
Die Arbeit ist in der Fachzeitschrift Nature Communications (*) erschienen.

Eine Infektion mit dem MERS-Erreger kann eine grippeähnliche Erkrankung
verursachen ("Middle East respiratory syndrome"), die häufig mit einer
gefährlichen Lungenentzündung einhergeht. Seit der Entdeckung des Virus im
Jahr 2012 wurden der Weltgesundheitsorganisation rund 2.500 MERS-Fälle in
27 Ländern gemeldet; etwa ein Drittel der Infizierten starben. Unter
Co-Leitung von Privatdozent Dr. Marcel Müller vom Institut für Virologie am
Campus Charité Mitte haben Forschende jetzt herausgefunden, dass das
MERS-Virus den zellulären Prozess der Autophagie drosseln muss, um sich zu
vermehren. Auf Basis dieser Erkenntnis identifizierte das Team Wirkstoffe,
die die Autophagie ankurbeln und damit das Viruswachstum in den Zellen
deutlich hemmen.

Unter Autophagie versteht man einen körpereigenen Recycling-Mechanismus,
den Zellen nutzen, um beschädigtes Material und Abfallprodukte abzubauen.
Die übrigbleibenden Bausteine stehen dann wieder für den Aufbau neuer
Zellstrukturen zur Verfügung. Auch Bestandteile von Krankheitserregern wie
Viren werden durch diesen Prozess der "Selbstverdauung" als Abfallprodukte
erkannt und entsorgt. Eine Reihe von Viren hat verschiedene Strategien
entwickelt, um dem Abbau zu entgehen. Das Team um Privatdozent Dr. Müller
untersuchte daher, ob auch das MERS-Virus auf den Autophagie-Mechanismus
Einfluss nimmt. Dazu infizierten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler unter höchsten Sicherheitsvorkehrungen Zellen mit dem
Erreger. Tatsächlich konnten sie beobachten, dass der Recycling-Prozess in
MERS-infizierten Zellen gestört war. "Dieses Ergebnis war ein deutlicher
Hinweis darauf, dass der MERS-Erreger von einer Abschwächung des
zellulären Recyclings profitiert", erklärt Privatdozent Dr. Müller.

Dem Forschungsteam gelang es zusätzlich, einen bisher unbekannten
molekularen Schalter zu identifizieren, der den Ablauf der Autophagie
regelt: das Protein SKP2. Wie die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
feststellten, aktiviert das MERS-Virus diesen molekularen Schalter, um die
Recycling-Maschinerie zu drosseln und so dem eigenen Abbau zu entgehen.
Diese Erkenntnisse nutzte die Arbeitsgruppe: Sie behandelte
MERS-infizierte Zellen mit verschiedenen SKP2-Hemmern, um den
Entsorgungsprozess anzukurbeln. Die Strategie zeigte Erfolg: Die
Autophagie-hemmenden Wirkstoffe reduzierten die Vermehrung des Virus um
das bis zu 28.000-Fache. Unter den getesteten Substanzen waren auch
bereits zugelassene Wirkstoffe, wie das gegen Bandwurmerkrankungen
eingesetzte Niclosamid, das ebenfalls als SKP2-Hemmer identifiziert wurde.
Auch Niclosamid war in der Lage, die Vermehrung des MERS-Erregers in den
Zellen deutlich zu verringern.

"Unsere Ergebnisse zeigen, dass SKP2 ein vielversprechender Ansatzpunkt
für die Entwicklung neuer Wirkstoffe gegen das MERS-Virus - und
möglicherweise auch gegen andere Autophagie-abhängige Viren - ist",
erläutert Privatdozent Dr. Müller. Da SKP2-Hemmer nicht das Virus direkt
angreifen, rechnet er bei ihrem Einsatz mit einer geringeren Gefahr der
Resistenzbildung. "Für den Einsatz von SKP2-Hemmern als Medikamente fehlen
allerdings noch Tests im Organismus. Außerdem ist eine klare
Risiko-Nutzen-Abwägung nötig, da auch bereits zugelassene Medikamente
Nebenwirkungen haben können," sagt der Virologe. Zusätzlich werden die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler testen, ob SKP2-Hemmer auch gegen
verwandte Coronaviren wie das SARS-Virus oder das in China derzeit
zirkulierende Virus (2019-nCoV) aktiv sind.


(*) Gassen NC et al. 

SKP2 attenuates autophagy through Beclin1-ubiquitination and its inhibition reduces MERS-Coronavirus infection. 

Nat Commun 10, 5770 (2019).


Über das MERS-Coronavirus

Das "Middle East respiratory syndrome coronavirus" (MERS-CoV) ist ein
zoonotisches Virus, das größtenteils von Dromedaren auf den Menschen
übertragen wird. Die Infektionshäufigkeit ist auf der Arabischen Halbinsel
am höchsten. In begrenztem Maß kann der Erreger jedoch beispielsweise in
Krankenhäusern auch von Mensch zu Mensch übertragen werden, was 2015 zu
einem größeren Ausbruch der Krankheit in Südkorea führte. In Deutschland
gab es bisher vier dokumentierte MERS-Fälle.

Über die Studie

Die Studie wurde gemeinsam von Privatdozent Dr. Müller, Dr. Nils Gassen
vom Universitätsklinikum Bonn sowie Dr. Theo Rein vom Max-Planck-Institut
für Psychiatrie geleitet.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1038/s41467-019-13659-4
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FORSCHUNG/1385: Neue Strategie für universelle Impfstoffe (idw)

Medizinische Hochschule Hannover - 29.01.2020

Neue Strategie für universelle Impfstoffe

Computersimulation gegen Grippe: RESIST-Forscher analysiert, wie die
Bildung wertvoller Antikörper gezielt gefördert werden kann /
Veröffentlichung in "Cell Reports"



Eine Impfung kann Menschen vor einer für sie lebensbedrohlichen Grippe
schützen. Jedes Jahr müssen dafür neue, angepasste Impfstoffe verwendet
werden, da sich Grippeviren rasch verändern können. Auch die Kontrolle
anderer Virusinfektionen wie HIV oder Hepatitis scheitern meistens an der
schnellen Anpassung des Virus an die Immunreaktion. Aber es gibt auch
Virusbestandteile, die sich nicht stark ändern. An diese molekularen
Strukturen können sogenannte breit neutralisierende Antikörper binden und
diese somit bekämpfen. Sie werden von sehr wenigen Menschen in natürlichen
Immunreaktionen gebildet.

Professor Dr. Michael Meyer-Hermann, Forscher des Exzellenzclusters RESIST
(Resolving Infection Susceptibility) und Leiter der Abteilung
System-Immunologie des Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) in
Braunschweig, hat nun in Computersimulationen analysiert, wie die
natürliche Erzeugung dieser seltenen Antikörper gezielt gefördert werden
kann. Dies stellt eine Grundlage für die Entwicklung neuer innovativer
Impfstoffe und Therapien dar. Die Ergebnisse veröffentlichte das
renommierte Fachjournal "Cell Reports".

"Die Arbeit von Professor Michael Meyer-Hermann zeigt einen neuen Weg auf,
wie das Immunsystem gezielt gegen 'wenig beachtete' Antigene auf Viren und
Bakterien gelenkt werden kann. Die Arbeit zeigt auch die Vielfalt der von
RESIST-Forschern verwandten Methoden und wie Computer-basierte und
Labormethoden sich gegenseitig ergänzen können, um die Ziele von RESIST zu
erreichen", sagt Professor Dr. Thomas Schulz, Sprecher des
Exzellenzclusters RESIST und Leiter des Instituts für Virologie der
Medizinischen Hochschule Hannover (MHH).


Die Originalpublikation finden Sie im Internet unter folgendem Link

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/31665624
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FORSCHUNG/1384: Autonome Mikrofalle für Bakterien (idw)

Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 31.01.2020

Autonome Mikrofalle für Bakterien



Motorisierte, zwiebelartig aufgebaute Mikrokapsel kann pathogene Keime
anlocken, fangen und zerstören: Antibiotika wirken effizienter, wenn sie
die Bakterien unverdünnt und direkt am Ort des Befalls bekämpfen können.
In der Zeitschrift Angewandte Chemie beschreiben amerikanische
Wissenschaftler eine synthetische chemische Falle, die von selbst an ihren
Wirkungsort schwimmt, Bakterien anlockt, einfängt und schließlich
konzentriert vernichtet. Dabei sei die Kommunikation mit dem Ziel eine der
wichtigsten Funktionen der Mikrokapsel, so die Autoren.

Die Wissenschaftler entwickelten die Multifunktions-Mikrokapsel, weil sich
die verabreichten Medikamente in der Regel im Körper erst verteilen und
somit verdünnen, bevor sie wirken können. Könnten Medikament und Ziel
direkt zusammengeführt werden, würden auch weniger Arzneimittel
verschwendet. Forscher um Joseph Wang an der University of California in
San Diego haben nun eine chemische Falle entwickelt, die autonom unterwegs
ist, Erreger anlockt, sie einfängt und schließlich vernichtet. Diese
autonom schwimmende Mikrokapsel setzt nacheinander chemische Substanzen
frei und könnte gegen Magenentzündung nützlich sein.

Aufgebaut war der Mikroschwimmer nach dem Zwiebelprinzip auf. Als Kern
besaß er einen Magnesiummotor, eine Mikrokugel aus Magnesiummetall. Diese
Kugel war nicht im ganzen Umfang mit mehreren Polymerschichten überzogen,
jede mit einer eigenen Funktion. Das Magnesiummetall löst sich in einem
sauren Milieu, wie es im Magen vorherherrscht, auf. Durch Reaktion mit der
Säure entstehen Wasserstoffblasen, deren Rückstoß den Mikroschwimmer
vorwärts treiben, ähnlich wie bei einem düsengetriebenen U-Boot. Diese
Bewegung endete jedoch an einer Wand, zum Beispiel der Magenschleimhaut.
Nachdem sich der Magnesiummotor ganz aufgelöst hatte, blieb eine
Hohlstruktur von etwa der dreißigfachen Größe eines Bakteriums zurück.

Diese mehrwandige kugelförmige Tüte wirkte als Falle. Ihr Inneres lockte
die Bakterien mit Leckerbissen an und verwandelte sich dann in einen
giftigen Käfig. Die Innenwand des Hohlraums bestand aus einem
säurelöslichen Polymer, in das die Aminosäure Serin eingearbeitet war.
Serin ist für das Darmbakterium Escherichia coli ein Zeichen, dass Nahrung
in der Nähe ist. Beim Auflösen des Polymers in der Säure kam das Serin
frei und durch ein Phänomen namens Chemotaxis machten sich die Bakterien
auf den Weg zur Quelle. Die Forscher beobachteten unter dem Mikroskop, wie
sich die Bakterien im Inneren der Hohlkugel ansammelten.

Als letzter Schritt wurde das Toxin aktiviert. Eine weitere Polymerschicht
der Bakterientüte löste sich auf und setzte Silberionen frei, die die
Bakterien abtöteten. Dieses Mehrstufenwirkverfahren stellt nicht nur einen
neuartigen Ansatz dar, wie Antibiotika effizienter werden können. Die
Autoren sehen darin auch einen "ersten Schritt, wie synthetische
Mikroschwimmer und beweglichen Mikroorganismen miteinander kommunzieren
können". Sie glauben, dass das Konzept allgemein auf Dekontaminations- und
Reinigungsfragen angepasst werden könnte, zum Beispiel in der
Lebensmittel- und Gesundheitsindustrie oder für die Sanierung von Böden.

Autor:

Joseph Wang, University of California, San Diego (USA)

http://joewang.ucsd.edu/

Originalpublikation:
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FORSCHUNG/1383: Neuer Ansatz für Mittel gegen Schlafkrankheit (idw)

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 30.01.2020

Forscherteam findet neuen Ansatz für Mittel gegen Schlafkrankheit



Mit ultrahellen Röntgenblitzen hat ein Forscherteam einen möglichen
Angriffspunkt für neue Medikamente gegen die Schlafkrankheit aufgespürt:
Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben die detaillierte
räumliche Struktur eines lebenswichtigen Enzyms des Erregers Trypanosoma
brucei entschlüsselt. Das Ergebnis liefert Hinweise auf einen möglichen
Bauplan für einen Wirkstoff, der dieses Enzym gezielt blockiert und den
Erreger somit absterben lässt, wie das Team um Christian Betzel von der
Universität Hamburg, Lars Redecke von der Universität Lübeck und von DESY
sowie Henry Chapman von DESY im Fachblatt "Nature Communications"
berichtet.

Die Schlafkrankheit wird vom Parasiten Trypanosoma brucei ausgelöst, der
mit dem Stich der im südlichen Afrika heimischen Tsetse-Fliege übertragen
wird. Der Parasit vermehrt sich zunächst unter der Haut, im Blut und im
Lymphsystem und wandert dann in das zentrale Nervensystem. Unbehandelt
gilt die Krankheit als tödlich. Durch intensive Kontrollmaßnahmen ist die
Zahl der registrierten Fälle in den vergangenen Jahren drastisch gesunken.
Dennoch zählen Tropenmediziner die Infektion weiter zu den bedeutendsten
Tropenkrankheiten. Nach Angaben des Hamburger Bernhard-Nocht-Instituts für
Tropenmedizin leben rund 65 Millionen Menschen in 36 afrikanischen Ländern
südlich der Sahara im Risikogebiet. Krieg, Vertreibung und Migration
könnten die Seuche immer wieder neu aufflammen lassen.

Auf der Suche nach einem möglichen Ansatzpunkt für Medikamente gegen den
Erreger hatten die Forscherinnen und Forscher ein zentrales Enzym des
Einzellers ins Visier genommen, die sogenannte
Inosin-5'-Monophosphat-Dehydrogenase (IMPDH). "Dieses Enzym gehört zum zentralen Inventar jedes
Organismus und ist ein interessantes Ziel für Medikamente, weil es den
Haushalt zweier lebenswichtiger Nukleotide in der Zelle regelt:
Guanosindiphosphat und Guanosintriphosphat", sagt Redecke. "Die Zelle
braucht diese Nukleotide zur Energieversorgung und zum Aufbau größerer
Strukturen wie dem Erbgut. Wenn man diesen Zyklus unterbricht, stirbt die
Zelle."

Das Enzym besitzt eine Art Ein- und Ausschalter, der durch das Andocken
zelleigener Moleküle aktiviert wird. Ein vielversprechender Weg ist,
diesen Schalter mit einem passgenau maßgeschneiderten Molekül zu
blockieren. Um so ein Blockademolekül zu konstruieren, muss die genaue
räumliche Struktur des Schalters bekannt sein. Strukturbiologen können die
Struktur von Biomolekülen mit Hilfe von Röntgenstrahlung bestimmen. Dazu
lassen sie zunächst kleine Kristalle der Biomoleküle wachsen, die dann im
Röntgenlicht charakteristische Streumuster erzeugen, aus denen sich die
atomgenaue Struktur des Kristalls und seiner Bausteine, der Biomoleküle,
berechnen lässt.

Dieser Weg ist oft kompliziert, denn die meisten Biomoleküle lassen sich
nur schwer kristallisieren. Gelingt die Zucht solcher Kristalle, sind sie
gegenüber der energiereichen Röntgenstrahlung meist sehr empfindlich und
werden schnell zerstört. "Es sind zwar bereits die Strukturen zahlreicher
IMP-Dehydrogenasen bekannt, bei jener des Parasiten Trypanosoma brucei war
die Kristallzucht bislang jedoch nicht erfolgreich", berichtet Betzel, der
auch im Exzellenzcluster CUI: Advanced Imaging of Matter von Universität
Hamburg und DESY forscht.

Das Team wählte daher einen alternativen Weg: Die Gruppe von Ko-Autor
Michael Duszenko an der Universität Tübingen hat bestimmte Insektenzellen
dazu gebracht, Biomoleküle in ihrem Inneren zu kristallisieren. Mit Hilfe
dieser sogenannten In-cellulo-Kristallisation hatte dasselbe Team bereits
ein anderes Enzym des Schlafkrankheit-Erregers entschlüsselt, Cathepsin B,
das ebenfalls einen potenziellen Angriffspunkt für Medikamente darstellt.
Tatsächlich produzierten die veränderten Insektenzellen auch Kristalle der
nun untersuchten Dehydrogenase. Diese winzigen, nadelförmigen Kristalle
wurden rund 5 tausendstel Millimeter (Mikrometer) dick und bis zu 70
Mikrometer lang, so dass sie aus den produzierenden Zellen herausstachen.

Die In-cellulo-Kristalle sind so klein, dass sehr helles Röntgenlicht
nötig ist, um sie zu analysieren. Denn je größer ein Kristall ist, desto
mehr Atome hat er, die Röntgenlicht streuen, desto besser wird das
Streubild. Die Forscher nutzten daher zur Analyse den Röntgenlaser LCLS am
US-Forschungszentrum SLAC in Kalifornien. "Röntgenlaser erzeugen extrem
intensive Blitze", erläutert Chapman, der Leitender Wissenschaftler bei
DESY am Center for Free-Electron Laser Science CFEL und einer der Sprecher
des Exzellenzclusters CUI: Advanced Imaging of Matter ist. "Zwar
explodieren die empfindlichen Kristalle sofort, erzeugen zuvor aber noch
ein Streubild, aus dem sich die Struktur gewinnen lässt." Diese Methode
heißt serielle Femtosekunden-Kristallographie (SFX), und viele der
Ko-Autorinnen und Ko-Autoren der aktuellen Studie waren an der Entwicklung
dieser Technik beteiligt, die vom US-Fachjournal "Science" als einer der
zehn wichtigsten wissenschaftlichen Durchbrüche des Jahres 2013 eingestuft
worden war.

Das Team zeichnete die Streubilder von mehr als 22 000 Mikrokristallen auf
und konnte daraus die räumliche Struktur des Enzyms mit einer Genauigkeit
von 0,28 millionstel Millimeter (Nanometer) genau berechnen - das
entspricht in etwa dem Durchmesser eines Aluminium-Atoms. "Das Ergebnis
zeigt nicht nur die genaue Struktur des Enzym-Schalters, der
Bateman-Region, sondern auch, mit welchen Molekülen die Zelle das Enzym schaltet
und wie diese sogenannten Ko-Faktoren an dem Enzymschalter andocken",
berichtet Karol Nass von DESY, der an dieser Studie im Rahmen seiner
Doktorarbeit gearbeitet hat. Nass forscht heute am Paul-Scherrer-Institut
in der Schweiz und ist zusammen mit Redecke Hauptautor der
Veröffentlichung.

Der Schalter wird den Ergebnissen zufolge von den Molekülen
Adenosintriphosphat (ATP) und Guanosinmonophosphat (GMP) bedient. "Der
Vorteil unserer Methode ist nicht nur, dass wir das Enzym bei
Raumtemperatur untersuchen können, also bei der Temperatur, für die das
Enzym gemacht ist, sondern auch, dass bei der In-cellulo-Kristallisation
die natürlichen Ko-Faktoren an das Enzym gebunden werden", sagt Betzel.
Die Daten könnten dem Forscher zufolge nun einen Ansatz für eine Blockade
der Parasiten-Dehydrogenase liefern. "Es wäre beispielsweise denkbar, eine
Art Spange zu konstruieren, die sich über die Andockstellen beider
Ko-Faktoren legt."

Eine Herausforderung bleibt dabei jedoch noch, den Dehydrogenase-Blocker
so spezifisch zu konstruieren, dass er das Parasiten-Enzym blockiert, aber
nicht das menscheneigene. Wenn dies gelingt, könnte die Methode
möglicherweise auch auf andere Erreger ausgedehnt werden, erläutert
Betzel. "Andere Parasiten haben einen sehr ähnlichen Aufbau, eventuell
ließen sich auch die über die jeweilige IMP-Dehydrogenase angreifen. Das
Enzym ist ein sehr interessantes Ziel für Medikamente, etwa auch gegen den
Fuchsbandwurm oder den Erreger der Elephantiasis."

An der Untersuchung waren die Universitäten Hamburg, Lübeck und Tübingen,
die russische Akademie der Wissenschaften, die Arizona State University,
das Lawrence Livermore National Laboratory in den USA, das
Max-Planck-Institut für medizinische Forschung, das US-Forschungszentrum SLAC, die
Universität Göteborg und DESY beteiligt.

 * 

DESY zahlt zu den weltweit führenden Teilchenbeschleuniger-Zentren und
erforscht die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel
kleinster Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des
Universums. Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die
DESY an seinen Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind
einzigartige Werkzeuge für die Forschung: Sie erzeugen das stärkste
Röntgenlicht der Welt, bringen Teilchen auf Rekordenergien und öffnen
neue Fenster ins Universum. DESY ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft,
der größten Wissenschaftsorganisation Deutschlands, und wird zu 90
Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und zu 10 Prozent
von den Ländern Hamburg und Brandenburg finanziert.


Originalpublikation:

Originalarbeit:

In cellulo crystallization of Trypanosoma brucei IMP dehydrogenase enables
the identification of genuine co-factors

Karol Nass, Lars Redecke et al.:

"Nature Communications", 2020

DOI: https://dx.doi.org/10.1038/s41467-020-14484-w

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.desy.de/aktuelles/news_suche/index_ger.html?openDirectAnchor=1773&two_columns=1 

(Pressemitteilung mit Bildmaterial im Netz)
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PSYCHOLOGIE/203: Exzessives Sporttreiben bei Essstörungen - Mechanismen entschlüsselt (idw)

Karlsruher Institut für Technologie - 30.01.2020

Exzessives Sporttreiben bei Essstörungen: psychologische Mechanismen entschlüsselt



Übermäßiges, exzessives und zwanghaftes Sporttreiben ist sehr schädlich
für die Gesundheit, besonders ausgeprägt ist dies bei Personen, die unter
Essstörungen leiden. Anhand elektronischer Tagebücher hat ein
Forschungsteam des KIT und der Universität Freiburg nun erstmals
psychologische Alltagsmechanismen aufgedeckt, die diesem pathologischen
Sporttreiben zugrunde liegen. Die Ergebnisse lassen den Schluss zu, dass
essgestörte Personen Sport dazu nutzen, bedrückende Stimmungslagen und
negative essstörungsbezogene Gedanken zu regulieren. Die aktuelle Studie
ist in der Zeitschrift Psychotherapy and Psychosomatics veröffentlicht
(DOI: 10.1159/000504061).

Unbestritten ist, dass Sport die Gesundheit fördert. Wird Sport jedoch
exzessiv und zwanghaft betrieben und im Extremfall zur "Sportsucht", kann
dies krank machen. Dieses ungesunde Sporttreiben ist nachweislich
besonders ausgeprägt bei Personen, die unter Essstörungen leiden. Ein
Forschungsteam am Institut für Sport und Sportwissenschaft (IfSS) des KIT
und der Universität Freiburg konnte nun erstmals psychologische
Alltagsmechanismen aufdecken, die diesem pathologischen Sporttreiben
zugrunde liegen. Die Methode, die diese Studie möglich machte, heißt
Ambulantes Assessment. Sie erfasst menschliches Erleben und Verhalten im
Alltag und wurde von einer Expertengruppe am IfSS entwickelt und
eingesetzt. "Der Kerngedanke ist, dass wir die Spezies Mensch in ihrem
natürlichen Lebensumfeld untersuchen müssen, um menschliches Verhalten
verstehen zu können", sagt Professor Ulrich Ebner-Priemer, Leiter des
Mental mHealth Labs am KIT.

In der vorliegenden Studie wurden spezifisch entwickelte
aktivitäts-getriggerte elektronische Tagebücher auf Smartphones eingesetzt. "Mit
diesen elektronischen Tagebüchern konnten wir das dynamische Wechselspiel
von körperlicher Aktivität und psychologischen Variablen im Alltag
untersuchen", erläutert Markus Reichert, der am KIT in der Arbeitsgruppe
von Professor Ebner-Priemer forscht und zusammen mit Dr. Sabine Schlegel
von der Universität Freiburg einer der beiden Erstautoren der Studie ist.
"Dank dieser Technologie war es möglich, subjektive Selbstberichte bei
auffälligen Bewegungsepisoden gezielt anzufordern und so eine hohe
statistische Varianz der Daten zu generieren."

Mithilfe dieser Methodik wurde die körperliche Aktivität von 29
Patientinnen mit Essstörungen und 35 gesunden Kontrollprobandinnen per
Accelerometer, einem Bewegungssensor, objektiv und kontinuierlich in deren
Alltag über sieben Tage hinweg aufgezeichnet. Der Accelerometer war via
Bluetooth mit einem Smartphone verbunden, eine installierte App löste beim
Über- und Unterschreiten bestimmter Aktivitätsschwellen Tagebuchabfragen
aus und die Testpersonen wurden zusätzlich aufgefordert, sowohl vor als
auch nach dem Sporttreiben über ihre Befindlichkeit zu berichten.

Dabei stellte das Forschungsteam fest, dass bei Patientinnen mit
Essstörungen dem Sporttreiben ein Stimmungsabfall vorausging. Dieser
Effekt zeigte sich bei den gesunden Kontrollprobandinnen nicht, vielmehr
fühlten sie sich vor dem Sport besonders energiegeladen. Nach dem
Sporttreiben waren die Patientinnen mit Essstörungen im Vergleich zu den
gesunden Kontrollprobandinnen und relativ zu ihrer durchschnittlichen
Stimmung besser gelaunt, fühlten sich entspannter, verspürten weniger
Druck, schlank sein zu müssen, und waren mit ihrem Körper zufriedener.
Dieser Effekt hielt aber nur für eine begrenzte Zeit an, je nach Probandin
von circa einer Stunde bis zu drei Stunden.

Die Ergebnisse, die das Autorenteam in der Fachzeitschrift Psychotherapy
and Psychosomatics veröffentlicht hat, lassen den Schluss zu, dass
Patientinnen mit Essstörungen das Sporttreiben dazu nutzen, um bedrückende
Stimmungslagen und negative essstörungsbezogene Gedanken zu regulieren.
"Um mit schwierigen emotionalen Zuständen und negativem Körpererleben
umzugehen, treiben sie Sport, vermutlich auch mangels fehlender
alternativer Strategien in solchen Momenten", erläutert Markus Reichert.
"Naheliegend ist auch, dass die positiven Effekte des Sporttreibens das
ungesunde Sporttreiben verstärken - sich nach dem Sport befreit zu fühlen,
führt zu erneutem Sportreiben, wenn die Wirkung wieder abklingt. Dies kann
dann in einen Teufelskreis hineinführen, in welchem immer mehr Sport
getrieben werden 'muss' um sich gut zu fühlen", resümieren Markus Reichert
und Professorin Almut Zeeck, Koordinatorin der Sudie am
Universitätsklinikum Freiburg.

Laut Zeeck liefern diese Erkenntnisse wichtige Implikationen für die
Therapie und weitere Forschung. So könnte Sport in der Therapie gezielt
und dosiert eingesetzt werden, um die Stimmung und das Körpererleben
essgestörter Menschen positiv zu beeinflussen. Von zentraler Bedeutung sei
es jedoch, den Patientinnen und Patienten alternative Handlungsstrategien
zu vermitteln, um ungesundes, übermäßiges Sporttreiben zu verhindern. Hier
könnten neueste Technologien, wie beispielsweise Alltagsintervention auf
Smartphones helfen. "Damit eröffnen sich neue Perspektiven für
therapeutische Interventionen, die Patientinnen und Patienten in ihrem
Alltag erreichen und eine wichtige Ergänzung zu einer ambulanten
Psychotherapie darstellen können", so Zeeck.


Originalpublikation:

Markus Reichert, Sabine Schlegel, Friederike Jagau, Irina Timm, Lena
Wieland, Ulrich Ebner-Priemer, Armin Hartmann and Almut Zeeck: 

Mood and Dysfunctional Cognitions Constitute Within-Subject Antecedents and
Consequences of Exercise in Eating Disorders. 

Physotherapy and Psychosomatics. DOI: 10.1159/000504061.

http://www.kit.edu/kit/pi_2020_008_exzessives-sporttreiben-bei-essstorungen-psychologische-mechanismen-entschlusselt.php

Abstract unter 

https://www.karger.com/Article/Abstract/504061

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79145

Exzessives Sporttreiben bei Essstörungen: psychologische Mechanismen entschlüsselt
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ENTWICKLUNG/1509: OP-Bestecke live verfolgen (idw)

Ruhr-Universität Bochum - 31.01.2020

OP-Bestecke live verfolgen



Dank eines winzigen Funketiketts soll jedes OP-Besteck jederzeit online
auffindbar sein. Das verhindert Fehler und macht Operationen besser
planbar. Die Technik dafür entwickelt ein Konsortium im Projekt "Digitales
Abbild des Sterilgutkreislaufs mittels Transpondertechnik", kurz DAST. Das
Projekt unter Federführung der Firma Smartrac Speciality, an dem der
Lehrstuhl für Integrierte Systeme der Ruhr-Universität Bochum (RUB)
beteiligt ist, wird mit rund 2,3 Millionen Euro ab November 2019 für drei
Jahre aus dem Fonds für regionale Entwicklung der Europäischen Union
gefördert.

Bestecke in ständigem Kreislauf

Sterilgüter wie OP-Bestecke werden in Krankenhäusern täglich gebraucht und
sind ständig in einem Kreislauf aus Nutzung, Reinigung, Sterilisierung,
Prüfung, Verteilung im Haus unterwegs. Komplette Sets für Eingriffe werden
in Sieben zusammengestellt und transportiert. Studien haben ergeben, dass
dabei hohe Fehlerraten von bis zu 30 Prozent auftreten, sodass bei der
Operation improvisiert werden muss, indem zum Beispiel Teile aus anderen
Sieben herausgenommen werden, die dadurch wiederum lückenhaft sind.

Das Projektkonsortium von DAST will es mit einer technischen Lösung
ermöglichen, den Sterilgutkreislauf in Echtzeit zu verfolgen, damit
jederzeit sicher ist, wo sich jedes Instrument befindet. Auch das
versehentliche Vergessen von Instrumenten im Körper von Patienten soll
somit ausgeschlossen sein.

Berührungslos ganze Siebe auf einmal auslesen

Sämtliche Bestecke werden dafür mit RFID-Chips ausgestattet, die
berührungslos von Lesegeräten abgelesen werden können, auch wenn viele
Teile kreuz und quer in einem Sieb liegen. "Die Auslesung für ein ganzes
Sieb kann in einem Rutsch erfolgen", beschreibt Prof. Dr. Nils Pohl von
der RUB.

Die Transponder müssen aus hygienischen Gründen in winzige Glasröhrchen
von nur 1,4 mal 8 Millimeter eingekapselt und dann in das Besteckteil
integriert werden. "Die Innovation besteht darin, dass wir den Transponder
so klein und auch unter schwierigen Bedingungen auslesbar machen", so
Pohl. "Für beides ist es essenziell, eine hohe Frequenz von 5,8 Gigahertz
zu verwenden, die deutlich kleinere Antennen ermöglicht als bisherige
Transponder-Tags bei 13,56 oder 866 Megahertz."

EU-Anforderungen gerecht werden

Da mittels der Technologie DAST zu jedem Sterilgut eine digitale
Lebenszyklusakte anlegt und automatisch während des Kreislaufs pflegt,
kann jedes Teil von den Klinikzuständigen überwacht und in Echtzeit
zurückverfolgt werden. Für die Anwender wird beispielsweise ersichtlich,
wo sich das Sterilgut befindet, ob, wann und wofür es genutzt wurde und ob
es prozesskonform sterilisiert und gehandhabt wurde. Damit erlaubt es DAST
erstmals, die Anforderungen der "EU-Medizinprodukteverordnung EU
2017/745", auch bekannt unter dem Begriff "Medical Device Regulation",
automatisiert zu erfüllen, ohne dass die Sterilgüter oder Siebe an den
Lesepunkten vereinzelt werden müssen.

Kooperationspartner

Am Projekt beteiligt sind neben Smartrac Speciality und der RUB die Firmen
ID4us, IT4process, Aesculap und Instruclean, die Universitätskliniken Köln
und Essen, das Helios-Universitätsklinikum Wuppertal, die Hochschule
Krefeld, das Fraunhofer-Institut für Mikroelektronische Schaltungen und
Systeme, die Deutsche Gesellschaft für Sterilgutversorgung, die Deutsche
Gesellschaft für Krankenhaushygiene, die Wissenschaftliche Gesellschaft
für Krankenhaustechnik und der Verband OP-Management.

Förderung

Dieses Vorhaben wird aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE) gefördert.
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CROSSOVER/511: Oldenburg - Ensemble Sur spielt lateinamerikanische Musik, 08.02.2020

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Konzert: Ensemble Sur spielt lateinamerikanische Musik

Samstag, 8. Februar 2020, 20.00 Uhr im Kammermusiksaal

(Campus Haarentor, Ammerländer Heerstraße 69)



Oldenburg. Zu einem Konzertabend mit lateinamerikanischer Musik lädt das
"Ensemble Sur" des Instituts für Musik am Samstag, 8. Februar 2020, 20.00
Uhr, in den Kammermusiksaal (Campus Haarentor, Ammerländer Heerstraße 69)
der Universität ein. Unter Leitung von Joaquín Alem spielt das sechs- bis
zwölfköpfige Ensemble Werke brasilianischer, argentinischer und
uruguayischer Musiker wie zum Beispiel Tom Jobim, Astor Piazzolla, Dino
Saluzzi oder Egberto Gismoniti. Die Musiker des Ensembles arrangieren die
Stücke selbst und schaffen so Spielräume für Improvisationen des gesamten
Ensembles oder einzelner Instrumente, wie beispielsweise Bandoneon,
Gitarre, Klavier, Streicher, Blasinstrumente, Percussion und Gesang.

Der Eintritt zum Konzert beträgt 10 Euro, ermäßigt 5 Euro.

uol.de/musik

 * 

Quelle:

Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation
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KLASSIK/10298: Trier - Zweites Konzert zum 50. Uni-Geburtstag, 16.02.2020

Universität Trier

Zweites Konzert zum 50. Uni-Geburtstag



Nach dem Auftritt des Chores der Universität Trier und einer europäischen
Uraufführung folgt ein Sinfoniekonzert des Orchesters im Audimax. Karten
sind noch erhältlich.

Die Universität Trier feiert den Beginn ihres Jubiläumsjahres mit einem
zweiten Konzert. Den Auftakt hatte der Chor des Collegium Musicum gegeben.
Gemeinsam mit einem Pariser Orchester bot er die europäische Uraufführung
der Originalfassung der Misa Tango des argentinischen Komponisten Martín
Palmeri dar, einmal im universitären Audimax und einen Tag später in Paris.
Beide Aufführungen des sakralen Tangos des deutsch-französischen Ensembles
waren restlos ausverkauft.

Auf die Uraufführung folgt ein Sinfoniekonzert. Das Orchester des Collegium
Musicum der Universität Trier führt am 16. Februar Werke von Mussorgsky,
Brahms und Saint-Saëns auf. Die Instrumentalisten spielen drei Stücke aus
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Mit "Night on Bald Mountain" steht
das einzige größere Orchesterwerk von Modest Mussorgsky auf dem Programm.
Durch diese sinfonische Dichtung nimmt das Orchester die Zuhörer mit auf
eine Reise zu einem Ort der slawischen Mythologie. Auf dem kahlen Berg
tanzen in der Johannisnacht die Hexen.

"Lauter Liebe und das Herz geht einem dabei auf" hatte Komponist Antonín
Dvo?ák über die 3. Sinfonie seines Freundes Johannes Brahms geschrieben.
Sicher mit viel Liebe und Hingabe werden die mehr als 70 Musiker des
Collegium Musicum bei ihrem Konzert auch dieses Stück spielen. Als drittes
Werk erklingt das Violinkonzert "Introduction et Rondo capriccioso" von
Camille Saint-Saëns. Mit Slava Chestiglazov konnte das Collegium Musicum
einen hochkarätigen Solisten gewinnen. Er ist Konzertmeister des WDR
Sinfonieorchesters und damit eines der bedeutendsten Orchester der Welt.


Sinfoniekonzert des Collegium Musicum der Universität Trier

Werke von Mussorgsky, Brahms und Saint-Saëns

Datum: So., 16.02.2020, 17:00 Uhr

Ort: Universität Trier (Audimax)

Kosten: 15 Euro / 5 Euro (ermäßigt)

Vorverkauf: Musikhäuser Kessler und Reisser

und im Foyer der Mensa, 05.-07.02.2020, 11-14 Uhr

 * 

Quelle:

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle
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AUSLAND/9305: Aus aller Welt - 04.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Polen soll mehr politisches Gewicht in der EU erhalten

Als Reaktion auf den Brexit will Frankreichs Präsident Emmanuel
Macron die Beziehungen seines Landes zu Polen und Deutschland auf
eine neue Stufe stellen. Bei einem Besuch in der polnischen
Hauptstadt Warschau schlug Macron einem Bericht der
Nachrichtenagentur AFP zufolge ein Gipfeltreffen mit Polen und
Deutschland im Rahmen des sogenannten "Weimarer Dreiecks" vor, das in
den vergangenen Jahren vernachlässigt worden war. Nach dem Austritt
Großbritanniens aus der Staatengemeinschaft sollten die Rollen
innerhalb der EU neu gestaltet und die Karten neu gemischt werden,
erklärte der polnische Präsident Andrzej Duda.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9305: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Tödliche Schüsse bei Verkehrskontrolle

Im nordhessischen Vellmar wurde am Montagabend ein Mann von der
Polizei erschossen. Wie aus einem Bericht der Deutschen
Presse-Agentur hervorgeht, sollte der offenbar betrunkene 66jährige
zu einer Blutabnahme auf die Polizeidienststelle mitgenommen werden.
Nach offiziellen Angaben kam es bei seiner Festnahme zu
Widerstandshandlungen mit einem Messer. Mehrere Beamte eröffneten das
Feuer auf den 66jährigen. Er verstarb noch vor Ort.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9302: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



NATO-Großmanöver nicht gegen bestimmten Staat gerichtet

Das Großmanöver "Defender Europe 2020" in Osteuropa richtet sich
nicht gegen Rußland, sagte NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg der
Nachrichtenagentur AFP. Allerdings habe Rußland mit seinen jüngsten
Aktivitäten die Stabilität und Sicherheit verringert und die
Unvorhersehbarkeit erhöht, so Stoltenberg weiter. An dem US-geführten
Manöver nehmen 37.000 Soldaten aus 18 Staaten teil, davon allein
20.000 Soldaten aus den USA.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9304: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Nächste Landtagswahl in NRW ohne Hannelore Kraft

Hannelore Kraft (SPD) will bei den nächsten Landtagswahlen in
Nordrhein-Westfalen im Jahr 2022 nicht mehr antreten. Das bestätigte
ein Sprecher der SPD-Fraktion im Düsseldorfer Landtag der Deutschen
Presse-Agentur. Zuerst hatte die "Neue Westfälische" darüber
berichtet. Ob sich die ehemalige Ministerpräsidentin des Landes
gänzlich von der politischen Bühne verabschiedet, blieb unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9302: Tragisches und Kurioses - 04.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Lkw-Fahrer schwer verletzt ins Krankenhaus gebracht

In Uhyst am Taucher in Ostsachsen ist am Dienstagmittag ein
Lastwagenfahrer beim Abladen von Granitplatten schwer verletzt
worden. Während des Entladens kamen einige Platten ins Rutschen und
fielen auf den Mann, berichtete Radio Lausitz. Mitarbeiter der Firma
befreiten den Fahrer von der steinigen Last. Er war so schwer
verletzt, daß er mit einem Rettungshubschrauber ins Krankenhaus
geflogen werden mußte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8387: Aus Forschung und Technik - 04.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Wie kam das Loch in die Orbitalsektion der angedockten Sojus-Kapsel?

August 2018 hatten Meßgeräte einen Druckabfall in der Internationalen
Raumstation ISS registriert. Die Ursache war schnell gefunden. In der
Orbitalsektion des angedockten Raumschiffs Sojus MS-09 entdeckte die
Besatzung der Raumstation ein kleines Loch, das mit Bordmitteln
abgedichtet werden konnte. Eine Untersuchungskommission auf der Erde
kam wenige Tage später zu dem Schluß, daß das Loch aus dem Inneren
der Sojus-Kapsel gebohrt worden sein mußte. Doch wer war dafür
verantwortlich? Ein Mitglied der ISS-Crew oder ein Firmenmitarbeiter
des Raumfahrzeugherstellers? Im Dezember entnahmen Kosmonauten
Materialproben von der betroffenen Sektion, darunter auch von einem
zuvor verwendeten Dichtstoff, um dessen Herkunft festzustellen. Die
Proben wurden zur Analyse an ein Labor des russischen
Inlandsgeheimdienstes FSB weitergereicht. Ein abschließendes Ergebnis
liegt bis heute nicht vor. Die Untersuchung läuft noch, teilte der
russische Kosmonaut Oleg Artemjew, der damals zu den
Stationsmitgliedern gehörte, am Montag der Nachrichtenagentur RIA
Novosti mit. Er sei das letzte Mal vor drei oder vier Monaten zu dem
Loch in der Orbitalsektion befragt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8401: Aus aller Welt - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



EU lehnt Trumps Vorschläge für den Nahen Osten ab

Der EU-Außenbeauftragte Josep Borrell hat nach Prüfung der Vorschläge
von US-Präsident Donald Trump vom 28. Januar zum künftigen Status von
Israel und Palästina erklärt, diese wichen von den Parametern
internationaler Vereinbarungen ab. Die EU trete weiterhin für zwei
Staaten in den Grenzen von 1967 ein. Ein Landaustausch habe
gleichwertig zu erfolgen, heißt es in einem am Dienstag
veröffentlichten Statement Borrells. Israel und ein unabhängiger,
demokratischer Staat Palästina könne nebeneinander nur in Frieden und
gegenseitiger Anerkennung bestehen. Der Weg dorthin erfolge über
direkte Verhandlungen von Israelis und Palästinensern.

Trump hatte seinen Nahostplan in Abstimmung mit der israelischen
Regierung und ohne Beteiligung der Palästinensischen Autonomiebehörde
ausformuliert. Der schwächste Punkt seiner Vorschläge ist die Idee,
die Hauptstadt Palästinas könnte statt in Ostjerusalem in der
Peripherie von Jerusalem angesiedelt werden. Auf scharfe Kritik vor
allem auf palästinensischer Seite stieß der Vorschlag, dem Staat
Israel die Annexion des Jordantals und der jüdischen Siedlungen im
besetzten Palästinensergebiet zu ermöglichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8356: Medizin und Gesundheitswesen - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Diäten reduzieren Körpergewicht

Seit Jahrzehnten wird gestritten, ob das Körpergewicht genetisch
festgelegt oder Folge des Eßverhaltens ist. So legen unter anderem
Zwillings- und Familienstudien nahe, daß 40 bis 70 Prozent der
Unterschiede im Body-Mass-Index (BMI) auf genetische Faktoren
zurückzuführen sind. Dessen ungeachtet, meint ein Team um Lu Qi von
der Tulane University in Boston nachgewiesen zu haben, daß Diäten,
also ein eingeschränktes Eßverhalten, einen erheblichen positiven
Effekt auf das Körpergewicht haben können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8389: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Europäischer Polizeikongreß in Berlin

In Berlin hat am Dienstag der Europäische Polizeikongreß begonnen.
Rund 2000 Fachleute von Polizeien, Geheimdiensten und
Waffenherstellern diskutieren an zwei Tagen unter dem Motto
"Rechtsstaat durchsetzen" unter anderem über Migration, Extremismus
sowie diffamierende und aufwiegelnde Internetauftritte. Die
Kongreßteilnehmer waren aus über 20 Ländern angereist. Am
Veranstaltungsort konnten sie auch neue Fahrzeuge und Waffen
besichtigen. Bundesinnenminister Seehofer plädierte bei dem Treffen
unter anderem für einen leichteren und intensiveren Datenaustausch
der europäischen Sicherheitsorgane.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8311: Sprache, Kunst und Medium - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Eine Kunstausstellung als Zeichen für Annäherung der Zyprer

Um den Wusch nach einer politischen Annäherung zu demonstrieren, waren
die Regierungschefs des griechischen und des türkischen Teils von
Zypern überein gekommen, in der Pufferzone der Mittelmeerinsel eine
Kunstausstellung mit von den Griechen verschollen oder gestohlen
geglaubten Kulturgütern zu präsentieren. Wie der Kölner WDR1
berichtete, waren zur Eröffnung der Schau in einem stillgelegten Hotel
beide Staatsoberhäupter erschienen.

Die Stücke wurden bei der politischen Teilung 1974 offenbar im Keller
eines Kulturzentrums im türkischen Teil der Insel eingelagert, während
sie im griechischstämmigen Teil als unauffindbar reklamiert wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8378: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Mehr als eine halbe Million Menschen aus syrischem Idlib vertrieben

Aktuellen Angaben des Uno-Büros für humanitäre Hilfe zufolge sind aus
der nordsyrischen Provinz Idlib in den zurückliegenden beiden Monaten
mehr als 500.000 Menschen vor den Kämpfen zwischen Regierungstruppen
und russischem Militär einerseits und aufständischen Milizen
andererseits geflohen. Auch türkisches Militär bombardiert in der
Region, nachdem mehrere türkische Soldaten und Zivilisten durch
syrische Artillerie getötet worden sind. Bei rund 80 Prozent der
Vertriebenen handelt es sich um Frauen und Kinder. Die
Winterwitterung verschlimmert die Situation in den überfüllten Lagern
an der Grenze zur Türkei erheblich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8392: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Hamburg plant neue kilometerlange Parkanlage

Die Stadt Hamburg plant eine rund vier Kilometer lange Grünanlage,
welche das Ostufer der Außenalster über die Stadtteile St. Georg,
Hammerbrook und Rothenburgsort mit dem Elbpark Entenwerder verbinden
soll. Das kündigte der grüne Umweltsenator Jens Kerstan am Dienstag
an. Für das Projekt, dessen Umsetzungstermin noch nicht feststeht,
gibt der Senat in den nächsten Jahren 55 Millionen Euro aus. Damit
sollen Brach- und Gewerbeflächen in Parks und Liegewiesen für
Freizeit und Erholung umgestaltet werden. Die bisher durch Straßen,
Eisenbahn und Gewerbegebiete abgeschnittenen Stadtteile
Rothenburgsort und Hammerbrook werden durch die neue Parkanlage an
die Innenstadt angebunden. Zudem sollen in den beiden Stadtteilen
mehr als 8000 neue Wohnungen entstehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8361: Tragisches und Kurioses - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Vorbereitungen zur Bergung zweier Kräne in Rostocker Hafenbecken

Nach dem Unfall im Rostocker Überseehafen, bei dem zwei fabrikneue
mobile Kräne beim Verladen auf ein Seeschiff über Bord gingen, bleibt
das Hafenbecken wegen der Taucherarbeiten vorerst gesperrt. Das habe
Hafenkapitän Frank Zachau erklärt, berichtete NDR 1 Radio MV. Die
Maßnahme dient auch dazu, die Wasseroberfläche wegen der zu bergenden
ausgetretenen Kraftstoffe und Öle möglichst ruhige zu halten.

Am Freitagabend waren zwei mobile 400-Tonnen-Kräne beim Verladen auf
ein Spezialschiff ins Hafenbecken gestürzt. Diese liegen nun in elf
Meter Tiefe. Taucher sind dabei, die Lage zu sondieren. Möglicherweise
sollen die Kräne sogar teilweise unter Wasser demontiert werden.

Vermutlich war eines der Arbeitsgeräte an Deck in Bewegung geraten und
hatte den Frachter in eine Schieflage versetzt, so daß beide Kräne
über Bord gingen. Dabei wurde auch der Schwergutfrachter "Jumbo
Vision" beschädigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8390: Arbeit, Soziales und Familie - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



IG Metall strebt vorgezogene Tarifverhandlungen an

Der Vorstand der IG Metall fordert die regionalen Tarifkommissionen
der Gewerkschaft auf, Sondierungen mit den Arbeitgebern zu starten,
um noch vor Ende der Friedenspflicht Ende April und damit ohne
Warnstreiks zu einem Abschluß zu gelangen. Außerdem steigt die IG
Metall in die Verhandlungen ohne konkrete Lohnforderungen für die
rund vier Millionen Beschäftigten der Metall- und Elektroindustrie
ein. Die Gewerkschaft reagiert mit ihren sogenannten Zukunfspaket zum
Erhalt von Arbeitsplätzen und zur Qualifizierung der
Branchenbeschäftigten auf den digitalen und ökologischen Wandel. Im
Gegenzug werde von den Arbeitgeberverbänden die Bereitschaft
erwartet, auf ihre Mitgliedsfirmen einzuwirken, während des
Moratoriums auf die einseitige Ankündigung von
Personalabbaumaßnahmen, Produktverlagerungen und Standortschließungen
zu verzichten, erklärte der Gewerkschaftsvorsitzende Jörg Hofmann am
Dienstag. Die Arbeitgeber sollen sich verpflichten, mit der IG Metall
bei Bedarf über konkrete Investitions- und Produktperspektiven,
Maßnahmen zur Personalentwicklung und zur Aus- und Weiterbildung
sowie zum Ausschluß betriebsbedingter Kündigungen zu verhandeln.
Darüber hinaus spricht sich der Gewerkschaftsvorstand weiterhin für
eine Kaufkraftstärkung der Beschäftigten durch höhere Entgelte und
Ausbildungsvergütungen aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8367: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Hongkong wichtig für Wildtierschmuggel

Der Schmuggel von Wildtieren und Produkten aus ihnen stellt ein großes
Problem dar. Auch für Hongkong. Denn die chinesische Metropole ist ein
wichtiger Umschlagplatz. Verglichen mit seiner geringen Größe soll
die einstige britische Kolonie eine unverhältnismäßige Rolle hierbei
spielen. So wurde im letzten Jahrzehnt ein Fünftel des weltweit
beschlagnahmten Elfenbeins sowie die Hälfte aller beschlagnahmten
Schuppentiere in Hongkong entdeckt. Dabei gehen Naturschützer davon
aus, daß der tatsächliche Umfang des illegalen Tierhandels fünf bis
zehn Mal höher ist als die Zahl der Beschlagnahmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8378: Märkte und Finanzen - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Alphabet gibt erstmals Umsatzzahlen für YouTube bekannt

Der Konzern Alphabet macht in seinem aktuellen Quartalsbericht
erstmals Angaben zum Umsatz der Videoplattform YouTube. Der
Google-Mutterkonzern nahm im vergangenen Jahr aus Werbung bei YouTube
rund 15 Milliarden Dollar ein. Der Konzernumsatz betrug im
abgelaufenem Geschäftsjahr 162 Milliarden Dollar und brachte Alphabet
34,3 Milliarden Dollar an Gewinn. Von 2018 auf 2019 ist der Umsatz
von YouTube um über 36 Prozent gestiegen. Google hatte die
Videoplattform drei ehemaligen Paypal-Mitarbeitern 2006 für rund 1,65
Milliarden Dollar abgekauft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8390: Aus Forschung und Technik - 04.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Smarthome mit Gefahren

Smartphones waren gestern, die Zukunft gehört dem Smarthome. Kaum
eine Technologie zieht die Menschen derzeit mehr in den Bann, als die
Vernetzung der eigenen vier Wände. Allerdings bestehen Zweifel, ob da
der Begriff "eigen" noch angebracht ist. So können Geräte wie smarte
Glühbirnen ein Sicherheitsrisiko darstellen, die selbst, wenn sie auf
den Müll geworfen wurden, noch sensible Daten wie das persönliche
WLAN-Passwort verraten können. Experten der Website Limited Results
gelang es, mehrere smarte Glühbirnen von Anbietern wie Lifx, Xiaomi,
Tuya und Wiz nicht nur in Betrieb zu nehmen. Anschließend konnten sie
sogar die darin verbauten Leiterplatten auslesen. Das ist nicht
hinnehmbar, da es Hackern Tür und Tor für ihre Manipulationen öffnet.

4. Februar 2020
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





MELDUNG/387: Viskositätsmessungen bieten neue Einblicke in den Erdmantel (idw)

Universität Bayreuth - 03.02.2020

Viskositätsmessungen bieten neue Einblicke in den Erdmantel



Einer internationalen Forschergruppe mit Dr. Longjian Xie vom Bayerischen
Geoinstitut der Universität Bayreuth ist es erstmals gelungen, die
Viskosität zu messen, die geschmolzene Feststoffe unter den Druck- und
Temperaturverhältnissen im unteren Erdmantel aufweisen. Die Daten stützen
die Annahme, dass während der frühen Erdgeschichte in einer Tiefe von rund
1.000 Kilometern - an der Grenze zum oberen Erdmantel - eine 
Bridgmanit-reiche Gesteinsschicht entstanden ist. Zudem enthalten die Daten Hinweise
darauf, dass der untere Erdmantel größere Reservoirs von Materialien
enthält, die aus einem frühen Magma-Ozean stammen. In "Nature
Communications" stellen die Forscher ihre Ergebnisse vor.

Bei den Messungen der Viskosität haben die Wissenschaftler ein von ihnen
entwickeltes Heizungselement angewendet, das auf einem Bor-dotierten und
daher elektrisch leitfähigen Diamant beruht. So konnten sie Materialproben
in einer Diamantstempelzelle bei Drücken von bis zu 30 Gigapascal und bei
Temperaturen von annähernd 3.000 Grad Celsius untersuchen - also unter
ähnlichen Bedingungen, wie sie im unteren Mantel der frühen Erde
herrschten. Die Proben wurden dabei so ausgewählt, dass ihre
Zusammensetzung den wichtigsten Mineralien im unteren Erdmantel ähnlich
ist. Mit einer superschnellen Kamera (1.000 Bilder/Sekunde) wurden die in
der Diamantstempelzelle ablaufenden Schmelzprozesse beobachtet und die
Viskosität des geschmolzenen Materials gemessen.

Die gewonnenen Daten erwiesen sich besonders aufschlussreich im Hinblick
auf den Magmaozean, aus dem sich im Laufe der Erdgeschichte der Erdmantel
herausbildete. Die Forscher konnten aufgrund der Viskositätsmessungen
zeigen, dass die Kristallisation des Magmaozeans wesentlich von der Höhe
des Drucks abhängig war. So kam es in einer Tiefe von rund 1.000
Kilometern zu einer sogenannten fraktionalen Kristallisation. "Unsere
Messdaten stützen die Annahme, dass in dieser Tiefe aufgrund von
Kristallisationsprozessen eine Gesteinsschicht entstanden ist, die einen
sehr hohen Anteil des Minerals Bridgmanit enthält. Diese Schicht könnte
für die hohe Viskosität verantwortlich sein, die in dieser Tiefe schon bei
früheren geophysikalischen Untersuchungen beobachtet wurde", erklärt Dr.
Longjian Xie, Postdoktorand am BGI und Erstautor der jetzt
veröffentlichten Studie. Die weiteren Mitglieder des internationalen
Autorenteams sind in Japan an der Okayama Universität und dem
Elektronensynchrotron Spring-8 sowie in Frankreich an der Université
Clermont Auvergne und dem Synchrotron SOLEIL in Saint Aubin tätig.


Originalpublikation:

Longjian Xie et al.: Formation of bridgmanite-enriched layer at the top
lower-mantle during magma ocean solidification. Nature Communication 11,
548 (2020). DOI: 

https://doi.org/10.1038/s41467-019-14071-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, 03.02.2020
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





THEORIE/086: Wie die Natur ihre Formeln verrät (idw)

Technische Universität Wien - 03.02.2020

Wie die Natur ihre Formeln verrät



Eine Quanten-Beschreibung für ein Vielteilchensystem zu entwickeln ist
kompliziert. TU Wien und Universität Heidelberg fanden einen Weg,
Quantentheorien direkt aus dem Experiment abzulesen.

Viele der ganz großen Fragen der Physik lassen sich mit Hilfe von
Quantenfeldtheorien beantworten: Sie benötigt man, um Wechselwirkungen
zwischen Teilchen zu beschreiben, sie sind in der Festkörperphysik genauso
unverzichtbar wie in der Kosmologie. Meistens ist es allerdings extrem
kompliziert, ein quantenfeldtheoretisches Modell für eine bestimmte
Fragestellung zu entwickeln - besonders dann, wenn es sich um ein System
handelt, das aus vielen wechselwirkenden Teilchen besteht.

Nun hat ein Team der TU Wien und der Universität Heidelberg Methoden
entwickelt, mit denen man diese Modelle direkt von der Natur ablesen kann.
Dadurch wird es möglich, nicht nur zu messen und dann die Resultate mit
theoretischen Vorhersagen zu vergleichen, sondern man misst in gewissem
Sinn die Theorie selbst. Das soll nun neues Licht in das komplizierte
Gebiet der Vielteilchen-Quantenphysik bringen.

Zukunftstechnologie Quanten-Simulatoren

In den letzten Jahren hat eine neue Methode, quantenphysikalische Systeme
zu untersuchen, an Bedeutung gewonnen - die sogenannten
Quanten-Simulatoren. "Von manchen Quantensystemen haben wir einfach keine
befriedigende Beschreibung, etwa von Hochtemperatur-Supraleitern. Andere
Systeme können wir grundsätzlich nicht direkt beobachten, etwa das frühe
Universum, kurz nach dem Urknall. Angenommen, wir möchten trotzdem etwas
über solche Quantensysteme lernen - dann wählen wir einfach ein anderes
System, das man im Labor gut kontrollieren kann, und passen es gezielt so
an, dass es sich ähnlich verhält wie das System, das uns eigentlich
interessiert. So können wir zum Beispiel Experimente an ultrakalten Atomen
verwenden, um etwas über Systeme zu lernen, die wir sonst gar nicht
untersuchen könnten", erklärt Jörg Schmiedmayer vom Vienna Center of
Quantum Science and Technology (VCQ) am Atominstitut der TU Wien. Möglich
ist das, weil es ganz fundamentale Gemeinsamkeiten zwischen
unterschiedlichen quantenphysikalischen Beschreibungen unterschiedlicher
Systeme gibt.

Doch egal, welches Quanten-System man untersucht, auf ein wesentliches
Problem stößt man immer: "Wenn zu viele Teilchen im Spiel sind, dann
werden die Formeln der Quantentheorie rasch so kompliziert, dass man sie
auch mit den besten Supercomputern der Welt niemals lösen kann", erklärt
Sebastian Erne. "Das ist schade, denn gerade Systeme, die aus vielen
Teilchen bestehen, sind besonders interessant. Im Alltag spielen immer
viele Teilchen gleichzeitig eine Rolle."

Weg mit den Details!

Es ist daher bei Vielteilchen-Systemen nicht möglich, eine exakte
Quantentheorie zu lösen, bei der jedes einzelne Teilchen präzise
berücksichtigt wird. Man muss eine vereinfachte Quanten-Beschreibung
finden, die alle wesentlichen Eigenschaften enthält, aber keine Details
über die einzelnen Teilchen mehr benötigt. "Das ist so ähnlich, wie wenn
wir ein Gas beschreiben", erklärt Jörg Schmiedmayer. "Dann interessiert
uns auch nicht jedes einzelne Atom, wichtig sind Größen wie Druck und
Temperatur."

Doch wie kommt man zu solchen Theorien für Vielteilchensysteme? Sie rein
rechnerisch aus den Gesetzen abzuleiten, die für einzelne Teilchen gelten,
ist extrem kompliziert. Doch wie sich nun herausstellt, ist das gar nicht
unbedingt nötig. "Wir haben eine Methode gefunden, die
quantenfeldtheoretische Beschreibung direkt aus dem Experiment abzulesen",
sagt Schmiedmayer. Die Natur liefert in gewissem Sinn ganz von selbst die
Formeln, mit denen man sie beschreiben muss.

Man weiß, dass jede Quantentheorie bestimmten formalen Regeln gehorchen
muss - man spricht etwa von Korrelationen, Propagatoren, Vertices,
Feynman-Diagrammen, von den Grundbausteinen, die es in jedem
quantenphysikalischen Modell gibt. Das Forschungsteam von TU Wien und
Universität Heidelberg hat einen Weg gefunden, diese einzelnen
Grundbausteine experimentell zugänglich zu machen. So ergibt sich eine
empirisch gefundene Quantentheorie für ein Vielteilchensystem, ganz ohne
mit Papier und Bleistift arbeiten zu müssen.

"Dass das theoretisch möglich ist, haben wir schon seit einigen Jahren
vermutet, aber nicht jeder hat uns geglaubt, dass es tatsächlich
funktioniert", sagt Jörg Schmiedmayer. "Nun haben wir gezeigt, dass es
tatsächlich klappt - anhand eines speziellen Falls, bei dem die Theorie
auch rechnerisch gefunden werden kann. Unsere Messergebnisse liefern genau
dieselben Theorie-Bausteine."

Ultrakalte Atomwolken

Gearbeitet wurde dabei mit Wolken aus tausenden ultrakalten Atomen, die in
einer magnetischen Falle auf einem AtomChip festgehalten werden. "Aus den
Quanten-Wellenmustern dieser Atomwolken kann man jene
Korrelationsfunktionen ermitteln, aus denen dann die Grundbausteine der
dazu passenden Theorie abgeleitet werden", erklärt Schmiedmayer.

Die Ergebnisse wurden nun im Fachjournal "Physical Review X" publiziert.
Das Team hofft, damit die Untersuchung von Quanten-Vielteilchensystemen
maßgeblich zu vereinfachen - vielleicht lässt sich ja auf diese Weise ein
bisschen Licht auf einige der großen Fragen der Physik werfen.

Das Projekt wurde vom FWF gefördert, im Rahmen der österreichischen
Beteiligung am Spezialforschungsbereich ISOQUANT der DFG.


Originalpublikation:

T. Zache et al., Extracting the Field Theory Description of a Quantum
Many-Body System from Experimental Data, Phys. Rev. X 10, 011020
(2020).

https://journals.aps.org/prx/abstract/10.1103/PhysRevX.10.011020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88
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Technische Universität Wien, 03.02.2020
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1363: Mit Künstlicher Intelligenz zu sicheren Banknoten (idw)

CENTRUM INDUSTRIAL IT (CIIT) - 03.02.2020

Mit Künstlicher Intelligenz zu sicheren Banknoten

Professor Volker Lohweg präsentiert in San Francisco eine
Weltneuheit



Nach Angaben der europäischen Zentralbank (EZB) zogen Polizei, Handel und
Banken im Jahr 2019 in Deutschland 55.159 falsche Euro-Scheine aus dem
Verkehr. Wer einmal Falschgeld angenommen hat, kann dies nicht mehr in
echtes Geld rückerstatten lassen. Um Fälschungen so gut es geht zu
verhindern, weisen Banknoten bestimmte Sicherheitsmerkmale auf. Weltweit
gibt es mehr als 100 verschiedene Sicherheitsmerkmale, von denen aber nur
ein Teil öffentlich bekannt ist. Sie verhelfen zur zweifelsfreien
Unterscheidung von Falschgeld. Alt bewährt ist dabei der
"Fühlen-Sehen-Kippen"-Test. Durch die Verwendung spezieller Druckverfahren
erhalten die Banknoten ihre einzigartige Oberflächenbeschaffenheit, die
sich fühlen lässt. Außerdem sind bestimmte Bildelemente wie z.B. ein
Sicherheitsfaden oder das Porträtfenster zu sehen und durch Kippen ändert
die Smaragdzahl auf dem Schein ihre Farbe. Zwar entwickeln sich die
Drucktechniken für Banknoten ständig weiter, doch stellen sich Fälscher
erfahrungsgemäß schnell auf die technischen Neuerungen ein. Ein Thema, an
dem auch am Institut für industrielle Informationstechnik (inIT) geforscht
wird.

Seit zehn Jahren beschäftigen sich die inIT-Wissenschaftler der
Arbeitsgruppe "Diskrete Systeme" unter Leitung von Institutsleiter
Professor Volker Lohweg mit der Produktion und Qualitätssicherung von
Banknoten, dem Verschleiß sowie der Sicherheit an Bankautomaten.

Auf der Optical Document Security Conference (ODS), der weltweit
wichtigsten und größten Konferenz für das Fachgebiet der
Dokumentensicherheit, in San Francisco stellte Professor Lohweg mit seinem
Paper zur Erstellung von sogenannten Intaglio-Sicherheitsmerkmalen für
Banknoten erstmals eine Weltneuheit vor. "Wir zeigen weltweit das erste
Mal eine neue, auf künstlicher Intelligenz (KI) basierte Methode, zur
schnellen Erstellung von Intaglio-Linienmuster für Banknoten", bestätigt
Lohweg.

"Intaglio-Linien, die wir alle von Portraits oder anderen Motiven auf
Banknoten kennen, wurden früher von Graveuren in Kupfer gestichelt und
dann vervielfältigt - ein Vorgang der bis zu drei Monate dauern kann. Seit
einiger Zeit werden zwar Motive durch Grafikprogramme erstellt, deren
Daten anschließend Lasersysteme steuern, die die Gravur ersetzen, aber
dieser Prozess kann ebenso einige Wochen in Anspruch nehmen, da der
Graveur das Motiv am Rechner entwickeln muss. Unser Verfahren trainiert
eine KI- was bis zu zwei Tagen dauern kann - aber anschließend entsteht
ein Portrait innerhalb weniger Minuten. Der Graveur wird natürlich immer
noch benötigt, um die zu lernenden Motive auszusuchen, aber die
anstrengende Arbeit der Detailkreation übernimmt die Maschine. Erste
Ergebnisse sind mehr als vielversprechend, dennoch ist sicherlich noch
einige Forschungsarbeit notwendig, um einer KI einen Kunststil
beizubringen.", berichtet der anerkannte Experte für Dokumentensicherheit.

Auch wenn es noch einige Zeit und Arbeit benötigt, um den Prozess
ganzheitlich umzusetzen, ist der Grundstein für die schnellere Erstellung
eines Sicherheitsmerkmals gelegt und man ist damit den Fälschern wieder
einen Schritt voraus.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1969
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Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2901: Merkel und die "Luanda Leaks" - Korruptionsbekämpfung muss bei Kanzlerinnenreise im Vordergrund stehen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Februar 2020

Merkel und die "Luanda Leaks": Korruptionsbekämpfung muss bei Kanzlerinnenreise im Vordergrund stehen



Zur Reise der Bundeskanzlerin nach Angola erklärt Ottmar von Holtz,
Obmann im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung:

Die zeitliche Nähe der Reise zum jüngst aufgedeckten Skandal der
"Luanda Leaks" rund um die angolanische Ex-Präsidententochter Isabel
dos Santos sollte der Kanzlerin Anlass genug sein, um für eine rasche
Aufklärung zu werben. Doch nicht nur in Angola muss Korruption und
Vetternwirtschaft endlich wirkungsvoll angegangen werden. Auch die
deutsche KFW-Tochtergesellschaft KFW-IPEX ist in den Skandal
verwickelt. Hier muss die Bundesregierung schnell und gründlich
aufklären.

Die Kanzlerin täte gut daran, sich vor Ort nicht nur mit Unternehmern
und Repräsentanten der Regierung zu treffen, sondern auch den
Austausch mit der Zivilgesellschaft zu suchen. Immer wieder stehen
Menschenrechtsverletzungen, Vertreibungen von Kleinbäuerinnen und
Kleinbauern, Wasserknappheit und Umweltverschmutzung in einem engem
Zusammenhang mit Bauvorhaben und Fabriken, in die auch ausländische
Investitionen fließen. Hier muss die Bundeskanzlerin auf die
Einhaltung der Menschenrechte und Umweltstandards entlang der
Lieferkette pochen und auch die deutschen Unternehmen in die Pflicht
nehmen.

Angola könnte sich stärker für eine friedliche Lösung in den
bewaffneten Konflikten seines Nachbarlandes Demokratische Republik
Kongo engagieren. Hierfür sollte die Kanzlerin deutsche Unterstützung
anbieten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/718: Solarien - Wir setzen auf Aufklärung und Kontrolle

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Januar 2020

Solarien - Wir setzen auf Aufklärung und Kontrolle



Zur Forderung des Verbots von Solarien erklärt die umweltpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"UV-Strahlung ist krebserregend. Dieses Risiko wird immer noch von
vielen unterschätzt. Deshalb muss die Aufklärung der Bürger, und hier
insbesondere der Jugendlichen, konsequent fortgesetzt werden.

Um die von Solarien ausgehenden Gesundheitsgefahren - also vor allem
Krebserkrankungen - zu minimieren, haben wir rechtliche Regelungen
zum Schutz vor schädlichen Wirkungen von künstlicher UV-Strahlung
erlassen. Weil UV-Strahlung für Minderjährige ein besonders hohes
Gesundheitsrisiko darstellt, haben wir bereits im Jahr 2009 die
Nutzung von Solarien für Minderjährige verboten. Da die Nutzung eines
Solariums auch für Erwachsene eine Gefährdung bedeuten kann, sieht
die UV-Schutz-Verordnung seit 2012 Qualitätsanforderungen vor, deren
Einhaltung die Betreiber eines Solariums sicherstellen müssen -
sowohl in Bezug auf technische Voraussetzungen als auch hinsichtlich
der Schulung von Personal.

Ein generelles Verbot von Solarien ist auch bei uns intensiv
diskutiert worden. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass ein solches
Verbot gegen das im Grundgesetz verankerte Recht auf freie Entfaltung
der Persönlichkeit verstoßen würde. Deshalb setzen wir vor allem auf
Aufklärung und stärkere Kontrolle der Einhaltung der strengen
rechtlichen Regelungen durch die Solarienbetreiber."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3546: Die automatische Gesichtserkennung wäre ein gewaltiger Sicherheitsgewinn

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. Januar 2020

Die automatische Gesichtserkennung wäre ein gewaltiger
Sicherheitsgewinn



Derzeit findet der Europäische Polizeikongress in Berlin statt. Dabei
geht es unter anderem um den Einsatz neuerer technologischer
Entwicklungen im Sicherheitsbereich. Hierzu können Sie den
Stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Thorsten Frei, wie folgt zitieren:

"Die automatische Gesichtserkennung wäre ein gewaltiger
Sicherheitsgewinn. Wenn in diesem Zusammenhang von einer
Totalüberwachung gesprochen wird, ist das kompletter Unsinn. Bei der
automatischen Gesichtserkennung geht es darum, dass Videoaufnahmen
mit einer streng begrenzten Fahndungsdatei abgeglichen werden. Wird
kein Treffer erzielt, werden die Daten sofort gelöscht. Das System
wird nur bei Schwerverbrechern und Terroristen, nicht aber bei
Schwarzfahrern Alarm schlagen. Wenn die SPD uns nicht darin hindert,
werden wir in dieser Wahlperiode die rechtlichen Grundlagen für den
Einsatz schaffen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1896: 100 Jahre Betriebsrätegesetz heißt 100 Jahre Kampf für bessere Arbeitsbedingungen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. Februar 2020

100 Jahre Betriebsrätegesetz heißt 100 Jahre Kampf für bessere Arbeitsbedingungen



"Arbeiter- und Soldatenräte legten vor 100 Jahren den Grundstein für
unsere betriebliche Demokratie. Die Wahlbeteiligungen in Betrieben
sind heute ein klarer Ausdruck dieser Demokratie. Der Anteil der
Wählerinnen und Wähler bei Betriebsratswahlen, in der Beschäftigte
ihre Interessensvertretung direkt wählen, ist seit Jahren mit 75 bis
80 Prozent auf konstant hohem Niveau. Deshalb gilt es heute mehr denn
je, diese gelebte Demokratie zu schützen", erklärt Jutta Krellmann,
Sprecherin für Mitbestimmung und Arbeit der Fraktion DIE LINKE, mit
Blick auf das Betriebsrätegesetz, das am 4. Februar 1920, also vor 100
Jahren, in Kraft trat. Das Betriebsrätegesetz gilt als Vorläufer des
heutigen Betriebsverfassungsgesetzes. Krellmann weiter:

"In über 90 Prozent der Betriebe, die die Voraussetzungen für einen
Betriebsrat erfüllen, gibt es jedoch keinen Betriebsrat. Die
Bundesregierung ist verpflichtet, der Erosion von Betriebsräten
endlich entgegenzuwirken. Sie darf sich nicht weiter vor ihrer
Verantwortung drücken. Angriffe auf Betriebsräte oder diejenigen, die
einen gründen wollen, sind Angriffe auf unsere Demokratie. Diese
autoritären, demokratiefeindlichen Tendenzen müssen gestoppt werden.
Die Antwort von Arbeitsminister Heil, das vereinfachte Wahlverfahren
auszuweiten, ist keine Lösung. Die Einführung 2001 hat zwar damals für
einige Betriebe die Wahl verkürzt, aber keine Trendwende
herbeigeführt.

Betriebliche Mitbestimmung braucht besseren Schutz und größere
Anerkennung. Auch muss die Mitbestimmung erweitert werden, um den
heutigen Herausforderungen gerecht zu werden. Beschäftigte sollen
nicht nur zuschauen, sie sollen mitentscheiden können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. Februar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5101: Zur Klage des BKA-Chefs über Zeitverluste bei der Auswertung von Video-Überwachungsdaten

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

Zu der Klage des BKA-Chefs Münch über Zeitverluste bei der Auswertung von Video-Überwachungsdaten sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:



Es tut mir Leid, zu hören, dass unsere Polizei zuviel Zeit mit der
Auswertung von Überwachungsvideos verliert. Es gäbe dafür eine
einfache Lösung: Hängen wir die Kameras einfach ab. Das wäre auch in
Anbetracht der aktuellen Bestrebungen, die Überwachung des
öffentlichen Raumes auch noch mit Gesichtserkennung aufzurüsten ein
richtiger Schritt. Zunehmend flächendeckende Kameras mit
Gesichtserkennung bedeuten, dass jeder immer und überall unter
Beobachtung steht. Das ist ein unverhältnismäßiger Eingriff in die
Persönlichkeitsrechte. Anders als ein Handy kann man sein Gesicht
nicht einfach zuhause lassen. Wir wollen keine totale Überwachung der
Bürger im öffentlichen Raum. Statt Überwachungsstaat zu spielen,
sollten unsere Polizistinnen und Polizisten lieber nach draußen gehen
und Menschen in der wirklichen Welt beschützen. Das kann eine Kamera
erfahrungsgemäß nicht besonders gut.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9456: Heute im Bundestag Nr. 147 - 04.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 147

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Di., 4. Februar 2020, Redaktionsschluss: 14.34 Uhr

1. FDP will Einzelhandel stärken

2. Modernisierung der Energiecharta

3. Strategie für Offshore-Windenergie

4. Ladeinfrastruktur für E-Mobilität

5. Rückbau und Entsorgung von Windrädern

6. Stellenentwicklung in Bau-Behörden

7. Entwicklung des Strombedarfs



1. FDP will Einzelhandel stärken

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte den stationären Einzelhandel
gegenüber der Online-Konkurrenz stärken und dazu unter anderem das
Sonntagsöffnungsverbot lockern. Außerdem müsse die kartellrechtliche
Gleichbehandlung von stationärem und Onlinehandel forciert werden,
erklären die Abgeordneten in einem Antrag (19/16958). Neben
baurechtlicher Erleichterung fordern sie weiter den Abbau
bürokratischer Vorgaben und einen Ausbau von Mobilitätsangeboten, um
Innenstädte attraktiv zu halten.

Der mittelständische Handel brauche politische Unterstützung und
Rahmengesetzgebung, um im aktuellen Strukturwandel gegenüber dem
reinen Online-Handel bestehen und in Zukunft von der Digitalisierung
profitieren zu können, heißt es zur Begründung.

 * 

2. Modernisierung der Energiecharta

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion möchte wissen, wie der Stand bei
der Modernisierung der Energiecharta ist. In einer Kleinen Anfrage
(19/16889) fragen die Abgeordneten nach Zeitplan, Ablauf und konkreter
Abstimmung im Verhandlungsprozess rund um den 25 Jahre alten Vertrag.

 * 

3. Strategie für Offshore-Windenergie

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich für den Ausbau
der Offshore-Windenergie. In einer Kleinen Anfrage (19/16871)
erkundigen sich die Abgeordneten nach diesbezüglich geplanten
Kooperationen im Nord- und im Ostseeraum. Außerdem möchten sie wissen,
welche Ziele sich die Bundesregierung für die Präsidentschaft der
Nordsee-Energiekooperation seit Januar dieses Jahres gesteckt hat.

 * 

4. Ladeinfrastruktur für E-Mobilität

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Auf die Bedeutung einer transparenten
Ladeinfrastruktur für Elektroautos weist die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/16869) hin. Die Abgeordneten möchten wissen, wie
viele Ladesäulen mit eichrechtskonformen Zählern ausgestattet sind.
Außerdem interessiert sie, ob Elektroladesäulen in die
Markttransparenzstelle aufgenommen werden sollen.

 * 

5. Rückbau und Entsorgung von Windrädern

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion beschäftigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/16796) mit dem Rückbau und der Entsorgung von Windrädern.
Die Abgeordneten erkundigen sich danach, wie viel Windenergieanlagen
an Land aus welchen Gründen zurückgebaut werden und wie sehr die
Wirtschaftlichkeit von Anlagen von Zahlungen aus dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz abhängt.

 * 

6. Stellenentwicklung in Bau-Behörden

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte wissen,
wie sich die Personalsituation im Bereich Bauen und Wohnen entwickelt
hat. Die Abgeordneten interessieren sich in einer Kleinen Anfrage
(19/16938) für die Zahl der Stellen, die in mit Bauthemen befassten
Abteilungen des Bundesinnenministeriums neu geschaffen worden sind.
Auch die Stellenentwicklung bei nachgelagerten Behörden wie dem
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung in dieser
Legislaturperiode beschäftigt sie.

 * 

7. Entwicklung des Strombedarfs

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die
Entwicklung des Strombedarfs bis 2030. Die Abgeordneten erkundigen
sich in einer Kleinen Anfrage (19/16946), mit welchen Szenarien die
Bundesregierung diesbezüglich rechnet. Sie fragen dabei gezielt nach
beeinflussenden Parametern wie etwa einer zunehmenden Automation im
Gebäudebereich.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9455: Heute im Bundestag Nr. 145 - 04.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 145

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Di., 4. Februar 2020, Redaktionsschluss: 11.47 Uhr

1. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

2. Stellungnahmen zu Meisterpflicht-Gesetz

3. Einflussnahme auf Import-Gesetz

4. Bedeutung heimischer Rohstoffe

5. Unterstützungsangebote des BSI

6. Mögliche Wahlbeeinflussungen



1. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat zu einer weiteren Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16353) zu möglicher Einflussnahme
Dritter auf einen Gesetzentwurf (Entwurf eines Gesetzes zur
Verlängerung des Betrachtungszeitraums für die ortsübliche
Vergleichsmiete (Bundesratsdrucksache 468/19)) Stellung genommen. In
ihrer Antwort (19/16778) schreibt sie, Referentenentwürfe des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) und die
dazu eingegangenen Stellungnahmen würden grundsätzlich auf der
Internetseite des BMJV veröffentlicht. Die betroffenen Verbände seien
beteiligt worden. Der Referentenentwurf habe im Rahmen der
Ressortabstimmung sowie der Länder- und Verbändeanhörung Änderungen
erfahren. Durch die Veröffentlichung der Entwürfe und der
Stellungnahmen auf der Internetseite des BMJV seien die vorgenommenen
Änderungen transparent nachvollziehbar.

In diesem Zusammenhang weist die Bundesregierung darauf hin, dass es
nicht Bestandteil der parlamentarischen Kontrollfunktion sei, frei
verfügbare Informationen durch die Bundesregierung zusammentragen und
anschaulich aufbereiten zu lassen. Die Antwort enthält eine Auflistung
der Gespräche der Leitungsebenen des BMJV, des Bundesinnenministeriums
und des Bundeskanzleramts mit externen Dritten bezogen auf den
Regelungsgegenstand des Referentenentwurfs.

Wie die Bundesregierung in der Vorbemerkung zu ihrer Antwort schreibt,
haben die Fragesteller eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen
zu verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt. Die
Grenze zur administrativen Überkontrolle sei angesichts des Umfangs
der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der
Detailtiefe von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung
erreicht.

 * 

2. Stellungnahmen zu Meisterpflicht-Gesetz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Auf Stellungnahmen und Gespräche rund um das Gesetz
zur Meisterpflicht geht die Bundesregierung in der Antwort (19/16774)
auf eine Kleine Anfrage (19/16391) der Fraktion Die Linke ein. Sie
listet darin Gespräche mit Externen sowie Konferenzen und Tagungen
auf, bei denen Regierungsvertreter mit Branchenvertretern
zusammenkamen. Außerdem verweist sie auf Internetseiten, auf denen
Stellungnahmen von Fachverbänden und Kammern nachgelesen werden
können.

 * 

3. Einflussnahme auf Import-Gesetz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Auf Stellungnahmen und Gespräche rund um ein Gesetz
zu Sorgfaltspflichten beim Import von Seltenen Erden geht die
Bundesregierung in der Antwort (19/16768) auf eine Kleine Anfrage
(19/16394) der Fraktion Die Linke ein. Sie listet darin Gespräche mit
Externen sowie Konferenzen und Tagungen auf, bei denen
Regierungsvertreter mit Branchenvertretern zusammenkamen. Außerdem
verweist sie auf Internetseiten, auf denen Stellungnahmen von
Fachverbänden und Kammern nachgelesen werden können.

 * 

4. Bedeutung heimischer Rohstoffe

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will sich verstärkt für ein
Recycling von Rohstoffen sowie für eine Rohstoffgewinnung im Inland
einsetzen. Durch die heimische Rohstoffgewinnung sowie den Einsatz von
recycelten Materialien könne ein großer Teil der in Deutschland
anfallenden Bedarfe an mineralischen Rohstoffen gedeckt werden,
schreibt sie in ihrer als Unterrichtung vorgelegten Rohstoffstrategie
(19/16720). So werde etwa die Bauwirtschaft zum überwiegenden Teil mit
Rohstoffen aus dem Inland versorgt. Bezogen auf die Energieversorgung
werde der Kohleausstieg dazu führen, dass Metalle und
Industrieminerale bedeutsamer werden. Hier sei Deutschland in hohem
Maße von Importen abhängig - umso wichtiger werde ein Aufbereiten von
Rohstoffen. Außerdem sei es wichtig, Rohstoffe effizient zu verwenden,
heißt es weiter. In manchen Industrien beziehungsweise Prozessen
könnten sie inzwischen auch substituiert werden durch CO2-ärmeres
Material. Als Beispiel führt die Bundesregierung die Zement- oder
Stahlherstellung an.

In der Strategie betont die Bundesregierung die Bedeutung des neuen
Geologiedatengesetzes, das auf den Weg gebracht worden ist. Es soll
die Datensicherung und den Zugang zu geologischen Daten für
Unternehmen, Behörden und die Öffentlichkeit regeln. Ziel sei,
Investitionen auf Basis eines fairen Wettbewerbs zu ermöglichen und
Aufwand sowie Kosten für alle interessierten Bürger zu senken. In
einem weiteren Punkt widmet sich die Strategie der Akzeptanz für
heimische Rohstoffgewinnung. Es solle ein gesellschaftliches
Verständnis für die Bedeutung heimischer Bodenschätze geschaffen
werden, heißt es.

Darüber hinaus beleuchtet die Strategie Aspekte von Nachhaltigkeit und
Transparenz sowie Internationaler Zusammenarbeit.

 * 

5. Unterstützungsangebote des BSI

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Unterstützungsangebote des Bundesamtes für
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)" thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16808). Darin erkundigt sie
sich danach, welche konkreten Maßnahmen das BSI "in Zusammenarbeit mit
Betreibern sozialer Netzwerke, Forschungsinstituten und Vertretern von
Verbänden und sogenannten Thinktanks" zur Entwicklung von
Sicherheitsempfehlungen für politische Parteien und parteinahe
Stiftungen im Bereich der Cyber-Sicherheit plant. Auch fragt sie unter
anderem, wann mit deren konkreter Umsetzung zu rechnen ist.

 * 

6. Mögliche Wahlbeeinflussungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Mögliche Wahlbeeinflussungen, Wahlmanipulationen
und Desinformation während der EU-Wahl 2019" sind Thema einer Kleinen
Anfrage der AfD-Fraktion (19/16822). Darin erkundigt sie sich danach,
wie die Bundesregierung digitale Meinungsbeeinflussungen,
Meinungsmanipulationen und Desinformationen im Netz generell bewertet
sowie "deren Gefahren und Auswirkungen für die Demokratie in
Deutschland, auf demokratische Wahlen im Allgemeinen und im Kontext
der EU-Wahl 2019 im Speziellen". Auch will sie unter anderem wissen,
welche konkreten Maßnahmen gegen Desinformation, Wahlbeeinflussung und
Wahlmanipulation die Bundesregierung seit der Bundestagswahl 2017 und
seit der EU-Wahl 2019 gesetzt hat.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9454: Heute im Bundestag Nr. 144 - 04.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 144

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Di., 4. Februar 2020, Redaktionsschluss: 10.12 Uhr

1. Bürokratieabbau bei der Gewerbesteuer

2. Blasen im Asphalt auf der A 26

3. Fördermöglichkeit für Fahrradparkhäuser

4. Bahnhöfe in Baden-Württemberg

5. Zahlungsrückstände der DB AG



1. Bürokratieabbau bei der Gewerbesteuer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Vertreter der Kommunen sind nach Ansicht der
Bundesregierung grundsätzlich bereit, Änderungen bei der künftigen
Ausgestaltung der Gewerbesteuerbescheide ins Auge zu fassen. Dies
teilt die Regierung in ihrer Antwort (19/16467) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/15938) mit, die unter anderem nach dem
Bürokratieabbau bei Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer gefragt
hatte.

 * 

2. Blasen im Asphalt auf der A 26

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Eine Fertigstellung der Bundesautobahn A 26 zwischen
Buxtehude und Neu Wulmstorf ist nach Angaben der Bundesregierung für
Ende 2022 geplant. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/16734)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16380) hervor. Der
Vorbelastungsdamm befinde sich derzeit in der abschließenden
Konsolidierungsphase, schreibt die Bundesregierung. Die
Brückenbauwerke seien überwiegend im Rohbau fertiggestellt. Die
Ausschreibungen für den Straßenendausbau und die Lärmschutzwände
befänden sich in Vorbereitung und sollten in diesem Jahr
veröffentlicht werden.

Was die Straßenschäden auf dem bereits für den Verkehr freigegebenen
Teil der A 26 angeht, so heißt es in der Antwort: Die A 26 zwischen
Stade und Horneburg befinde sich seit über zehn Jahren unter Verkehr.
Aufgrund von üblichen Alterungserscheinungen in der Deckschicht,
beispielsweise Ausmagerungen von Bindemitteln sowie leichten
Unebenheiten, sei die vorhandene Verschleißschicht im Jahr 2018
erneuert worden. "Ungefähr ein halbes Jahr nach der Fertigstellung der
Erhaltungsmaßnahme sind unregelmäßig im Zeitraum vom 28. November 2018
bis 5. April 2019 etwa vier handtellergroße, bis zu einen Zentimeter
hohe Blasen im Asphalt aufgetreten", schreibt die Regierung.

Die Schäden seien am 5. April 2019 durch den Auftragnehmer behoben
worden. Entsprechende Untersuchungen hätten keine Material- und
Einbaufehler ergeben. Die aufgetretenen Schäden, so heißt es weiter,
hätten sich nicht eindeutig dem Auftragnehmer zuordnen lassen. Im
Rahmen der Vertragsabwicklung habe der Auftragnehmer die Kosten für
das Aufbohren und Verschließen der Blasen und die niedersächsische
Straßenbauverwaltung die Personal- und Gerätekosten für die
Verkehrssicherung in Höhe von etwa 2.200 Euro getragen, schreibt die
Bundesregierung.

 * 

3. Fördermöglichkeit für Fahrradparkhäuser

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Zuständigkeit für die Fahrradinfrastruktur an
Bahnhöfen, beispielsweise für Fahrradabstellanlagen und
Fahrradparkhäuser, liegt nach Angaben der Bundesregierung
"grundsätzlich" bei den Ländern und Kommunen. Daher lägen der
Bundesregierung keine eigenen Kenntnisse über Anzahl und Kapazität der
vorhandenen Fahrradparkhäuser vor, heißt es in der Antwort der
Regierung (19/16788) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/15917).

Über die Kommunalrichtlinie der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI)
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
(BMU) befänden sich aktuell vier Fahrradparkhäuser in Planung, davon
seien drei noch nicht abschließend bewilligt, heißt es in der Antwort
weiter. Im Rahmen des NKI Förderaufrufs "Klimaschutz durch Radverkehr"
befänden sich insgesamt acht Fahrradparkhäuser an Bahnhöfen sowohl in
Planung als auch aktuell im Bau.

Darüber hinaus könnten Fahrradparkhäuser auch im Rahmen des Programms
des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
zur "Förderung innovativer Projekte zur Verbesserung des Radverkehrs
in Deutschland" gefördert werden. Bislang seien 13
Interessenbekundungen zur Förderung von Fahrradparkhäusern eingereicht
worden, schreibt die Regierung. Nach erfolgreichem baufachlichen
Koordinierungsgespräch würden die ausgewählten Interessenbekundenden
zur Antragsstellung aufgefordert. Zukünftig werde es zudem im Rahmen
der Finanzhilfen an die Länder durch das Sonderprogramm "Stadt und
Land" die Möglichkeit geben, Fahrradparkhäuser zu fördern.

 * 

4. Bahnhöfe in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der DB Station&Service AG sind in
Baden-Württemberg etwa 82 Prozent der 688 Bahnsteige stufenfrei
erreichbar. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/16771)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15984) hervor. Bis 2025
seien Maßnahmen zur Verbesserung der Barrierefreiheit an etwa 70
Stationen geplant. Diese Maßnahmen würden laut DB Station&Service AG
"aus verschiedenen Finanzierungsquellen realisiert".

 * 

5. Zahlungsrückstände der DB AG

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Konkrete Beschwerden mittelständischer
Bauunternehmen über Zahlungsrückstände der Deutschen Bahn AG (DB AG)
für bereits erbrachte Bauleistungen liegen dem Bund nicht vor. Das
schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/16737) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/16178). Diese Thematik sei jedoch von
Zeit zu Zeit Gegenstand der Gespräche von Bund, DB AG und Bauverbänden
im sogenannten Gesprächskreis Auftragsvergabe, heißt es in der
Antwort.

Nach Auskunft der DB AG sei aufgrund der Kontenführung im
Rechnungswesen des DB-Konzerns und unterschiedlicher
Zahlungsbedingungen keine Aussage zu offenen Verbindlichkeiten für
bestimmte Gruppen von Lieferanten möglich, schreibt die
Bundesregierung. Zahlungsverzögerungen können der Antwort zufolge
"aufgrund von Nachträgen sowie bei Schwierigkeiten bei der
Rechnungsprüfung entstehen".

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1989: Merkel und Kurz in Berlin, 03.02.2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Berlin - Montag, 3. Februar 2020

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und Bundeskanzler Kurz



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass der
österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz heute wieder einmal bei uns
ist. Die neue Regierungsbildung wurde beendet, und jetzt kann auch in
Österreich wieder losgelegt werden. Wir freuen uns darüber und wollen
natürlich auch eine gute Zusammenarbeit.

Wir haben heute über den gesamten Reigen der Themen gesprochen, die sich
uns bieten - und das sind nicht wenige. Das sind einmal die bilateralen
Beziehungen, aber natürlich auch die neue Regierung, die vielleicht in
einigen Fragen andere Akzente setzt. Wir sind dann sehr schnell bei dem
Thema Klimapolitik gelandet. Hier teilen Deutschland und Österreich
eigentlich gemeinsame Ziele. Wir werden auch gemeinsam auftreten, wenn es
um den "European Green Deal" geht. Was das angeht, stehen uns in diesem
Jahr sicherlich noch interessante Verhandlungen in der Europäischen Union
bevor.

Wir haben über die Frage der Mittelfristigen Finanziellen Vorausschau
geredet. Das ist vielleicht das drängendste Thema, weil wir am 20. Februar
ein Sondertreffen des Europäischen Rates haben werden und uns vorher der
Ratsvorsitzende Charles Michel einen neuen Vorschlag für die nächsten Jahre
vorlegen wird. Österreich und Deutschland sind im Grundsatz erst einmal in
einer gemeinsamen Situation. Wir sind nämlich Nettozahler, und es gibt
natürlich auch Restriktionen. Wir wissen alle: Durch den Austritt
Großbritanniens aus der Europäischen Union sind die Erwartungen an die
Nettozahler noch größer geworden, aber nicht unbedingt die Möglichkeiten.
Insofern werden wir uns hier sehr eng abstimmen.

Ich gebe zu, dass diese Mittelfristige Finanzielle Vorausschau sicherlich
eine große Herausforderung ist, die auch von allen Kompromissfähigkeit
verlangen wird. Aber wir werden, wie gesagt, sehr genau darüber sprechen,
wofür wir unser Geld ausgeben werden.

Wir haben dann über das Thema Migration gesprochen, und hierbei gibt es
Gemeinsamkeiten und Unterschiede. Deutschland könnte sich vorstellen, die
Wiederauflage einer Mission "Sophia" zu unterstützen. Das Thema
Waffenembargo gegenüber Libyen ist auch eines, das aus anderen Gründen von
Bedeutung ist. Hierüber laufen ja noch die Beratungen in Brüssel. Hier sind
wir das muss man sagen von vornherein nicht immer einer Meinung.

Wir sind ansonsten aber an einer Reform des gemeinsamen Asylsystems
interessiert, weil wir doch beides Länder sind, die sehr hohe Beiträge dazu
leisten, dass Migranten, auch Asylbewerber oder Flüchtlinge aufgenommen
werden. Wenn man sich die Zahlen gerade in Bezug auf die sekundäre
Migration anschaut, so sind Deutschland und Österreich in etwa gleicher
Weise betroffen. Deshalb haben wir ein Interesse an einer fairen, aber eben
auch an einer insgesamt gerechten Verteilung.

Was die Aufgabe der Unterstützung der Herkunftsländer anbelangt
Entwicklungshilfe, Entwicklungszusammenarbeit und Ähnliches , so sind wir
sowieso an einer gemeinsamen Situation interessiert.

Das waren von meiner Seite die wichtigsten Dinge. Wir haben dann noch über
die Verkehrsprobleme auf der Strecke des Brenners gesprochen, die für
unsere Lkw von großer Bedeutung sind. Wir bekennen uns beide zu dem 
10-Punkte-Plan, der ausgeführt wurde. Der Bundeskanzler hat noch einmal auf
die sehr hohen Belastungen gerade auf dieser einen Route hingewiesen. Wir
werden darüber weiter im Gespräch bleiben, weil das für alle Beteiligten
natürlich von großer Bedeutung ist.

Noch einmal herzlich willkommen! Du hast das Wort.

BK Kurz: Vielen Dank. Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Frau
Bundeskanzlerin, vielen Dank für die Möglichkeit, heute in Deutschland zu
Gast sein zu dürfen. Vielen Dank auch für unser sehr gutes Gespräch über
die unterschiedlichsten Themen. Ich darf vielleicht auch ein paar
herausgreifen.

Ich beginne einmal mit dem bilateralen Verhältnis zwischen Deutschland und
Österreich. Deutschland ist für uns unser wichtigster Nachbar und Partner,
vor allem wirtschaftlich gesehen. Wir haben ein Handelsvolumen von 100
Milliarden Euro. Das ist für uns als kleines Land das mit Abstand größte
Handelsvolumen mit einem anderen Land.

Wir sind als Tourismusland natürlich auch sehr froh, stolz und glücklich
darüber, dass sehr viele unserer österreichischen Gäste aus Deutschland
kommen. Es sind 14 Millionen an der Zahl, die jedes Jahr Österreich
besuchen, die wir gerne vor allem für einen Urlaub in Österreich
beherbergen. Wir freuen uns auch über kurz entschlossene Gäste, die
vielleicht noch nicht einen Skiurlaub geplant haben, aber kurzfristig doch
noch von der Lust gepackt werden.

Auf europäischer Ebene arbeiten Deutschland und Österreich in vielen Fragen
sehr gut zusammen. Die Kanzlerin hat schon ausgeführt, dass wir in vielen
Bereichen ähnliche Zugänge und Ziele haben.

Ich beginne vielleicht mit der akutesten Frage, nämlich mit den
Verhandlungen zum Mehrjährigen Finanzrahmen, also zum zukünftigen Budget
der Europäischen Union. Das ist sicherlich ein komplexer Prozess. Das
werden intensive Verhandlungen sein. Klar ist, dass wir als Nettozahler gut
mit den anderen Nettozahlern abgestimmt sind und dass wir die derzeitigen
Vorschläge für deutlich zu hoch erachten. Es wird also noch ein
herausfordernder Verhandlungsprozess sein. Ich hoffe aber, dass es am Ende
des Tages möglich ist, hier auf europäischer Ebene eine Lösung zu finden.

Darüber hinaus haben wir über das Thema Zukunft der Europäischen Union
gesprochen. Wir sind froh, dass hier ein Prozess gestartet wird. Gerade
unter deutschem Vorsitz wird der Prozess im zweiten Halbjahr des Jahres
wahrscheinlich an Fahrt aufnehmen. Wir haben große Hoffnungen, was diesen
Prozess angeht. Es ist für uns wichtig, dass wir uns mit der Frage
auseinandersetzen, in welche Richtung sich die Europäische Union entwickeln
soll.

Was das Thema des Klimaschutzes betrifft, verfolgen wir ähnliche Ziele,
nämlich die deutliche Reduktion der CO2-Emissionen. Wir haben uns in
Österreich zwei ambitionierte, aber machbare Ziele gesetzt. Das eine Ziel
ist, dass wir im Jahr 2030 100 Prozent Strom aus erneuerbaren Energien
haben werden. Wir sind jetzt schon eines der wenigen Länder der Welt, das
auf Atomstrom und Kohlestrom verzichtet. Darüber hinaus haben wir uns das
Ziel gesetzt, dass wir bis zum Jahr 2040 in Österreich klimaneutral werden
 ganz bewusst natürlich nicht auf Kosten der Steuerzahler und der
Wirtschaft. Parallel zu unseren ambitionierten Klimaschutzmaßnahmen haben
wir als neue Bundesregierung gerade eine Steuerreform auf den Weg gebracht,
mit der wir die Österreicherinnen und Österreicher massiv entlasten wollen.
Die Lohn- und Einkommensteuer wird deutlich gesenkt, damit arbeitenden
Menschen mehr zum Leben bleibt.

Darüber hinaus haben wir auf europäischer Ebene noch das Thema der
Migration besprochen. Da gibt es, wie Ihnen wahrscheinlich schon bekannt
ist, Bereiche, in denen wir einer Meinung sind, etwa was die
Entwicklungszusammenarbeit und die Hilfe vor Ort betrifft, aber es gibt
durchaus auch Bereiche, in denen wir unterschiedlicher Meinung sind, wie
zum Beispiel bei der Mission "Sophia", die wir ablehnen, oder auch bei
anderen Themen, bei denen wir unterschiedliche Zugänge haben.

Ich danke noch einmal für das sehr gute Gespräch, und ich glaube, wir
stehen jetzt beide für Ihre Fragen zur Verfügung.

BK'in Merkel: So ist es.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, zum EU-Budget: Kanzler Kurz hat mehrfach mit
einem Veto gedroht, sollte die EU-Kommission ihre Forderungen nicht
herunterschrauben. Schließen Sie sich dieser Vetodrohung an?

An Sie beide: Welche Zahl steht denn dann am Ende der Verhandlungen hinter
der Eins und dem Komma?

BK'in Merkel: Zurzeit steht da 1,0.

Veto: Man kann das so nennen oder nicht so nennen wir brauchen
Einstimmigkeit im Europäischen Rat. Das heißt, jedes Land kann sagen, wenn
es nicht einverstanden ist, sodass diese mittelfristige finanzielle
Vorausschau dann noch nicht gebilligt ist. Das heißt, wir brauchen die
Zustimmung aller, sowohl der Empfängerländer als auch der Nettozahlerländer
wobei wir ja auch manches wiederbekommen; es hängt also natürlich auch von
der Bilanz ab. Jeder kann sagen: Noch ist es nicht geschafft. Davon wird
Deutschland Gebrauch machen, wenn es glaubt, dass seine Interessen nicht
ausreichend vertreten sind; davon wird Österreich Gebrauch machen.

Wir alle wissen trotzdem, dass wir auch ein Interesse an einem Budget
haben, also wird man auch nicht mit 0,00 Kompromissbereitschaft in alles
hineingehen. Es hängt dann vielmehr auch sehr davon ab, wofür das Geld
ausgegeben wird: Wird es für Forschung, für Zukunft ausgegeben, wie sieht
die Landwirtschaftspolitik aus? Für uns in Deutschland wird zum Beispiel
die Frage "Wie werden die neuen Bundesländer im Vergleich behandelt?" eine
Rolle spielen. Wir haben eine lange Grenze zu Polen, wir haben eine lange
Grenze zu Tschechien, und wir haben eben die Gebiete, in denen früher die
DDR war, die nach wie vor einen ganz anderen Entwicklungsstand haben als
die alten Bundesländer. All das muss zum Schluss stimmen.

BK Kurz: Bei diesem Thema sitzen Deutschland und Österreich wirklich in
einem Boot, denn wir sind beide Nettozahler. Unsere Position ist klar: Wir
halten den derzeitigen Vorschlag der Kommission von 1,11 Prozent für zu
hoch, hoffen aber, dass es hier noch einen neuen Vorschlag geben wird, der
dann auch die Basis dafür ist, dass man sich am Ende des Tages einigt. Wir
sind gut abgestimmt, auch mit den anderen Nettozahlern in der Europäischen
Union. Es wird dazu auch heute noch eine Telefonkonferenz und dann auch
Verhandlungen zwischen dem Ratspräsidenten und den einzelnen
Regierungschefs in der Europäischen Union geben. Ich glaube aber, das ist
ein Thema, bei dem wir an einem Strang ziehen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, der Bundeskanzler hat die von Herrn Scholz
geplante Finanztransaktionssteuer auf europäischer Ebene sehr kritisch
beurteilt und abgelehnt, sodass sie in der Form nicht kommen könnte. Was
heißt das jetzt für Sie? Werden Sie Herrn Scholz bitten, seine
Vorstellungen zu ändern, oder akzeptieren Sie, dass wahrscheinlich nicht
die ausreichende Anzahl von Ländern für die Einführung kommt?

Herr Bundeskanzler, eine Nachfrage zur Mission "Sophia", die Sie beide eben
angesprochen haben: Einige in der EU ärgern sich ein bisschen, dass
ausgerechnet ein Land, das gar keine Küsten hat, eine EU-Mittelmeermission
der anderen Länder blockiert. Vielleicht können Sie uns noch einmal den
Grund dafür nennen? Was wäre denn militärisch gesehen Österreichs Beitrag
zur Umsetzung des UN-Waffenembargos?

BK'in Merkel: Wir haben über die Finanztransaktionssteuer gesprochen. In
der jetzigen Ausgestaltung ist Österreich nicht dafür bzw. kann dem nicht
zustimmen. Das bedauern wir, weil die Zahl der mitmachenden Länder ja
sowieso Wenn man die öffentliche Diskussion über die
Finanztransaktionssteuer hört, dann sind eigentlich immer alle dafür; wenn
es dann zur Konkretisierung kommt, wird die Schar derer, die mitmachen
können, schon kleiner. Wir können natürlich weiter reden; es darf nur nicht
so sein, dass mit einer Veränderung dann gleich fünf andere Länder wieder
abspringen. Das ist also eine sehr schwierige Kiste. Wir werden natürlich
auch bei anderen Ländern noch einmal schauen, und wir werden auch mit
Österreich weiter sprechen. Insofern ist der augenblickliche Befund, dass
Österreich die Zustimmung nicht sieht, und dann müssen wir schauen, wie wir
weiterkommen.

BK Kurz: Zur ersten Frage. Unser Finanzminister hat das eigentlich gut auf
den Punkt gebracht: Wir sind für die Finanztransaktionssteuer als
Spekulantenbesteuerung, so wie sie auch ursprünglich gedacht war. Der
derzeitige Vorschlag von Finanzminister Scholz ist aber einer, den wir
ablehnen.

Zur zweiten Frage. Es stimmt schon, dass wir kein Land sind, das
Küstengebiete hat, aber wir sind ein Zielland der Migranten, genauso wie
Deutschland und Schweden. Wir haben einfach in den letzten Jahren erlebt,
dass diese Rettungsaktionen im Mittelmeer nicht das gewünschte Ergebnis
gebracht haben. Sie haben nämlich nicht das Sterben im Mittelmeer beendet,
sondern sie haben in vielen Fällen sogar dazu geführt, dass es attraktiver
war, sich auf den Weg zu machen, sodass die Schlepper dann mehr verdient
haben und im Ergebnis immer mehr Menschen ums Leben kommen. Unser Ziel ist
einfach, das Sterben im Mittelmeer zu beenden, und das funktioniert am
besten dadurch, dass man verhindert, dass sich Schiffe überhaupt auf den
Weg machen und dass man das Geschäftsmodell der Schlepper zerstört und
nicht unterstützt.

Was die Kontrolle des Waffenembargos betrifft, so sind wir gerne nach
unseren Möglichkeiten bereit, dies zu unterstützen. Ich glaube, dass das
sehr wohl aus der Luft möglich ist und dass das vielleicht mittelfristig
auch an Land möglich ist. Die Rettungsmission "Sophia" war aber bisher
immer eine Rettungsmission und nicht eine Kontrollmission des
Waffenembargos, und insofern kommt mir die Begründung dafür, wie soll ich
sagen, nicht nachvollziehbar vor.

Was wir deutlich begrüßen, ist die deutsche Initiative und die Initiative
der Kanzlerin, in Libyen einen Beitrag zu leisten. Wir halten das für ganz
wesentlich, denn die Situation dort ist furchtbar, und insbesondere die
Situation für die Menschen ist dort eine unglaublich schreckliche. Viel zu
lang hat es dort keine positive Entwicklung gegeben. Insofern sind wir sehr
dankbar dafür, dass Deutschland hier die Initiative übernommen hat und aus
meiner Sicht auch einen wesentlichen Beitrag zu einer potenziellen neuen
Dynamik geleistet hat.

BK'in Merkel: Ich will vielleicht zu der Mission "Sophia" nur sagen: Unsere
Argumentation ist etwas anders, weil wir sagen, dass dort heute ja auch
sehr viele private Schiffe Seenotrettung betreiben, und ich glaube, dass es
unter dem Strich besser ist, wenn es wieder eine staatliche Mission gibt,
die auch dieses Thema mit in Betracht zieht. Es wäre nicht gut, wenn wir
bei allen Unzulänglichkeiten nicht gleichzeitig auch mit der libyschen
Küstenwache zusammenarbeiten würden das hat ja schon dazu geführt, dass
die Zahl der ankommenden Flüchtlinge gegenüber früheren Zeiten erheblich
reduziert worden ist , aber wir setzen die Schwerpunkte hier halt
unterschiedlich; das muss man einfach so sagen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Herr Bundeskanzler, nach dem Brexit muss sich
die EU neu positionieren. Können Sie sich vorstellen, dass es im Zuge
dieses Reformprozesses auch zu Vertragsänderungen kommt? Wo sehen Sie
generell den größten Reformbedarf der EU?

BK'in Merkel: Ich kann mir sehr wohl vorstellen, dass es zu
Vertragsänderungen kommt, wenn das notwendig ist. Wir sind durch den
Austritt Großbritanniens sicherlich eher dazu aufgefordert, unsere
Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, als dass sie noch schwächer wird. Wir sind
aufgefordert, schneller zu handeln. Es gibt diesen Prozess über die Zukunft
der Europäischen Union, und ich möchte das eint uns auch , dass wir
sozusagen vorne mitspielen. Ursula von der Leyen hat gesagt, das solle auch
eine Kommission mit einem geopolitischen Interesse und mit einem
geopolitischen Beitrag sein. Den leisten wir nur, wenn wir auch
wirtschaftlich, forschungsmäßig und in vielen anderen Bereichen schnell und
stark sind. Wenn dafür Vertragsänderungen notwendig sind, dann bin ich dazu
bereit, und das wäre dann sinnvoll. Aber sie sind auch kein Selbstzweck.
Wenn man das anders erreichen kann, dann braucht man auch nicht die
Verträge zu ändern. Ich vermute aber, dass Vertragsänderungen durchaus
passieren können.

BK Kurz: Ich stimme dem zu.

Frage: Herr Bundeskanzler, Sie empfehlen auch Deutschland eine schwarz-grüne Koalition.

BK Kurz: Das gibt es doch nicht! - Ich habe gesagt: Ich mische mich nicht
ein.

Zusatzfrage: Na, so klang es aber nicht, oder? Sie haben die Werbetrommel
gerührt! - Die Frage ist: Konnten Sie Frau Merkel überzeugen?

An die Bundeskanzlerin: Sehen Sie in der Union Rückhalt für so etwas?

BK'in Merkel: Wie bitte, was sehe ich?

Zusatz: Rückhalt für eine schwarz-grüne Koalition in Deutschland.

BK'in Merkel: Fang du einmal an.

BK Kurz: Zunächst bitte ich um Entschuldigung, dass ich Sie unterbrochen
habe. Aber ich kann mich noch ganz gut daran erinnern, was ich gesagt habe,
vor allem, weil es noch nicht so lange her ist.

Ich habe gemeint: Wir sind ja in Österreich erst in Woche vier unserer
Zusammenarbeit mit den Grünen. Die Regierung ist sehr gut angelaufen. Wir
haben es, glaube ich, durch eine neue Form der Kompromissfindung geschafft,
dass diese Koalition überhaupt möglich ist. Die Grünen sind klar in der
Themenführerschaft und in der Verantwortung, was Fragen des Klimawandels,
aber auch Fragen der Transparenz in Österreich betrifft, und wir als
Volkspartei geben stärker die Linie in den Bereichen des
Wirtschaftsstandortes oder auch der Migrationsfrage vor. Diese neue Form
der Kompromissfindung hat diese Zusammenarbeit überhaupt erst möglich
gemacht, und wir sind froh, dass die Regierungsarbeit angelaufen ist.

Ich habe gesagt: Ich mische mich ganz bewusst nicht in Deutschland ein. Ich
habe mich nur dazu verleiten lassen, eine Wette einzugehen, nämlich dass
ich mir durchaus vorstellen kann, dass nach der nächsten Wahl in
Deutschland vielleicht eine ähnliche Koalition realistisch sein wird. Aber
das müssen zunächst die Wählerinnen und Wähler in Deutschland und dann die
Verantwortlichen in den jeweiligen Parteien entscheiden.

BK'in Merkel: Ich habe dem hinzugefügt, dass in Deutschland das eine die
augenblicklichen Umfragen sind. Das andere sind die Ausgänge der Wahlen. In
Deutschland sind die Wahlergebnisse, was eine Koalitionsbildung angeht,
traditionell immer sehr knapp, und deshalb kann man am heutigen Tag sehr
schwer voraussehen, was dann das Ergebnis einer Bundestagswahl sein wird.
Deshalb muss der Wähler sprechen.

Dass wir sozusagen bestimmte Barrieren hinsichtlich der Sprechfähigkeit
abgebaut haben, haben ja schon die Sondierungsgespräche mit den Grünen und
den Liberalen nach der letzten Bundestagswahl gezeigt. Wenn man sich die
Veränderung von, sage ich einmal, 2013 bis zu den Gesprächen 2017 anschaut,
dann sieht man, dass da heute eine bessere Gesprächsfähigkeit gegenüber den
Grünen besteht. Aber bis die Wahlen ausgegangen sein werden, wird hier noch
viel Wasser die Spree oder die Havel oder wen auch immer hinunterfließen.

BK Kurz: Donau!

BK'in Merkel: Die Donau bei uns weniger, aber auch - in Bayern. Ja,
insofern können wir uns sogar auf einen gemeinsamen Fluss einigen. - Danke
schön!

Montag, 3. Februar 2020

 * 
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INNEN/4837: Zentrale Speicherung von Videoüberwachungsdaten bereitet zunehmender Überwachung den Weg

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Februar 2020

THOMAE: Zentrale Speicherung von Videoüberwachungsdaten bereitet
zunehmender Überwachung den Weg



Zur Forderung des Präsidenten des Bundeskriminalamtes Münch nach
Verbesserung der Videoüberwachung erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Die Forderung von BKA-Chef Münch nach einer zentralen Speicherung
von Videoüberwachungsdaten würde einer zunehmenden Überwachung den
Weg bereiten und ist daher abzulehnen. Das gilt ebenso für eine
pauschale Ausweitung öffentlicher Videoüberwachung und die Einführung
automatisierter Gesichtserkennung. Die Freiheitsrechte der Bürger
müssen gewahrt werden, weshalb jeder Eingriff gut begründet sein
muss. Selbstverständlich brauchen wir Sicherheit, die Menschen dürfen
aber nicht das Gefühl bekommen, auf Schritt und Tritt vom Staat
überwacht zu werden. Das führt unbewusst zu Verhaltensänderungen und
schränkt Freiheit ein. Öffentliche Videoüberwachung an
Kriminalitätsschwerpunkten ist jedoch sinnvoll. Dabei muss
sichergestellt sein, dass die Aufnahmen schnell ausgewertet werden
können. Dafür ist der Einsatz von modernen und bundesweit kompatiblen
Systemen und Formaten genauso wichtig wie ausreichend geschultes
Polizeipersonal."

 * 
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INNEN/4836: In der GroKo weiß die rechte Hand nicht, was die linke tut

FDP-Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

TEUTEBERG-Statement: In der GroKo weiß die rechte Hand nicht, was
die linke tut



Zu Entlastungsspielräumen des Finanzministers, Vollverschleierung an
Schulen und Horst Seehofers Aussagen über den Mietendeckel gab
FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg heute folgendes Statement ab:

"Wir haben an diesem Wochenende wieder feststellen können, dass bei
der GroKo die rechte Hand nicht weiß, was die linke tut, dass es
völlig widersprüchliche Signale gibt. Einerseits stellt Herr
Walter-Borjans in Aussicht, selbst er könne sich Entlastung
vorstellen bei der Einkommensteuer. Und der Bundesfinanzminister
verkündet plötzlich, er könne sich eine frühere Abschaffung des
Solidaritätszuschlages vorstellen und gleichzeitig ist der
Unions-Fraktionsvorsitzende im Bundestag Herr Brinkhaus dabei in
Frage zu stellen, ob diese Entlastungsmöglichkeiten eigentlich
bestünden und fordert einen Kassensturz vom Bundesfinanzminister. Ob
der Bundesfinanzminister nicht klar genug Transparenz schafft, welche
Entlastungsmöglichkeiten bestehen, die er bisher bestritten hat oder
es selbst nicht weiß: Beides wäre inakzeptabel. Wir brauchen hier
natürlich volle Transparenz - Haushaltsklarheit und -wahrheit. Auch
damit das Parlament seiner Aufgabe nachkommen kann, den Haushalt zu
kontrollieren und richtig aufzustellen. Wir fordern weiterhin die
vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlages für alle, die ihn
bisher gezahlt haben. Das wäre bereits seit 1. Januar dieses Jahres
das Gebot der Stunde. Das ist das Minimum, was wir an Entlastung
fordern. Wir haben dazu auch weiterhin in der letzten Sitzungswoche
im Bundestag unsere Vorschläge vorgelegt, für eine weitergehende
Entlastung bei der Einkommensteuer für kleinere und mittlere
Einkommen. Da fordern wir statt des Mittelstandbauches einen
Fleißbonus und werden an diesem Thema dranbleiben.

Gleichzeitig geben uns einige neue Entscheidungen, auch
Gerichtsentscheidungen, nochmal Anlass darüber zu sprechen, dass die
Werte unseres Grundgesetzes gelten. Das darf nicht nur Thema in
Sonntagsreden sein, sondern das muss auch in der Praxis durchgesetzt
werden. Hier ist der Gesetzgeber gefragt, wenn es darum geht,
Vollverschleierung an Schulen und Hochschulen zu regeln
beziehungsweise zu unterbinden. Insbesondere für minderjährige
religionsunmündige Kinder. Hier ist der Gesetzgeber gefragt. Unserer
Meinung nach muss vermieden werden, dass Mädchen frühzeitig zu
Objekten sexueller Betrachtung gemacht werden und in ihrer
Persönlichkeitsentfaltung gehindert werden. Die Gleichberechtigung
von Mann und Frau und die freie Persönlichkeitsentfaltung sind
wichtige Werte unseres Grundgesetzes. [...] Gerade, weil es so eine
wichtige Frage ist und Grundrechte abzuwägen sind, sind hier die
Landesgesetzgeber gefragt, nicht die Schulen und Hochschulen und
Erzieherinnen und Erzieher in der Praxis damit allein zu lassen.

Und schließlich haben wir auch am Wochenende feststellen können, dass
das Fremdeln mit der sozialen Marktwirtschaft, das Infragestellen
ihrer guten Wirkmechanismen, die den Wohlstand unseres Landes
begründet haben, dass das nicht nur bei Kevin Kühnert oder Saskia
Esken verbreitet ist, sondern dass auch der Bundesinnenminister
offenbar damit so seine Schwierigkeiten hat, einzuordnen, was Angebot
und Nachfrage bedeuten und wie man auf dem Wohnungsmarkt für
Entspannung sorgt. Mieterinnen und Mieter haben gerade dann die beste
Situation, wenn sie sich zwischen mehreren Vermietern entscheiden
können, wenn es überhaupt eine Wohnung gibt, wenn sie eine suchen.
Deshalb sind weder der Mietendeckel von Grün-Rot-Rot und Rot-Rot-Grün
in verschiedenen Ländern Lösungen, noch das, was der
Bundesinnenminister hier vorschlägt, der die Umwandlungsmöglichkeit
von Mietwohnungen in Eigentumswohnungen einschränken will. Wir haben
nicht zu viel, sondern eher zu wenig Wohnungseigentum in unserer
Bevölkerung. Wir brauchen mehr Möglichkeiten für mehr Menschen sich
selbst Eigentum anzuschaffen und darüber hinaus endlich gute
Regelungen um mehr Bautätigkeit zu günstigen Preisen zu ermöglichen.
Dafür muss mehr Bauland ausgewiesen werden. Der Staat muss die
Möglichkeiten auch erleichterte Planungs-, Genehmigungsverfahren zu
ermöglichen, endlich nutzen und selbst dafür sorgen, dass mehr gebaut
wird, statt die Preise künstlich zu regulieren. Wir sehen: Die
Verteidiger der Sozialen Marktwirtschaft sind gefragt wie nie. Sowohl
bei den Sozialdemokraten als auch bei der Union gibt es
Liebhabereien, Fantasierereien mit sozialistischen Ideen. Wir werden
weiter dafür eintreten, mit marktwirtschaftlichen Mechanismen
Wohnungsnot zu lindern und das Angebot zu erhöhen, statt mit
Mietendeckeln von der Substanz zu leben und keine einzige Wohnung zu
schaffen."

 * 
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RECHT/941: Putschartiger Vorschlag von Unionsabgeordneten zum Wahlrecht ist völlig untauglich

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Februar 2020

RUPPERT: Putschartiger Vorschlag von Unionsabgeordneten zum
Wahlrecht ist völlig untauglich



Zum Vorschlag von Unionsabgeordneten zum Wahlrecht erklärt der
Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Der putschartige Vorschlag eines Grabenwahlrechts durch eine Gruppe
von Unionsabgeordneten ist völlig untauglich, um eine faire
Verkleinerung des Bundestags zu erreichen. Es handelt sich lediglich
um eine unabgestimmte Nebelkerze, die uns dem notwendigen Kompromiss
keinen Schritt näher bringt. Der Vorschlag hat erkennbar noch nicht
einmal die Zustimmung der Großen Koalition. Nach dem Treffen der
Fraktionsvorsitzenden in der letzten Woche wurden bisher weder die
Wahlrechtsexperten der Fraktionen befasst noch hat die Große
Koalition einen funktionierenden Kompromissvorschlag vorgelegt.
Dennoch ist die FDP-Fraktion nach wie vor bereit, alle
Wahlrechtsmodelle zu diskutieren, bei denen jede Stimme das gleiche
Gewicht erhält. Aus diesem Grund wäre es ratsam, wenn Union und SPD
sich umgehend auf eine klare Linie bei der Wahlrechtsreform einigen
würden. Sollte sich die Position der 53 Unionsabgeordneten
durchsetzen, werden wir bei der Reform nicht weiterkommen. Denn es
ist schlichtweg nicht hinnehmbar, dass sich die Union eine absolute
Mehrheit per Gesetz selbst beschaffen will."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/5035: Rechnungshof watscht den Senat ab - völlig zurecht (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. Februar 2020

Rechnungshof watscht den Senat ab - völlig zurecht



Der heute vorgestellte Bericht des Landesrechnungshofs ist eine
dramatische Bilanz rot-grüner Regierungspolitik der letzten Jahre.
"Erneut watschen die Rechnungsprüfer den Senat ab - und das völlig
zurecht", erklärt dazu Norbert Hackbusch, der haushaltspolitische
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft "Zum
einen stellen sie fest, dass der Senat die Finanzhoheit der
Bürgerschaft erneut missachtet und damit die unmittelbar gewählten
Abgeordneten in ihren verfassungsmäßigen Rechten beschnitten hat. Da
werden zweckgebundene Mittel einfach für ganz andere Aufgaben
verwendet. Zum anderen werden beschlossene Bauvorhaben einfach nicht
abgearbeitet. Wenn aber Schienen, Brücken und insbesondere
Schulsanierungen ein weiteres Jahr nicht angegangen werden, kommt das
uns und unsere Kinder teuer zu stehen." Statt sich für den Abbau von
Schulden zu feiern, sollten SPD und Grüne lieber die beschlossenen
Investitionen umsetzen. Ohne Investitionen gebe es keine Zukunft.

Auch der Komplex HSH Nordbank wurde vom Landesrechnungshof
außerordentlich kritisch behandelt. "Mit besonderem Interesse haben
wir die Bemerkungen zur HSH-Beratung aufgenommen, denn DIE LINKE hatte
während des Verkaufsprozesses festgestellt, dass die Berater
selbständig agierten", so Hackbusch. "Auch der Finanzbehörde lag
demnach selbst das wichtigste Gutachten zum Verkauf, das so genannte
Bain-Gutachten, nicht vor. Das kannten augenscheinlich lediglich die
Berater. Dieses intransparente Vorgehen im teuersten Finanzskandal
Hamburgs ist sehr dubios und sollte dringend weiter aufgeklärt
werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3462: Nordkurier berichtet die Unwahrheit (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. Februar 2020

Nordkurier berichtet die Unwahrheit



Der Nordkurier hat in seiner Ausgabe vom 04.02.2020 kritisch über die
Arbeit des Vorsitzenden des parlamentarischen Untersuchungsausschusses
"Wohlfahrtsverbände", Jochen Schulte berichtet.

Zu den dort erhobenen Vorwürfen nimmt der Vorsitzende wie folgt
Stellung:

"Soweit der Nordkurier behauptet, anonyme Schreiben zu Vorgängen in
der AWO Rostock seien nicht an die Ausschussmitglieder weitergeleitet
worden, ist dieses nicht zutreffend.

Von dem ersten anonymen Schreiben haben die Ausschussmitglieder durch
die Verteilung als Ausschussdrucksache 7/161 am 09.12.2019 erfahren.
Genauso war es beim zweiten Schreiben. Adrs. 7/164 vom 09.01.2020 und
nachgereichte Anlage Adrs. 7/164-1 vom 13.01.2020. Ebenso beim dritten
Schreiben Adrs. 7/174 vom 31.01.2020.

Sofern der Nordkurier behauptet, dass der Vorsitzende eigenmächtig,
entgegen den Verfahrensregeln, den AWO-Kreisverband mit Hinweisen zu
einem Whistleblower versorgt habe, entspricht dieses gleichfalls nicht
den Tatsachen.

Zutreffend ist vielmehr, dass die AWO Rostock nach Eingang eines
anonymen Schreibens lediglich darüber unterrichtet wurde, dass mit
einem anonymen Schreiben betriebliche Unterlagen bzw. Geschäftsinterna
aus dem Bereich der AWO Rostock an den Untersuchungsausschuss
weitergeleitet worden seien. In dem Brief an die AWO-Rostock wurden
die Dokumente nur kursorisch benannt. Auch dieses Schreiben wurde
sämtlichen Ausschussmitgliedern als Ausschussdrucksache 7/171,
Schreiben vom 14.01.2020, selbstverständlich zur Kenntnis gegeben. Die
einzige Anlage zu diesem Schreiben an die AWO Rostock war der
Untersuchungsauftrag, um zu erklären, warum sich der Ausschuss nicht
damit befassen wird. Im Übrigen ist es allgemein übliche Praxis, nach
Datenleaks die Betroffenen darüber zu informieren, dass ihre Daten
ungeschützt einsehbar sind.

Der Nordkurier behauptet, der Vorsitzende habe den Nordkurier gebeten,
ihm Informationen über die AWO zuzuleiten und damit zum Verstoß gegen
"Quellenschutz" aufgefordert.

Diese Behauptung ist unwahr. Der Vorsitzende hat den Nordkurier um
Informationen zu Gerichtsurteilen gebeten, aus denen die Zeitung
bereits berichtet hatte. Diese Urteile sollten belegen, dass ein Zeuge
vor dem Untersuchungsausschuss die Unwahrheit gesagt hat. Urteile, die
im Namen des Volkes gesprochen wurden, sind keine geheimen Unterlagen,
die Quellen gefährden würden.

Der Nordkurier behauptet, der Ausschussvorsitzende habe den Rostocker
AWO-Vorsitzenden am PUA vorbei vor "Ungemach" aufgrund anonymer
Schreiben gewarnt.

Diese Behauptung ist unwahr. Die Ausschussmitglieder waren über die
anonymen Schreiben informiert, bevor das oben erwähnte Schreiben an
die AWO-Rostock gesendet wurde.

Damit ist die Berichterstattung des Nordkurier in wesentlichen Teilen
unwahr."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5359: Betriebliche Mitbestimmung in Zeiten der Globalisierung wichtiger denn je (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.02.2020

Betriebliche Mitbestimmung in Zeiten der Globalisierung und
Digitalisierung wichtiger denn je

Betriebsverfassungsgesetz seit 100 Jahren in Kraft



Zum heutigen Jubiläumstag des Betriebsverfassungsgesetzes, den Tag, an
dem das Gesetz seit 100 Jahren in Kraft ist, erklärt der
arbeitsmarktpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Sven Teuber:

"Das Betriebsrätegesetz von 1920 und sein Nachfolger, das 1952
verabschiedete Betriebsverfassungsgesetz, sind Grundsteine des
deutschen Staates und Grundlage der andauernden Erfolgsgeschichte der
sozialen Marktwirtschaft. Es hat Grundprinzipien festgesetzt wie die
Mitbestimmung in Betrieben und führte zur Stärkung der
Sozialstaatlichkeit. Das Gesetz hat sich im Laufe der 100 Jahre in
guten wie in schwierigen Zeiten bewährt. In Zeiten der Globalisierung
und Digitalisierung schreitet die Transformation der Arbeitswelt
jedoch rasch voran. Um den Wandel erfolgreich und sozial gestalten zu
können, müssen die gesetzlichen Grundlagen der Mitbestimmung gemeinsam
mit den Sozialpartnern fortwährend angepasst werden. Für uns als
SPD-Fraktion ist daher der enge Austausch mit den Betriebsräten seit
jeher von größter Bedeutung."

Teuber betont: "Das Betriebsverfassungsgesetz schreibt vor, dass
Arbeitgeber mit den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften
vertrauensvoll und zum Wohl der Arbeitnehmer und des Betriebs
zusammenarbeiten. Diese klare Vorgabe ist für uns als SPD-Fraktion
politische Richtschnur. Nur durch betriebliche Mitbestimmung können
wir den digitalen und strukturellen Wandel erfolgreich und sozial
gestalten. Mitbestimmte Unternehmen sind erfolgreicher, sichern
Arbeitsplätze, zahlen höhere Entgelte und bieten nicht zuletzt bessere
Arbeitsbedingungen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5358: "Kulturentwicklungsplan" für Rheinland-Pfalz (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
30.01.2020

Kazungu-Haß regt "Kulturentwicklungsplan" für Rheinland-Pfalz
an

Landtag debattiert über Kulturförderung im Land



Zur heutigen Plenardebatte zum ersten Kulturförderbericht der
Landesregierung erklärt die kulturpolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion, Giorgina Kazungu-Haß:

"Der erste rheinland-pfälzische Kulturförderbericht belegt vor allem
eines: Rheinland-Pfalz verfügt über eine überaus vielfältige
Kulturszene. Der vorliegende Kulturförderbericht schafft erstmals
Transparenz über die geförderten Kulturprojekte und Institutionen. Er
ist Grundlage für einen notwendigen, breiten Diskussionsprozess zur
Weiterentwicklung der Kulturförderung in Rheinland-Pfalz."

Kazungu-Haß weiter: "Der rheinland-pfälzische Weg in der
Kulturförderung hat sich bewährt. So war Rheinland-Pfalz eines der
ersten Flächenländer, das die freie Kulturszene als festen Bestandteil
der Kulturförderung etablierte. Die rheinland-pfälzische Kulturpolitik
stellt unter Beweis, dass auch kleine Bundesländer eine qualitativ
herausragende Kulturszene hervorbringen können. Dabei ist die
Kulturpolitik der Landesregierung seit jeher von der Idee geleitet,
Prozesse zu moderieren, Projekte mit anzuschieben und als Chancengeber
für die Kreativen im Land zu wirken. In diesem Sinne hat die
Ampelkoalition im letzten Doppelhaushalt die Kulturausgaben um 10
Prozent erhöht."

"Die Kulturförderung in Rheinland-Pfalz ist nun bereit für ein
zeitgemäßes Update: Ziel muss es sein, die Dynamik in der rheinland-
pfälzischen Kulturszene weiter zu unterstützen und die Kulturförderung
nach den Bedürfnissen der Kulturschaffenden weiterzuentwickeln. Als
Ergebnis der Zusammenarbeit am "Runden Tisch Kultur" des
Kulturministers wurde in dieser Legislaturperiode in einem ersten
Schritt die Kulturförderrichtlinie des Landes fortentwickelt. Im
nächsten Schritt sollten in einem "Kulturentwicklungsplan" für ganz
Rheinland-Pfalz die Ziele der Kulturförderung formuliert werden. Ein
solcher "Kulturentwicklungsplan" sollte in enger Zusammenarbeit mit
der kommunalen Familie und den Akteuren der institutionellen und
freien Kulturszene erarbeitet werden", so Kazungu-Haß.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5357: Soforthilfeprogramm für Vergewaltigungsopfer in Trier (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 30.01.2020

Soforthilfeprogramm des Familienministeriums für Vergewaltigungsopfer wird auf
Trier ausgeweitet



Zur Mündlichen Anfrage der GRÜNEN Landtagsfraktion an die
Landesregierung zum Stand des Projekts "Medizinische Soforthilfe nach
einer Vergewaltigung" in der heutigen Plenarsitzung erklärt die
frauenpolitische Sprecherin der Fraktion, Jutta Blatzheim-Roegler:

"Rund 500 Fälle von Vergewaltigung, sexueller Nötigung oder sexuellen
Übergriffen wurden 2018 in Rheinland-Pfalz erfasst. Eine erschreckend
hohe Zahl, doch die Dunkelziffer dürfte noch weitaus höher liegen.
Denn viele Opfer trauen sich nicht, etwa aus Angst oder Scham, nach
einer solchen traumatisierenden Tat Anzeige zu erstatten. Einige
entscheiden sich auch erst Tage, Wochen oder gar Monate später dazu,
doch dann ist es für eine Spurensicherung meist schon zu spät. Das
Projekt 'Medizinische Soforthilfe nach einer Vergewaltigung' soll
diese Lücke schließen, indem es Opfern einer sexuellen Gewalttat den
Zugang zu schneller medizinischer Versorgung erleichtert, verbunden
mit der Möglichkeit der vertraulichen Spurensicherung, aber ohne den
Druck, sofort Anzeige erstatten zu müssen. Für die Betroffenen ist das
ein wichtiges Angebot, um in einem möglichen späteren juristischen
Verfahren die notwendigen Beweise liefern zu können.

In Mainz und Worms ist das Projekt 2018, in Koblenz 2019 erfolgreich
gestartet - finanziert wird es hauptsächlich vom rheinland-pfälzischen
Frauenministerium. Wir begrüßen sehr, dass sich nun auch der
Frauennotruf Trier dieser wichtigen Initiative anschließt und damit
das Hilfeangebot in unserem Land weiter ausgebaut wird. Dies ist ein
weiterer Schritt zur Umsetzung der Istanbul-Konvention von 2018, die
für uns höchste Priorität hat. Sie fordert unter anderem ein
bedarfsdeckendes, spezialisiertes und qualifiziertes Hilfe- und
Unterstützungssystem für von Gewalt betroffene Frauen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2020

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





AFRIKA/1449: Präsidentschaftswahlen in Togo (Afrique-Europe-Interact)

Afrique-Europe-Interact - Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Präsidentschaftswahlen in Togo am 22. Februar 2020

Afrique-Europe-Interact fordert Öffentlichkeit und Bundesregierung zu
kritischer Begleitung des gesamten Wahlprozesseses in dem westafrikanischen
Land auf +++ Die Menschenrechtslage in Togo ist weiterhin äußerst
angespannt +++ Trotz massiver Proteste hat sich Präsident Fauré Gnassingbé
durch Veränderung der Verfassung die Möglichkeit zu einer vierten und
fünften Amtszeit verschafft +++



Bereits 1963 - drei Jahre nach der Unabhängigkeit Togos - wurde der erste
demokratisch gewählte Präsident Sylvanus Olympio bei einem Militärputsch
ermordet. Seitdem befindet sich das westafrikanische Land im eisernen Griff
einer einzigen Familie: Zunächst errichtete der ehemalige Kolonialoffizier
Gnassingbé Eyadéma eine skrupellose Diktatur - auch mit tatkräftiger
Unterstützung seines Duz- und Jagdfreundes Franz-Josef Strauß, dem
langjährigen CSU-Ministerpräsidenten Bayerns. Nach Eyadémas Tod im Jahr
2005 übernahm dessen Sohn Fauré Gnassingbé die Regierungsgeschäfte. Erst
durch internationalen Druck erklärte sich dieser zu Wahlen bereit, bei
denen es allerdings zu massiven Fälschungen gekommen ist. Bei den
anschließenden Protesten wurden über 800 Menschen von staatlichen
Sicherheitskräften getötet. Gleichwohl galt Fauré Gnassingbé fortan auf der
internationalen Bühne als legitimer Präsident Togos.

Hierzu passte, dass Deutschland 2012 nach knapp 20-jähriger Unterbrechung
die staatliche Entwicklungszusammenarbeit mit Togo wieder aufgenommen hat.
Begründet wurde dies damit, dass das Land unter Fauré Gnassingbé einen
"Demokratisierungs-, Versöhnungs- und Reformprozess" angestoßen habe. Doch
diese Einschätzung ist hochgradig fragwürdig. Denn auch wenn Fauré
Gnassingbé weniger brutal als sein Vater regiert, müssen Oppositionelle
weiterhin mit gravierender Repression rechnen. So schreibt Amnesty
International in seinem letzten (bereits 2017 erschienen) Bericht zu Togo:
"Die Sicherheitskräfte wandten auch 2016 exzessive Gewalt gegen
Demonstrierende an. Nach wie vor kam es zu willkürlichen Festnahmen und
Inhaftierungen sowie zu Folter und anderen Misshandlungen, und die
Straflosigkeit für Menschenrechtsverletzungen bestand fort." Ganz ähnlich
die Togoische Liga für Menschenrechte: In einem im November 2019
veröffentlichten Bericht zu Folter und Polizeigewalt in Togo werden
schwerste Menschenrechtsverletzungen geschildert - etwa am 21. Juli 2019 in
Lomé im Quartier Hédzranawoé, als mehrere Dutzend Menschen von
Sicherheitskräften ohne Anlass verprügelt und festgenommen wurden.

Vor diesem Hintergrund ist es zwischen August 2017 und Januar 2019 immer
wieder zu Massenprotesten gekommen. Die Menschen demonstrierten nicht nur
gegen die desolate soziale und ökonomische Lage im Land. Sie forderten auch
den Rücktritt von Fauré Gnassingbé und die Rückkehr zur Verfassung von
1992. Denn diese (bereits 2002 außer Kraft gesetzte) Verfassung sieht
lediglich zwei Amtszeiten für Präsidenten vor, was für Fauré Gnassingbé
bedeutet hätte, dass er bei den kommenden Präsidentschaftswahlen nicht mehr
hätte kandidieren dürfen. Die Regierung reagierte auf die Proteste mit
brutaler Repression und Gewalt: Über 20 Demonstrant*innen wurden getötet,
darunter auch Kinder und Jugendliche. Tausende wurden verletzt, hunderte
(zum Teil bis heute) inhaftiert. Zudem haben Sicherheitskräfte
Privatwohnungen und Büros der Opposition verwüstet, zwischenzeitlich
flüchteten auch zahlreiche Menschen in die Nachbarländer Benin und Ghana.

Ungeachtet dessen akzeptierten Regierung und Opposition Anfang 2018 eine
Vermittlungsinitiative der westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft
ECOWAS. Diese sah grundlegende Veränderungen bei der Organisation
zukünftiger Wahlen vor (unter anderem bezüglich der Zusammensetzung der
Wahlkommission und des Verfassungsgerichts, das die Wahlen überwacht). Doch
diese Vorgaben wurden seitens der togoischen Regierung nicht umgesetzt. Und
selbst das Gesetz, das die Zahl der Amtszeiten regeln sollte, wurde an
entscheidender Stelle entschärft. Denn das Parlament (in dem gerade mal
sechs Abgeordnete der Opposition sitzen) beschloss zwar im Mai 2019 die
Beschränkung auf zwei Amtszeiten, dies jedoch mit dem Zusatz, dass die
bisherigen Amtszeiten von Fauré Gnassingbé nicht mitgezählt werden. Zudem
beschloss das Parlament, dass ehemalige Präsidenten nicht für Vergehen
angeklagt und verurteilt werden dürfen, die sie im Rahmen ihrer
Präsidentschaft begangen haben.

Umso mehr muss es beunruhigen, dass togoische Sicherheitskräfte weiterhin
brutal gegen die Opposition vorgehen, wie drei Beispiele aus der jüngsten
Zeit zeigen:

• Am 25.08.2019 wurde in Lomé eine reguläre Parteiversammlung der ANC
unter fadenscheinigen Gründen von Sicherheitskräften aufgelöst. Die ANC ist
die Partei von Jean-Pierre Fabre, der als einer der aussichtsreichsten
Oppositionskanditaten bei den anstehenden Präsidentschaftswahlen gilt.

• Am 14.11.2019 berichtete der ehemaligen Erzbischof von Lomé, Phillippe
Kpodzro, dass er Morddrohungen erhalten habe, nachdem er sich am 12.11.2019
mit den Führern des Oppositionsbündnisses "C 14" getroffen hat. Ähnlich
muss Tikpi Atchadam aus Angst um sein Leben im benachbarten Ausland leben,
er ist Präsident der Parti National Panafricain (PNP), einer der
wichtigsten Oppositionsparteien.

• Am 25.01. und 26.01.2020 wurden zwei prominente Parteikader der PNP bei
nächtlichen Razzien ohne Angabe von Gründen festgenommen - unter anderem
der Generalsekretär Acoubou A. Moutawakilou.

Angesichts dieser und ähnlicher Vorfälle scheint es absolut erforderlich,
dass der gesamte Wahlprozess seitens der internationalen Öffentlichkeit
genau beobachtet und etwaige Unregelmäßigkeiten ungeschminkt benannt und
ggf. auch sanktioniert werden. Zu den drohenden Unregelmäßigkeiten gehören
nicht nur Einschüchterungen und Benachteiligungen im Vorfeld der
Präsidentschaftswahlen, sondern auch Wahlmanipulationen am Wahltag selbst.
Und das umso mehr, als sich die Regierung weigert, selbstverständliche
Standards in Punkto demokratischer und transparenter Wahlen umzusetzen -
beispielsweise die Bekanntgabe der Wahlergebnisse getrennt nach
Wahlbezirken (eine Maßnahme, die Wahlmanipulation deutlich erschwert). Laut
verschiedener Umfagen will eine Mehrheit der Bevölkerung, dass Fauré
Gnassingbé als Präsident abgewählt wird. Zu ihren wichtigsten Forderungen
zählen daher: Die Freilassung aller politischen Gefangenen, das Ende jeder
Repression, die strafrechtliche Verfolgung all jener, die Gewalt gegenüber
friedlichen Demonstrant*innen ausgeübt bzw. verantwortet haben und eine
transparente, faire und gewaltfreie Organisation der
Präsidentschaftswahlen.

Afrique-Europe-Interact unterstützt diese Forderungen und bittet die
(internationale) Öffentlichkeit, die Wahlen in Togo kritisch und wachsam zu
begleiten. Diese Bitte richtet sich nicht zuletzt an die Vereinten
Nationen, die ECOWAS, die Afrikanisch Union und die EU. Zudem möchten wir
die deutsche Bundesregierung auffordern, sich gegenüber der Regierung in
Togo für die Durchführung transparenter, fairer und gewaltfreier Wahlen
einzusetzen. An die Medien appellieren wir, Meldungen aus Togo sorgfältig
und kritisch zu prüfen. Das Land ist keine Demokratie im eigentlichen Sinne
des Wortes, der aktuelle Präsident ist 2005 lediglich durch massive
Gewaltanwendung ins Amt gelangt. Insofern sind vor allem die Stimmen von
Menschenrechtsorganisationen, von unabhängigen Wahlbeobachter*innen und von
Vertreter*innen der Opposition zu beachten - vor allem nach den Wahlen.


Auf der Webseite von Afrique-Europe-Interact finden sich in der Rubrik
"Aktivitäten" unter dem Stichwort "Togo/ Solidarität mit ATE" zahlreiche
Hintergrundinformationen zur Situation in Togo:

https://afrique-europe-interact.net/1719-0-Artikel-zur-Krise-in-Togo.html

Afrique-Europe-Interact ist ein kleines, transnational organisiertes
Netzwerk, das Ende 2009 gegründet wurde. Beteiligt sind Basisaktivist_innen
vor allem in Mali, Togo, Deutschland, Österreich und den Niederlanden -
unter ihnen zahlreiche selbstorganisierte Flüchtlinge, Migrant_innen und
Abgeschobene.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2020

Afrique-Europe-Interact

E-Mail: info@afrique-europe-interact.net

Internet: www.afrique-europe-interact.net
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FORSCHUNG/1256: Schnelltest zum Nachweis von Salmonellen in Lebensmitteln (idw)

Fraunhofer-Gesellschaft - 03.02.2020

Schnelltest zum Nachweis von Salmonellen in Lebensmitteln



Niemand ist vor einer Infektion mit Salmonellen gefeit, besonders häufig
betroffen sind jedoch Säuglinge, Kleinkinder, Senioren und Personen mit
angegriffenem Immunsystem. Bei abwehrgeschwächten Menschen kann die
Magen-Darm-Erkrankung zu erheblichen Komplikationen führen. Bislang dauert
es mehrere Tage, Salmonellen in Lebensmitteln nachzuweisen. Ein neuer
Schnelltest von Fraunhofer-Forscherinnen und -Forschern soll die Keime
künftig bereits nach weniger als acht Stunden aufspüren.

Wässriger, anhaltender Durchfall, Erbrechen, Fieber, Bauchschmerzen - wer
unter diesen Symptomen leidet, könnte von einer Salmonelleninfektion
betroffen sein. Durch den Verzehr von infizierten tierischen Lebensmitteln
wie Eiern, Ei-Produkten wie Mayonnaise, Milch, Geflügel, Meeresfrüchten
und rohem Fleisch gelangen die Bakterien in den Magen-Darm-Trakt und lösen
die typischen Krankheitszeichen aus. Das Problem: Bislang dauert es bis zu
vier Tage, um mit klassischen mikrobiologischen Verfahren Salmonellen in
tierischen Produkten nachzuweisen. Lebensmittelherstellern dauert dieser
Prozess zu lange - sie können das Ergebnis nicht bis zur Auslieferung
ihrer Ware abwarten. In der Folge kommt es immer wieder zu teuren
Rückrufaktionen. Gefordert sind daher deutlich kürzere Nachweisverfahren.
Gemeinsam mit der SELEKTIS GmbH entwickelt ein Forscherteam am
Fraunhofer-Institut für Zelltherapie und Immunologie IZI-BB, Institutsteil
Bioanalytik und Bioprozesse in Potsdam einen Schnelltest, mit dem sich
bereits nach weniger als acht Stunden ermitteln lässt, ob Lebensmittel mit
Salmonellen kontaminiert sind. Die Investitionsbank des Landes Brandenburg
(ILB) und des Landes Berlin (IBB) fördern das Vorhaben mit Fördergeldern
des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE).

Anreicherungsprozess auf vier bis sechs Stunden reduziert

Viel Zeit wird bislang für die Anreicherung der Bakterien benötigt: Dabei
werden Mikroben, die nur in geringen Mengen vorhanden sind, in einem
flüssigen Nährmedium über Nacht angezüchtet und vermehrt, sodass für eine
anschließende Detektion eine ausreichend hohe Keimzahl zur Verfügung
steht. Dieser Prozess dauert bisher etwa 18 Stunden, drei weitere Tage
sind für die selektive Anreicherung und Inkubation der Salmonellen in
zusätzlichen Flüssigmedien, das strichförmige Ausstreichen einer
Bakterienkultur auf Agarplatten sowie für den serologischen Test
erforderlich. Den Projektpartnern ist es bereits gelungen, den ersten
langwierigen Anreicherungsprozess von 18 Stunden auf vier bis sechs
Stunden zu reduzieren. Mithilfe eines innovativen Verfahrens zur
Kultivierung der Salmonellen konnte dieses Ziel erreicht werden: »Dies ist
uns gelungen, indem wir eine Schnellkultur mit für Salmonellen optimierten
Wachstumsbedingungen angelegt haben. Durch eine anschließende innovative,
optimierte Anreicherungsmethode können wir die Konzentration der Bakterien
so erhöhen, dass wir sie anschließend schon nach wenigen Stunden mit
molekularbiologischen Methoden nachweisen können. Hierzu wird die DNA der
Salmonellen vervielfältigt und anschließend automatisch detektiert. Dazu
extrahieren wir die DNA der Salmonellen und vervielfältigen sie
molekularbiologisch so weit, dass sie nach weiteren 30 Minuten
nachgewiesen werden können. Für den Schnelltest designen wir eigens die
Moleküle, die spezifisch die DNA der Salmonellen nachweisen«, erläutert
Dr. Harald Peter, Wissenschaftler am Fraunhofer IZI-BB. Entscheidend ist
es, innerhalb kurzer Zeit eine möglichst hohe Konzentration an
Salmonellen-DNA für den sensitiven Nachweis zu erhalten. Mit
Fluoreszenzfarbstoffen können die Forscher die vervielfältigte DNA
markieren und mithilfe von Fängermolekülen detektieren.

Automatisiertes System zur Probenvorbereitung und zum Erregernachweis
geplant

Molekularbiologische Detektionsverfahren werden zwar bereits in Laboren
eingesetzt, jedoch noch selten in vollautomatisierter Form, und bisher
nicht in der Lebensmitteldiagnostik. Um dies zu realisieren, planen Dr.
Peter und sein Team ein System, das alle Abläufe, die bislang noch manuell
erfolgen, wie Kultivierung, Anreicherung, molekular-biologische
Vervielfältigung bis hin zur Detektion, automatisiert durchführt. Alle
erforderlichen Komponenten werden künftig in ein rund 40 mal 40 Zentimeter
großes, kompaktes Gerät integriert. Mit einigen molekularbiologischen
Spezialverfahren können die Forscherinnen und Forscher am Fraunhofer 
IZI-BB beispielsweise auf bestimmte DNA-Aufreinigungsschritte verzichten und
den Prozess so deutlich vereinfachen und beschleunigen.

»Laut Lebensmittelhygiene-Verordnung darf eine Probe von 25 Gramm Fleisch
nicht eine einzige Salmonelle enthalten. Der neue Schnelltest muss daher
in der Lage sein, innerhalb von insgesamt sechs bis acht Stunden, also
innerhalb einer Arbeitsschicht, ein einziges Bakterium nachzuweisen. Eine
weitere Aufgabe ist es, die Salmonellen von anderen Mikroorganismen zu
unterscheiden«, beschreibt Dr. Peter die Herausforderung. Der Vorteil: Der
Test lässt sich auch auf andere Lebensmittelpathogene übertragen. Hierfür
müssen lediglich die Fängermoleküle am Computer mithilfe von
Gendatenbanken an andere Organismen angepasst werden.


Weitere Informationen unter:

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2020/februar/schnelltest-zum-nachweis-von-salmonellen-in-lebensmitteln.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 03.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MARKT/2283: Der Paritätische zum Lebensmittelgipfel (Paritätischer Wohlfahrtsverband)

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressestatement vom 03.02.2020

Der Paritätische zum Lebensmittelgipfel



Zum Lebensmittelgipfel erklärt Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbands:

"Es geht nicht um Mindestpreise. Es geht um Mindestqualität. Eine
Mindestqualität von Lebensmitteln sollte in diesem reichen Land der
Standard sein. Sie ist nötig für eine gesunde Ernährung und für eine
Landwirtschaft, die das Wohl von Tieren und Umwelt achtet. Eine solche
Qualität ist nicht zu Dumpingpreisen zu haben. Arme Menschen dürfen dabei
nicht als Ausrede benutzt werden: Wir wehren uns dagegen, dass die Armen in
diesem Land als Argument gegen Tierschutz oder klimafreundlichen Anbau
benutzt werden. Gleichwohl vertritt der Paritätische die Auffassung, dass
in deutschen Supermärkten nur Lebensmittel verkauft werden sollten, die
klimafreundlich und unter Einhaltung hoher Tierschutzstandards produziert
wurden. Dies hat seinen Preis und der muss sich auch in Leistungen wie
Hartz IV oder der Altersgrundsicherung abbilden. Es braucht dringend höhere
Regelsätze in Hartz IV und einen höheren Mindestlohn, damit allen das
Einkaufen guter Lebensmittel möglich ist. Jeder sollte in die Lage versetzt
werden, sich nicht nur gesund, sondern sich guten Gewissens zu ernähren.
Wir müssen uns zu einem Warenkorb an Lebensmitteln verständigen, der allen
Menschen zusteht."

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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MARKT/2282: Handelsrunde im Kanzleramt - Beratung über Dumpingpreise für Lebensmittel (TSB)

Deutscher Tierschutzbund - Kommentar vom 3. Februar 2020

Handelsrunde im Kanzleramt:

Beratung über Dumpingpreise für Lebensmittel



Zum reffen von Bundeskanzlerin Merkel und Bundeslandwirtschaftsministern
Klöckner mit Vertretern des Handels im Bundeskanzleramt kommentiert Thomas
Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes:

"Frau Klöckner und Frau Dr. Merkel, nur über die Dumpingpreise zu schimpfen
mag schlagzeilenträchtig sein, aber zur Ehrlichkeit gehört mehr. Es hat nun
fast 15 Jahre Kanzlerschaft und knapp zwei Jahre Amtszeit der
Bundesministerin gebraucht, um zu erkennen, dass die Billigpreisbewerbung
für Fleisch, Milch und Ei beendet werden muss. Hurra, nur ist das schon
lange bekannt. Zur Klarheit gehört aber auch, dass neben dem Handel auch
die Schlachtunternehmen, Verarbeiter und im Besonderen die
Systemgastronomie, also u. a. McDonalds und Burger King, eingebunden werden
müssen. Allein der Handel ist zu kurz gegriffen, liebe Frau Klöckner!

Billigpreise lassen den Landwirten keine Luft für die dringend notwendigen
Investitionen, um Tierschutz nachhaltig in die Ställe zu bringen und
gewöhnen den Verbraucher daran, dass es immer billiger geht. Auch deshalb
fordern wir, endlich das Ordnungsrecht so auszugestalten, dass alle die
gleichen Voraussetzungen haben und wir plädieren für eine Förderpolitik,
die sich an Tierschutzkriterien orientiert. Immerhin, es soll sich endlich
was bewegen, aber allein höhere Preise sind keine Lösung.

Dumpingpreisbekämpfung alleine ist zu wenig - es braucht das Ordnungsrecht.
Und es braucht zusätzliche Einnahmen durch eine Fleischabgabe, die
zweckgebunden für Tierschutzinvestitionen verwendet werden muss, denn die
Fördermittel aus EU, Bund und Ländern alleine werden nicht reichen. Dann
erst wären die umstellungsbereiten Landwirte, von denen es viele gibt, in
der Lage, es wirtschaftlich zu stemmen. Damit würde nicht nur Tieren
geholfen, sondern auch der Umwelt- und Klimaschutz vorangebracht."

 * 

Quelle:

Kommentar des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 3. Februar 2020

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





VERBAND/2391: Die Erzeugerseite braucht eine Verhandlungsposition auf Augenhöhe (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Rukwied: Die Erzeugerseite braucht eine Verhandlungsposition auf
Augenhöhe

Landwirte müssen mit an den Tisch



Anlässlich des Lebensmittelgipfels zwischen Bundeskanzlerin Merkel und
Spitzenvertretern der Lebensmitteleinzelhandelskonzerne am Montag
zieht der Präsident des Deutschen Bauernverbandes Joachim Rukwied
folgendes Fazit: "Diese Runde war ein erster wichtiger Schritt, aber
weitere müssen folgen. Dabei müssen unbedingt die Landwirte mit an den
Tisch. Wir dürfen nicht bei der Umsetzung der europäischen
UTP-Richtlinie stehen bleiben. Diese Regelung hat Lücken, die viele
Probleme ungelöst lassen. Qualität, Regionalität und hohe Standards
müssen angemessen honoriert werden. Dazu braucht die Erzeugerseite
eine Verhandlungsposition auf Augenhöhe, die auch kartellrechtlich
abgesichert ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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HERRSCHAFT/1862: Anwachsende Lasten - nach unten verteilt ... (SB)



"Fair" soll es zugehen auf dem Lebensmittelmarkt, landwirtschaftliche
Erzeugnisse sollen wieder "wertgeschätzt" werden, so zwei Kernforderungen des
sogenannten Lebensmittelgipfels, zu dem gestern im Bundeskanzleramt Politik,
Landwirtschaft und Ernährungsindustrie zusammentrafen. Wie jedoch soll unter den
Bedingungen des monopolkapitalistischen Weltmarktes das Verhältnis zwischen den
verschiedenen AkteurInnen bei Produktion, Vermarktung und Verbrauch von
Nahrungsmitteln anders organisiert werden als über geldförmige
Tauschbeziehungen? Vor dem Hintergrund, daß allein Zahlungsfähigkeit darüber
entscheidet, ob jemand satt wird oder verhungert, kann mit moralischen Appellen
nur Sand in die Augen gestreut werden. Fairness wird immer dort gefordert, wo
die soziale Konkurrenz zwischen Menschen befeuert werden soll, weil sie als
Produktivfaktor gilt und nicht als feindseliger Akt, der über Leben und Tod
entscheidet. "Wert" ist kein Kriterium einer Empfindung oder Einschätzung,
sondern Ergebnis einer betriebswirtschaftlichen Rechnung vor dem Hintergrund
kapitalistisch bestimmter Preisniveaus. 

Wo das zentrale Feld der sozialen Reproduktion, die alltägliche Ernährung, mit
scheinbar einleuchtenden Worthülsen derart vernebelt wird, daß die
Produktwerbung, mit der es bestellt wird, demgegenüber als hochrationale
Angelegenheit erscheint, ist es nicht erstaunlich, wenn die in die öffentliche
Kritik geratenen LandwirtInnen nicht einsehen wollen, daß sie für die 
ökologisch und tierlich destruktiven Folgen der agrarischen Produktionsweise an
den Pranger gestellt werden. 

Zweifellos wird insbesondere bäuerlichen Kleinbetrieben das Leben äußerst schwer
gemacht, wenn die von ihnen produzierten Lebensmittel nicht nur den
Konkurrenzbedingungen agroindustrieller Großbetriebe in der EU, sondern dem
global bestimmten und teilweise mit Hungerlöhnen und massiver Externalisierung
ökologischer Kosten möglich gemachten Preisniveaus des Weltmarktes ausgesetzt
werden. Diesen Zustand haben deutsche Landwirte jedoch so weit
mitzuverantworten, als sie selbst über Jahrzehnte PolitikerInnen dazu ermächtigt
haben, eine auf hohe Produktivität und Exportüberschüsse orientierte
Agrarindustrie strukturell und durch Subventionen aller Art zu begünstigen. In
der Kette landwirtschaftlicher Wertschöpfung stehen nicht sie am unteren Ende,
sondern die kleinbäuerlichen ProduzentInnen im Globalen Süden, die ihrerseits an
den Importen der hochsubventionierten und hochproduktiven Agrarindustrie der EU
scheitern. In einer modernen Version der ursprünglichen Akkumulation werden sie 
in die Metropolen getrieben, wo sie das globale Elendsproletariat vergrößern,
anstatt auf ihrem Land zumindest für die eigene Ernährung arbeiten zu können.

Die in der Bundesrepublik von der Marktmacht der vier großen
Einzelhandelsunternehmen Edeka, Rewe, Aldi und Schwarz-Gruppe auf Minimalpreise
für ihre Erzeugnisse gedrückten Landwirtschaftsbetriebe wären mithin gut
beraten, nicht nur Reputationsmanagement bei einer sie vermeintlich verkennenden
Öffentlichkeit zu betreiben. Weit näher kämen sie der Wurzel ihres Problems,
wenn sie sich solidarisch mit den KollegInnen im Globalen Süden zeigten und auf
internationalistische Weise Widerstand gegen den agrarischen Monopolkapitalismus
leisteten. Das mag angesichts des Rufes der Bauernschaft, überaus konservativ
und herrschaftskonform zu sein, merkwürdig klingen, ist jedoch, wie
transnationale Allianzen nach dem Vorbild von La Via Campesina zeigen, ein
gangbarer und sogar erfolgversprechender Weg. Schließlich wurde in dem im
Auftrag der Weltbank und Vereinten Nationen von mehr als 400
WissenschaftlerInnen angefertigten und 2008 veröffentlichten International
Assessment of Agricultural Knowledge, Science and Technology for Development
(IAASTD) einmütig festgestellt, daß es höchste Zeit für eine Agrarwende hin zur
kleinbäuerlichen und ökologischen Landwirtschaft sei. Diese sei am besten dazu
geeignet, die Welternährung nicht nur für kurze Zeit, sondern nachhaltig zu
sichern.

Sich nicht mehr von Konzernen, Regierungen und Banken gegeneinander ausspielen
zu lassen, sondern die Macht der ProduzentInnen in die eigenen Hände zu
bekommen, um zusammen mit den großen Landlosenbewegungen des Südens, mit
Millionen von SubstistenzbäuerInnen, mit den indigenen VerteidigerInnen des
Waldes und kleinbäuerlichen Betrieben in aller Welt selbst über Produktion und
Vertrieb zu verfügen, mag utopisch erscheinen, ist aber angesichts der seit
Jahren aktiven agraroppositionellen Bewegung, den Ernährungsräten, den
Initiativen für Ernährungssouveränität und Solidarische Landwirtschaft keine
bloße Zukunftsmusik mehr. Schließlich geht es nicht nur um die Sicherstellung
der täglichen Ernährung, sondern um eine Eindämmung der Klimakatastrophe, die
alle Lebewesen bedroht und an deren Zustandekommen die industrielle
Landwirtschaft maßgeblichen Anteil hat.

In diesem Kampf könnten die sogenannten VerbraucherInnen allemal an der Seite
der BäuerInnen stehen, wenn sie sich nicht auf den Status von Marktsubjekten
reduzieren ließen. Nur als solche haben sie, wie von interessierter Seite her
behauptet, bei Kaufentscheidungen und Zahlungsvorgängen die Möglichkeit, auf die
Produktion der von ihnen erstandenen Nahrungsmittel Einfluß zu nehmen. Dabei wird
ihnen im Supermarkt ein Teil dieser Wahlfreiheit bereits dadurch abgenommen, mit
einer unter spezifischen Produktionsbedingungen zustande gekommenen
Produktpalette konfrontiert zu werden. Direkten Einfluß auf die Bedingungen des
Landbaus und der Tierhaltung könnten sie jedoch in genossenschaftlichen
Strukturen und anderen Formen kollektiver Zusammenarbeit mit den bäuerlichen
ProduzentInnen als auch eigenen Formen des Gärtnerns und Anbauens nehmen. Die
Mühe auf sich zu nehmen, nicht mehr nur ins Regal zu greifen, sondern selber zu
organisieren, was schließlich verspeist wird, kann gerade vor dem Hintergrund
des ökologischen Ernstfalls ein Akt der Emanzipation sein.

Wenn rund zwei Drittel der KonsumentInnen zu Sonderangeboten greifen, dann hat
das wenig mit bloßer Vorteilsnahme und egoistischer Aneignung zu tun, wie die
anläßlich des Lebensmittel-Gipfels im Kommentar auf NDR Info angeprangerte
"Geiz-ist-geil'-Mentalität suggeriert, aber sehr viel mit konkreter materieller
Armut. Die Arroganz von JournalistInnen, die sich scheinbar nicht vorstellen
können, daß viele Menschen jeden Cent umdrehen müssen, bevor sie ihn ausgeben,
ist Ausdruck eines klassengesellschaftlichen Konsumismus, der längst über die
Frage entscheidet, ob mensch sich gesund ernährt oder durch Junkfood krank wird. 
Die von den Unionsparteien bis zu den Grünen einseitig vorgenommene Orientierung
auf den Endverbraucherpreis dampft die Vielfalt und Kreativität des Lebens auf
zahlungsfähige Nachfrage und eine normative Sozialkontrolle ein, die den
Menschen mit Farbampeln, Selbstoptimierungsapps und Kalorienzählerei auf
bloße Artefakte biopolitischen Sozialmanagements reduziert. 

Wer, wie die Grünen, vor allem die ökologisch bedingte Verteuerung von
Nahrungsmitteln fordert, ohne darüber nachzudenken, wieviel Geld die
EmpfängerInnen sozialer Transferleistungen und das Drittel der Bevölkerung, das
im Niedriglohnsektor jobbt, zusätzlich erhalten müßten, um sich weiterhin
angemessen ernähren zu können, könnte schlußendlich mitverantwortlich dafür
sein, wenn diese Menschen körperlich entgleisen und chronische Krankheiten
entwickeln. Wie kann auf einem Lebensmittel-Gipfel nicht darüber beraten werden,
wieso viele Menschen mehr als die Hälfte ihres Familieneinkommens für die Miete
ausgeben und daher Einschnitte bei der Qualität der Ernährung machen müssen? Wer
ist verantwortlich für epidemische Formen der Mangelernährung und eine Milliarde
Hungernder auf der Welt, wenn nicht die von Staat und Kapital betriebene
Kommodifizierung der sozialen Reproduktion, also des Warencharakters aller
essentiellen und unverzichtbaren Bedingungen des Lebenserhaltes?

Wenn es ein zentrales Menschenrecht gibt, dann doch der Anspruch darauf, nicht
hungern und dursten zu müssen. Und doch hungern bis zu einer Milliarde Menschen
und haben zwei Milliarden kein unbedenklich zu nutzendes Trinkwasser zur
Verfügung. Auf dem Lebensmittelgipfel der Regierung eines der reichsten Länder
der Welt, das sich an der merkantilistischen Logik einer Exportwirtschaft gesundstößt, 
die in den Zielregionen ihrer Investitionen und Warenexporte
sozialökonomische Wüsten hinterläßt, kaum über die Dimension von
Konsumentscheidungen hinauszudenken, ist ein Zeugnis jener intellektuellen
Verödung, die für stets gutgefüllte Bäuche symptomatisch ist. Dem
entgegenzutreten mit dem bunten und breiten Spektrum selbst geschaffener und
organisierter Praktiken autonomer Lebensführung ist um so mehr geboten, als das
Thema Ernährung zum Schlachtfeld von Verwertungs- und Herrschaftsinteressen zu
werden droht.

4. Februar 2020
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STANDPUNKT/924: Landminen - Der Erfolg war nur ein Anfang (medico international)

medico international - 3. Februar 2020

Landminen

Der Erfolg war nur ein Anfang

Von Anne Jung



US-Präsident Trump kündigt an, wieder Landminen einsetzen zu wollen.
Doch ernsthaft verboten hatte auch Obama ihren Einsatz nie. China und
Russland übrigens auch nicht. 

Was haben Jamaika, der Heilige Stuhl und Griechenland gemeinsam? Sie alle
haben das Abkommen zum Verbot des Einsatzes, der Lagerung, Herstellung und
Weitergabe von Antipersonenminen und ihrer Vernichtung (kurz: die
Ottawa-Konvention) unterzeichnet. Diesen völkerrechtlich bindenden Vertrag,
der 1997 nach einer fast 10jährigen internationalen Kampagne durchgesetzt
wurde, haben bis heute weder die USA noch Russland oder China
unterzeichnet.

Wenn Donald Trump nun verkündet, die USA würden in Zukunft wieder Landminen
einsetzen, dann revidiert er eine unverbindliche Erklärung, die unter der
Obama-Administration im Jahr 2014 unilateral beschlossen wurde. Die
Aufkündigung dieser unverbindlichen Erklärung ist schlimm genug. Sie reiht
sich ein in eine Strategie des Anti-Multilateralismus - flankiert durch die
US-amerikanische Aufkündigung des Iran-Abkommens und der Klima-Konvention.

Alle, die je mit Minen zu tun hatten, wissen um ihre verheerenden
Wirkungen: die Verstümmelungen, die riesigen Landflächen, auf denen nichts
angebaut werden kann, weil die "unsichtbaren Mörder" im Boden lauern, die
aufwendige, gefährliche und teure Räumung der Minen, die auch Jahrzehnte
nach dem Ende eines Krieges nicht abgeschlossen ist, wie ein Blick nach
Laos (Kriegsende 1975) oder Afghanistan zeigt.

Die Empörung über Trumps Entscheidung verstellt den Blick dafür, dass weder
Bill Clinton, noch George W. Bush oder Barack Obama die politische
Entschlossenheit an den Tag gelegt haben, die Ottawa-Konvention zu
unterzeichnen und ein echtes Verbot von Landminen durchzusetzen - weil sie
den Widerstand in den eigenen Reihen und der Rüstungsindustrie fürchteten
und weil sie in der Pufferzone zwischen Nord- und Südkorea auf den Einsatz
von Minen nicht verzichten wollten.

Im Taumel des großen Erfolgs, der 1997 mit der Verleihung des
Friedensnobelpreises an die größte Bürgerinitiative der Welt [1] gekürt
wurde, wurde schnell vergessen, welche Länder den Vertrag noch nicht
unterzeichnet haben, dass Antifahrzeugminen nicht unter die
Ottawa-Konvention fallen, dass die Rüstungsindustrie nach immer neuen
Schlupflöchern sucht und dass Menschen, die bei dem Unfall mit einer Mine
verletzt wurden, für ihr gesamtes Leben Unterstützung brauchen.

Daran hat Trump erinnert.


Anmerkung:

[1] https://www.medico.de/internationale-kampagne-zum-verbot-von-landminen-13019/

 * 

Quelle:

medico international - 3. Februar 2020

https://www.medico.de/blog/der-erfolg-war-nur-ein-anfang-17642/

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





ORGANISATION/392: Sozialabgaben nicht überproportional Geringverdienenden aufbürden (SoVD)

Sozialverband Deutschland - Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

Sozialabgaben nicht überproportional Geringverdienenden aufbürden!



Zu aktuellen Zahlen, nach denen Gering- und Normalverdienende bei den
Sozialabgaben überproportional stark belastet werden, sagt SoVD-Präsident
Adolf Bauer: "Durch die Politik der Umverteilung von unten nach oben der
letzten Jahrzehnte hat sich nicht nur die private, sondern auch die
öffentliche Armut ausgebreitet. Es gilt jetzt mehr denn je, die Gesamtheit
der Steuerpflichtigen entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit einzubinden.
Nur so kann sozialer Ungerechtigkeit und steigender Armut nachhaltig
entgegengewirkt werden."

Eine Antwort des Arbeitsministeriums auf eine Parteien-Anfrage ergab zuvor,
dass Arbeitnehmende mit einem zu versteuernden Jahreseinkommen bis zu
70.000 Euro insgesamt 81 Prozent der Sozialabgaben tragen müssen, obwohl
sie nur 65 Prozent des Gesamteinkommens verdienen. Dem gegenüber verfügen
Arbeitnehmer*innen mit einem Jahreseinkommen von mehr als 110.000 Euro zwar
über mehr als 22 Prozent des Gesamteinkommens. Sie tragen jedoch nur rund
fünf Prozent der Sozialabgaben.

Zu den langjährigen Forderungen des SoVD gehört unter anderem die Anhebung
des Spitzensteuersatzes, die Wiedereinführung der Vermögenssteuer und die
Besteuerung von Finanztransaktionen. Der Verband fordert zudem, Einkünfte
aus Kapital- oder Immobilienvermögen mit dem gleichen Steuersatz wie
Erwerbseinkommen - einschließlich des progressiven Anstiegs - zu belegen.
Schließlich plädiert der SoVD dafür, die Erbschaftsteuer mit dem Ziel zu
reformieren, die Steuersätze für große Erbschaften erheblich anzuheben und
auch Wirtschaftsunternehmen angemessener an der Finanzierung des Staates zu
beteiligen.

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 02/2020 vom 4. Februar 2020

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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GEWERKSCHAFT/1918: Eurowings - Neue Personalvertretung in der Kabine (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Februar 2020

Eurowings: Neue Personalvertretung in der Kabine - ver.di mit
deutlicher Mehrheit



Berlin - Pünktlich zum 100-jährigen Jubiläum des
Betriebsverfassungsgesetzes haben die über 1.100 Kabinenbeschäftigten der
Eurowings eine neue betriebliche Interessenvertretung gewählt. Die
15-köpfige Personalvertretung besteht von nun an aus 13 ver.di-Mitgliedern.
Die Wahlbeteiligung lag bei 70 Prozent.

Dazu erklärte der für Eurowings zuständige Gewerkschaftssekretär der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Marvin Reschinsky:
"Wir gratulieren allen gewählten Kandidatinnen und Kandidaten und
freuen uns über das starke Vertrauen der Belegschaft in ver.di und in
unsere Kandidaten sowie über die hohe Wahlbeteiligung. Das ist ein
klares Zeichen an die Arbeitgeberseite und demonstriert die
Geschlossenheit der Kabine. Wir freuen uns auf die enge
Zusammenarbeit mit dem neuen Gremium."

Seit Mai 2019 gilt eine Gesetzesänderung im
Betriebsverfassungsgesetz, die von der Bundesregierung im vergangenen
Jahr als "Lex Ryanair" umgesetzt wurde. Dem voraus ging eine von
ver.di vorangetriebene Kampagne. Damit sollen nun erstmals gleiche
Rechte und eine "Betriebsratsgarantie" für das fliegende Personal
ermöglicht werden. Für das Kabinenpersonal bei Eurowings waren
allerdings weiterhin Verhandlungen über einen Tarifvertrag nötig, da
bereits tarifliche Regelungen des UFO e.V. bestanden. In diesem Fall
ist die direkte Anwendung des Betriebsverfassungsgesetzes versperrt.

Nach sechs Verhandlungsrunden konnten sich ver.di und die Airline
Eurowings im Spätsommer 2019 auf einen neuen Tarifvertrag für eine
Personalvertretung einigen. Damit wurde der vorherige Tarifvertrag
abgelöst. Die alte Regelung unterlief die gesetzlichen
Mindeststandards an vielen Stellen.

Die bislang aus lediglich fünf Mitgliedern bestehende
Personalvertretung wird jetzt auf die gesetzlich vorgesehenen 15
Mitglieder erhöht und garantiert erstmals weitreichende
Mitbestimmungsrechte.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.02.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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TELEKOMMUNIKATION/853: Verbraucherschlichtungsstelle Telekommunikation veröffentlicht Tätigkeitsbericht 2019 (BNA)

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 31.01.2020

Verbraucherschlichtungsstelle Telekommunikation veröffentlicht
Tätigkeitsbericht 2019

Verbraucherschlichtung effizientes Mittel zur außergerichtlichen
Streitbeilegung



Die Verbraucherschlichtungsstelle Telekommunikation der
Bundesnetzagentur stellt ihren Tätigkeitsbericht 2019 vor. Der Bericht
informiert über Anträge und Ergebnisse der Schlichtung bei
Telekommunikationsverträgen.

Schlichtungsverfahren 2019

Im Jahr 2019 wurden 1.695 Anträge auf Einleitung eines
Schlichtungsverfahrens gestellt. Im Vorjahreszeitraum waren es 1.828.
In 550 Fällen wurde 2019 eine Übereinkunft der streitenden Parteien
erreicht. 480 Anträge waren unzulässig, weil die Voraussetzungen für
die Durchführung eines Schlichtungsverfahrens nicht vorlagen.

Der Anteil der Schlichtungsanträge zu Vertragsstreitigkeiten lag bei
63 Prozent. 22 Prozent der Anträge betrafen Beanstandungen von
Rechnungen. Auf Schwierigkeiten beim Umzug von
Telekommunikationsanschlüssen bezogen sich vier Prozent der Anträge.
Die verbleibenden 11 Prozent waren Streitfälle zu anderen Themen im
Zusammenhang mit Telekommunikationsdiensten und -anschlüssen.

Ziel der Schlichtungsverfahren

Ziel der Verbraucherschlichtungsstelle ist Streitigkeiten zwischen
Telekommunikationsunternehmen und deren Kunden außergerichtlich
beizulegen. Das Schlichtungsverfahren ist kostenlos. Die Teilnahme an
der Schlichtung ist freiwillig.

Der Tätigkeitsbericht 2019 sowie nähere Informationen zum
Schlichtungsverfahren vor der Verbraucherschlichtungsstelle
Telekommunikation sind veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/schlichtungsstelle-TK 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31.01.2020

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/2813: Keine Zukunftsstrategie - Siemens verharrt im fossilen Zeitalter (urgewald)

urgewald - Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

Keine Zukunftsstrategie: Siemens verharrt im fossilen Zeitalter

- Umsatz aus "Gas and Power" fast doppelt so hoch wie aus
Erneuerbaren

- Verheerende Beteiligung an indonesischem Kohlekraftwerk und australischer
Kohlemine

- Vor Börsengang: Siemens' Energiesparte muss sich von sterbender Industrie
lösen



München - Vor der morgigen Hauptversammlung (5. Februar) des
Technologiekonzerns Siemens warnt die Umweltorganisation urgewald vor
dessen rückwärtsgewandter Geschäftspolitik. Die umstrittene Lieferung von
Schienen-Signaltechnik für eine gigantische Kohlemine in Australien ist
dabei nur die Spitze des Eisbergs. In Indonesien etwa ist der Konzern am
Bau des 2000 Megawatt-Kohlekraftswerks Jawa 9 und 10 beteiligt. In Ägypten
stellte Siemens 2018 drei riesige Gaskraftwerke mit einer Leistung von
14.400 Megawatt fertig. Insgesamt ist der Umsatz der Unternehmenssparte
"Gas and Power", die im Wesentlichen konventionelle fossile Kraftwerke
beliefern, fast doppelt so hoch wie der vom Windenergie-Geschäftsbereich
Gamesa. Angesichts der Klimakrise und dem zunehmenden Rückzug von
Investoren aus der fossilen Industrie, fordert urgewald Siemens auf, sich
von Kohle, Gas und Öl zu verabschieden.

"Obwohl Siemens als Konzern breit aufgestellt ist, verharrt der Bereich
'Gas and Power' im fossilen Zeitalter und will weltweit am Neubau von
Kohle-, Gas- und Ölkraftwerken verdienen. Das ist weder vorausschauend noch
nachhaltig und einem selbst erklärten Technologieführer nicht würdig. Um
die Klimaziele von Paris zu erreichen, dürfen keine neuen Kohlekraftwerke
gebaut werden", erklärt Regine Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald.

Widerstand in Indonesien

Nicht nur Ausrüstung will Siemens für das Kohlekraftwerk bereitstellen, das
in der Nähe von Indonesiens Hauptstadt Jakarta gebaut werden soll. Die
hauseigene Siemensbank wird als möglicher Mit-Finanzierer genannt. In der
Region laufen bereits zahlreiche Kraftwerke: 22 in Jakarta und 52 in der
angrenzenden Provinz Banten. Sie sind einer der Hauptgründe dafür, dass die
Luftqualität in Jakarta zu der schlechtesten weltweit gehört mit
schwerwiegenden Gesundheitsfolgen. Yuyun Indradi, Geschäftsführer der
indonesischen Organisation Trend Asia kämpft gegen den Bau des Kraftwerks:
"Jawa 9 und 10 wird auf Jahrzehnte unsere Atemluft verschmutzen, die
Lebensgrundlagen unserer Gemeinschaften zerstören und den Klimawandel
weiter verschlimmern", sagt er. "Siemens muss jetzt die richtige
Entscheidung treffen und seine Finger von diesem dreckigen,
klimazerstörenden Kohlekraftwerk lassen."

Nachhaltiges Geschäftsmodell nur ohne Kohle, Gas und Öl

Gamesa und Gas and Power sollen in diesem Jahr zu Siemens Energy
zusammengefasst und an die Börse gebracht werden. Eine zukunftsfähige
Ausrichtung des neuen Unternehmens erfordert eine langfristige Strategie,
die ohne fossile Energien auskommt. "Siemenskreise hoffen, dass die neue
Firma ein Referenzunternehmen für die Energiewende wird. Das wird aber nur
klappen, wenn sie eine klare Zukunftsstrategie entwickelt, weg von den
fossilen Energien. Immer mehr Investoren, die Siemens Energy brauchen wird,
verabschieden sich aus fossilen Energien, angefangen bei Kohle, weil sie
Investitionsruinen vermeiden wollen. Ohne einen klaren Transformationspfad
hin zu Erneuerbaren Energien wird Siemens Energy kein langfristiges
Geschäftsmodell haben", sagt Regine Richter.


Links:

Protestbrief an Siemens gegen Kohlekraftwerk in Indonesien:

https://urgewald.org/sites/default/files/2020-01%20letter%20to%20Siemens%20on%20Jawa%209%20and%2010.pdf

NGO-Appell an Investoren der Climate Action 100+:

https://urgewald.org/sites/default/files/PDF_Appeal_to_the_investors_of_the_alliance_Climate_Action_100-3.pdf

Gegenanträge auf der Siemens-Hauptversammlung:

https://urgewald.org/sites/default/files/Gegenantrag%20Siemens%202020.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:
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VERBRAUCHERSCHUTZ/577: Ab dem 1. Februar 2020 gelten neue Regelungen zum mobilen Bezahlen (BNA)

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 31.01.2020

Ab morgen gelten neue Regelungen zum mobilen Bezahlen

Präsident Homann: "Unsere Festlegung macht das mobile Bezahlen
sicherer und transparenter"



Ab morgen gelten die von der Bundesnetzagentur festgelegten
Vorgaben zum Bezahlen von Abonnements und Einzelkäufen über die
Mobilfunkrechnung.

Neue Regelungen zur Abrechnung von Drittanbieterdienstleistungen

Die neuen Regeln schreiben Mobilfunkunternehmen vor, dass
Dienstleistungen von Drittanbietern nur abgerechnet werden dürfen,
wenn:


	eine technische Umleitung erfolgt, bei der ein Kunde für den Bezahlvorgang einer Drittanbieterleistung von der Internetseite des Drittanbieters auf eine Internetseite eines Mobilfunkanbieters umgeleitet wird (Redirect);

	oder das Mobilfunkunternehmen verschiedene festgelegte verbraucherschützende Maßnahmen implementiert (Kombinationsmodell).



Für Abonnementdienste gilt ein zwingender Einsatz des Redirects. Im
Kombinationsmodell wird bei Einzelkäufen sowie bei besonders
vertrauenswürdigen Drittanbietern, bei denen sich Kunden durch Login
identifizieren darauf verzichtet. Im Gegenzug kann sich ein Kunde in
einer Vielzahl von Fällen auf eine Geld-Zurück-Garantie der
Mobilfunkanbieter bei ungewollten Drittanbieter-Abrechnungen berufen.

Beschwerden zu Abrechnung von Drittanbieterdiensten

Verbraucher, die Probleme mit der Abrechnung von Drittanbieterdiensten
über ihre Mobilfunkrechnung haben, können sich online unter:
www.bundesnetzagentur.de/drittanbieter an die Bundesnetzagentur
wenden. Darüber hinaus sollten sich Verbraucher in jedem Fall
ebenfalls an ihren Mobilfunkanbieter wenden. Unberechtigte Abbuchungen
sollten widerrufen werden. Bei der Abrechnung von Abonnements sollte
zudem vorsorglich eine Kündigung des Dienstes erklärt werden.

Geld-Zurück-Garantie der Mobilfunkanbieter

Mobilfunkanbieter müssen sich mit den Beanstandungen der Verbraucher
auseinandersetzen und prüfen, ob die Forderung berechtigt ist. Die
vorschnelle Drohung, im Fall der Nichtzahlung einer umstrittenen
Forderung den Anschluss zu sperren, kann eine unlautere aggressive
geschäftliche Handlung darstellen. Im Zweifel sollten sich Verbraucher
auf die Garantie berufen.

Welche Unternehmen sich für das Kombinationsmodell und damit auch für
die Geld-Zurück-Garantie entschieden haben, finden Sie unter:

www.bundesnetzagentur.de/mobilfunkgarantie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31.01.2020

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)
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SOZIALRECHT/090: Monatliche Umsatzbeteiligungen bei Elterngeld berücksichtigen (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. Februar 2020

Monatliche Umsatzbeteiligungen bei Elterngeld zu berücksichtigen



Celle/Berlin (DAV). Das Elterngeld orientiert sich an den monatlichen
Einkommen. Dabei werden auch Überstundenvergütung oder monatliche
Umsatzbeteiligungen berücksichtigt. Dies entschied das
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen am 6. November 2019
(AZ: L 2 IG 7/19), wie die Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) mitteilt.

Die Zahnärztin erhielt eine Grundvergütung von 3.500 Euro im Monat.
Dazu erhielt sie Umsatzbeteiligungen, die zwischen 140 und 2.000 Euro
pro Monat schwankten. Als sie Elterngeld beantragte, berücksichtigte
die Gemeinde nur die Grundvergütung. Die Umsatzbeteiligungen wurden
zur Berechnung des Elterngelds nicht herangezogen. Nach Auffassung der
Gemeinde seien diese Beteiligungen steuerlich als "sonstige Bezüge" zu
behandeln und erhöhten dadurch das Elterngeld nicht.

Das sah das Gericht jedoch anders und gab der Frau Recht. Auch bei den
Umsatzbeteiligungen handele es sich um laufenden Arbeitslohn. Für die
Berechnung des Elterngelds sei der Lohnzahlungszeitraum entscheidend.
Da die Umsatzbeteiligung hier bezogen auf einen Monat gezahlt werde,
müsse sie berücksichtigt werden. Sie sei mit der Überstundenvergütung
zu vergleichen. Es komme allein auf den Zahlungszeitraum an, in dem
der variable Lohnbestandteil gezahlt werde. Sei dies ein
Monatszeitraum, so sei er beim Elterngeld zu berücksichtigen. Anders
sähe es mit bei einem jährlich gezahlten Bonus aus.

Die DAV-Sozialrechtsanwälte weisen daher darauf hin, dass es darauf
ankommen kann, in welchem Rhythmus Arbeitnehmer Boni und ähnliche
Zahlungen erhalten.

Informationen: www.dav-sozialrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung SozR 05/20 vom 4. Februar 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin
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TERMINE/958: Hamburg - Achtsamkeitstag in der Tradition nach Thich Nhat Hanh, 16.02.2020 (BGH)

Veranstaltungen der Buddhistischen Gesellschaft Hamburg e.V.

ACHTSAMKEITSTAG

In der Tradition nach Thich Nhat Hanh

Sonntag, 16.02.2020, 10:00 - 16:16 Uhr

Ort: Buddhistische Gesellschaft Hamburg,

22337 Hamburg, Beisserstr. 23



"Stille kommt vom Herzen her und nicht vom Außen. 

Stille meint nicht, nichts zu reden oder nichts zu tun,

Stille bedeutet, dass du innerlich nicht gestört bist.

Wenn du wirklich still bist, kannst du Stille genießen, unabhängig von
der Situation, in der du dich gerade befindest. 

Manchmal denkst du, du seist still und deine Umgebung sei still, aber
in deinem Kopf laufen all die Zeit endlose Gespräche.

Das ist keine Stille.

Die Praxis besteht darin, Stille in all dem was du tust zu
finden."

Thich Nhat Hanh

Sitzen oder gehen oder Tee trinken - wir machen es uns angenehm und
sind ganz wach. Im JETZT. Stille kommt, wenn wir mit dem seien können,
was gerade ist, wenn wir den Körper wahrnehmen, beruhigen und dabei
entspannen, wenn wir den Geist mit dem Atem-spüren beruhigen.
In einem ruhigen Körper wird der Geist ruhig. So sitzen wir, so gehen
wir, so trinken wir Tee. Mit Hingabe. Dann wird es still in uns. Und
die Stille wird weit. Der Geist wird weit. Es entsteht Raum. Für mehr
Stille. Für Gelassenheit. Für Erkenntnis aus dem Herzen. Für
liebevolle Güte. Der Buddha in uns, der göttliche Teil in uns, unser
Hohes Selbst sind wir. Das braucht vielleicht etwas ZEIT. Und
Unterstützung.

An einem Sonnabendvormittag haben wir Zeit dafür. Und Unterstützung
von den anderen. Das kann uns Geduld schenken und Zuversicht. Und
Genuss. Und Stille in unserem Herzen ...

10:00 Begrüßung und Morgenvers

stille Sitzmeditation

Gehmeditation, eventuell im Garten

geführte Sitzmeditation

Teepause in Stille

Lesung eines Textes

Sitzmeditation

16:16 in Stille und Achtsamkeit nach Hause gehen

Bitte mitbringen:

Bequeme Kleidung, Socken für den Meditationsraum;
für das Wetter passende Kleidung für die Gehmeditation im Garten

Kosten: auf Spendenbasis

Bitte anmelden bei: Anne Dörte Schlüns, Email: a.doe@gmx.de

 * 

Quelle:

Buddhistische Gesellschaft Hamburg e.V.

Beisserstr. 23, D-22337 Hamburg
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SCHACH-SPHINX/07171: Von den Sekundanten im Stich gelassen (SB)

Ein Feldherr muß sich auf seine Offiziere verlassen können, sonst
ergeht es ihm wie Wassily Smyslow während des Interzonenturniers in
Las Palmas 1982. In der 11. Runde traf der sowjetische Ex-Weltmeister
auf den ungarischen Großmeister Zoltan Ribli, der mit den weißen
Steinen spielte. Es entspann sich eine sehr kämpferische Partie auf
dem Brett mit dem Damengambit, einem Steckenpferd von Smyslow. Ribli
opferte eine Figur für drei Bauern und Smyslow gab später die
Qualität, um das Gleichgewicht der Stellung zu halten. Schließlich
entstand die Position im heutigen Rätsel der Sphinx mit Schwarz am
Zuge. Die Partie war kurz zuvor abgebrochen worden. Der Stab der
Sekundanten beider Meister machte sich über das Endspiel her. Riblis
Analyseteam reichte ihm das Ergebnis. Die Stellung war nicht zu
gewinnen, sein Team hatte folgende Hauptvariante gefunden: 1...Lg3-e5
2.b5-b6 Kd6-c6 3.Kf3-e4 Le5-c3! 4.h3-h4! Lc3-f6! 5.h4-h5 Lf6-h8! 6.b6-
b7 Kc6xb7 7.Ke4-d5 Kb7-c7 8.Kd5-e6 Kc7-d8 9.Ke6-f7 Kd8-d7 10.Kf7-g6
Kd7-e7 11.Kg6xh6 Lh8-c3! 12.g4-g5 Lc3-d2! 13.Kh6-g6 Ke7-f8 14.h5-h6
Kf8-g8 mit toter Remisstellung. Smylows Stab hatte die Stellung
offenbar von Anfang an verloren gegeben, so daß sie ihm den Zug
1...Lg3-h2? übermittelten. Natürlich verlor Smylows und erklärte nach
der Niederlage voll Zorn: "Das war eine schlechte Arbeit!" Nun,
Wanderer, wie ging es real auf dem Brett weiter?






[image: SCHACH-SPHINX/07171: Von den Sekundanten im Stich gelassen (SB)]



Ribli - Smyslow

Las Palmas 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer ihre Feinheiten nicht kennt, sollte die Finger von der
Königsindischen Verteidigung lassen. Sie ist zu komplex, um in den
Händen eines Uneingeweihten zu vertrocken. Weiß hatte keine
Schwierigkeiten, seine Ziele zu erreichen, nachdem Schwarz infolge
einiger strategischer Versäumnisse sich selbst zugrunde gerichtet
hatte. Weiß half ein wenig nach und der Sieg gehörte ihm: 1.Sd3xe5+!
d6xe5 2.Db5xe5 Lf8-g7 - 2...Sf6-h7 3.f3xg4 und es droht Matt durch
4.De5-h5# - 3.Lc4-b5 Dc6-c8 4.f3xg4 Dc8-h8 - 4...b7-b6 5.a5xb6 a7xb6
6.Lb5-d3 Dc8-c5+ 7.De5xc5 b6xc5 8.e4-e5+ Kg6-g5 9.e5xf6 Lg7xf6
10.Lc3xf6+ Kg5xf6 11.Ld3-f5 mit weißer Gewinnstellung - 5.De5xf4 Dh8-
h6 6.Df4-f3! Dh6-c1+ 7.Lb5-f1 Kg6-g5 8.Lc3-d4 Dc1-e1 9.Ld4-e3+ Kg5-g6
10.e4-e5 und Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 15. Januar 2007

4. Februar 2020
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SCHAUSPIEL/1333: Mainz - "Süden" von Julien Green, 8.2.2020

Staatstheater Mainz

Süden

Gastspiel Les Théâtres de la Ville de Luxembourg

8. Februar 2020, 19.30 Uhr, Kleines Haus



Am 8. Februar und 19.30 Uhr sind Les Théâtres de la Ville de
Luxembourg mit der Produktion Süden von Julien Green zu Gast im
Staatstheater Mainz. In den Hauptrollen sind u.a. die
Fernseh-Schauspieler*innen Andreas Lust (Tatort) und Meike Droste
(Mord mit Aussicht) im Kleinen Haus zu erleben.

Süden, geschrieben 1953, setzt sich mit existentiellen, zeitlosen
Nöten und Fragen der Menschen auseinander: Krieg, Sexualität,
Rassismus, Liebe und Leidenschaft. Alle Figuren sind gefangen zwischen
einer unheimlichen Sehnsucht nach Nähe auf der einen Seite und einer
panischen Angst vor Gefühlen auf der anderen Seite. Nach der Premiere
des Stücks Mitte Januar in der Regie des jungen Luxemburgers Thierry
Mousset und einigen Aufführungen in Luxemburg geht die Produktion nun
auf Tournee und ist auch im Kleinen Haus des Staatstheaters zu
erleben.

Eine Plantage in South Carolina. Vom Winde verwehtes Südstaatenidyll.
Das Stück spielt am Vorabend des Bürgerkrieges. Ian Wiczewski, ein
junger Nordstaatenoffizier, ist zu Gast auf der Südstaatenplantage von
Edward Broderick. Ian ist ein polnischer Flüchtling, der sich in
seiner neuen Heimat nicht nur eine neue Existenz, sondern auch eine
neue Identität schaffen muss. Hierbei gerät er nicht nur an die
Grenzen seiner Vorstellungen von Nation, Gerechtigkeit und Glauben,
sondern auch seiner eigenen Sexualität. In einem ähnlichen Kampf
befinden sich die weiblichen Figuren, die gegen verkrustete Strukturen
kämpfen und dabei ihre eigene Existenz aufs Spiel setzen.


Die nächsten Premieren

Werther

nach Johann Wolfgang von Goethe

9. Februar, 18 Uhr

Großes Haus

Popcorn (UA)

von Andreas Denk

11. Februar, 10:30 Uhr

U17

Was denn da fehlt oder Wie ich im Datingportal Foucault kennen lernte
(UA)

von Vincent Doddema

13. Februar, 19:30 Uhr

Filiale

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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TANZ - PERFORMANCE/259: Hamburg - Steinstaub auf Kampnagel, 6.-9.2.2020

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Barbara Schmidt-Rohr & Helen Schröder:

Steinstaub 

Donnerstag, 06.02. Sonntag, 09.02.2020

[Uraufführung] 6.2.2020, 10:00 Uhr



Die Hamburger Choreografinnen Barbara Schmidt-Rohr und Helen Schröder
verschränken in ihrer Multimedia-Performance für junges Publikum die
digitale Welt der Videospiele, die von schnellen Bildern und bunten
virtuellen Ästhetiken geprägt ist, mit der realen Welt. Beides ist
spannend: Das Abtauchen in die Wirbel und Strudel des Digitalen und
das Spüren, Riechen und Schmecken von natürlichen Dingen in der
analogen Welt. Auf der Bühne treffen zwei reale Spieler*innen
aufeinander, die Bilder und Szenen entwerfen, in denen sich das
Analoge und das Digitale nicht als unvereinbar gegenüberstehen. Sie
erzählen die Geschichte einer neuen Freundschaft und darüber, dass es
wichtig ist, Andersartigkeit zu akzeptieren, sich in Ruhe lassen zu
können und voneinander zu lernen.

Barrierefreie Angebote

Abholservice und Begleitung durch den Hamburger Kulturschlüssel am
Fr. 07.02.

Alle Informationen zu Barrierefreiheit finden Sie auf

kampnagel.de/service/barrierefreiheit

Konzept, Choreografie, Bühne, Text: Barbara Schmidt-Rohr & Helen
Schröder

Choreografie, Performance: Guy Marsan, Carolin Jüngst

Video, Foto: Mustafa Emin Büyükcoskun 

Bühne, Kostüme, Make-up: Ilona Klein, Lea Lahr-Thiele

Sound: Iason Roumkos 

Licht: Ricarda Schnoor

Produktionsunterstützung: Andrea Krohn

Öffentlichkeitsarbeit: Christine Grosche

Praktikum: Marlene Winkler 

Collage: Helen Schröder

Gefördert von der Behörde für Kultur und Medien Hamburg

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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TANZ - PERFORMANCE/258: Hamburg - Die kommenden Träume, 07.02.-09.02.2020

BARBARA SCHMIDT-ROHR & DANIEL HENGST

DIE KOMMENDEN TRÄUME

DIGITAL-ART & PERFORMANCE

Freitag - Uraufführung, 07.02.2020 | 19:00 | 19:45 | 20:30 | 21:15 |


Samstag, 08.02.2020 | 17:00 | 17:45 | 18:30 | 19:15 | 20:00 | 20:45 |


Sonntag, 09.02.2020 | 17:00 | 17:45 | 18:30 | 19:15 | 

KAMPNAGEL / P1, Hamburg / Tickets



Schon jetzt haben Programmierungen von Daten tiefgreifenden Einfluss auf
sämtliche Bereiche unseres Lebens. Die Hamburger Choreografin Barbara
Schmidt-Rohr, die auf Kampnagel regelmäßig ihre künstlerischen
Arbeiten zeigt, untersucht gemeinsam mit dem Berliner Medienkünstler Daniel
Hengst, die Rolle neuer Technologien in der szenischen Kunst. Ausgangspunkt
ihrer transdisziplinären Zusammenarbeit war es, mit
Choreografie und Programmierersprache einen Code zu entwickeln, der ihre
künstlerische Arbeit algorithmisch erweitert: Herausgekommen ist eine
performative Medieninstallation, die malerisch anmutende
Videoportraits von 63 Kindern zeigt. Ihre Haltung, Blicke und Gesten
erscheinen, als bewegten sie sich in ihren eigenen Träumen, doch folgen sie
imaginierten Objekten, Landschaften und Geschichten in virtuellen Welten.
Gleichzeitig sucht der selbstlernende Code im Filmmaterial nach
Ähnlichkeiten in den Kostümen, Gesichtern und Bewegungen und bestimmt die
vielen verschiedenen Anordnungen der Videos. Es entsteht ein technisches
Narrativ, ähnlich dem, das digitale Überwachungstechnologien und soziale
Medien schon jetzt von uns produzieren.

Die futuristische Körpersprache der jungen Protagonist*innen und die
einzigartigen Bildkompositionen lassen die Zuschauenden in eine
kontemplative Atmosphäre eintauchen. Sie werden Zeug*innen von
Choreografien für eine Zukunft, in der die digitalen Ökonomien den nächsten
Markt bereits erschlossen haben und Unterhaltungs- und
Kommunikationstechnologien wie Mixed, Augmented und Virtual Reality zu
einem selbstverständlichen Teil unseres Alltags geworden sind. Auf der
realen Bühne tauchen parallel dazu erwachsene Performer*innen auf, die mit
ihrer physischen Präsenz den immersiven Charakter der Installation
verstärken und alternative Wahrnehmungsräume öffnen. Die Besucher*innen
sind eingeladen, sich auf die Dynamik zwischen Leben und Technik, Traum und
Wirklichkeit einzulassen.

Konzept, Choreografie, Programmierung, Videos, Sound: Barbara Schmidt-Rohr,
Daniel Hengst 

Performance / Video: Kinder und Jugendliche aus Hamburg Szenografie /
Videos: Marie-Luise Balzer Performance, Choreografie / Bühne: Andrea Krohn,
Yolanda Morales, Guy Marsan, Juliana Oliveira 

Kostüme: Lanika Make-Up: Ilona Klein 

Produktionsunterstützung: Alfons Dörner, Andrea Krohn, Juliana Oliveira,
Claudia Plöchinger, Linda Schirmel, Jonas Woltemate 

Grafik: Judith Hilgenstöhler 


Öffentlichkeitsarbeit: Christine Grosche

Gefördert von der Behörde für Kultur und Medien Hamburg, der Hamburgischen
Kulturstiftung in Kooperation mit der PwC-Stiftung, dem Fonds Darstellende
Künste aus Mitteln der Beauftragten der Bundesregierung für
Kultur und Medien, in Koproduktion mit Kampnagel Hamburg

Zur gleichen Zeit auf Kampnagel: Außerdem wir möchten Sie gerne auf die
multimediale Performance STEINSTAUB von Barbara Schmidt-Rohr und Helen
Schröder aufmerksam machen, die am Donnerstag, den 06. und Freitag, den 07.
Februar 2020 jeweils um 10 Uhr (Schulaufführungen) und Samstag, den 08. und
Sonntag, den 09. Februar jeweils um 16 Uhr auf Kampnagel aufgeführt wird:
Die Performance richtet sich an ein Publikum ab 10 Jahren und erzählt eine
Geschichte von Verhandlungen, in der sich das Analoge und das Digitale am
Ende nicht als unvereinbar gegenüberstehen. Alle weiteren Informationen zu
dem Stück STEINSTAUB finden Sie unter: 

https://www.kampnagel.de/de/programm/steinstaub/

 * 


ORT

Jarrestraße 20

22303 Hamburg

www.kampnagel.de

Tel: +49 (0)40 270 949 0

Fax: +49 (0)40 270 949 11

TICKETS 

Tickets: 5 Euro (Eintritt frei für Kinder, Jugendliche, Ermäßigungsberechtigte, 
[k]-Karte und mit Karte für STEINSTAUB am selben Tag)

 * 

Quelle:

Barbara Schmidt-Rohr

Choreografie/Performance/Dramaturgie

Internet: www.tanzinitiative.de
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STANDPUNKT/016: Joaquin Phoenix über den Zusammenhang von Fleischindustrie, Gewalt an Menschen und dem Klimawandel (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 3. Februar 2020

Joaquin Phoenix über den Zusammenhang von Fleischindustrie, 
Gewalt an Menschen und dem Klimawandel



Der Hollywood-Schauspieler Joaquin Phoenix hat in diesen Tagen von
sich reden gemacht, weil er nach der Verleihung des renommierten
Screen Actors' Guild Preises als bester Hauptdarsteller für seine
Rolle als "Joker" hinterher nicht feiern ging, sondern sich
Tierrechtsaktivisten anschloss, die vor einem Schlachthaus in Los
Angeles demonstrierten.

Die Bewegung Animal Save Movement existiert bereits weltweit [1].
Menschen fangen Tiertransporter vor Schlachthöfen ab und geben den
erschöpften Tieren Wasser, da diese - in Amerika wie auch hier in
Europa [2] - meist tagelang ohne unterwegs waren.

In einem Videointerview [3] von Jane Unchained News Network, das auf
Facebook offen zur Verbreitung steht, spricht Joaquin darüber und wie
er es als Pflicht empfindet, die Lügen der Werbebilder von glücklichen
Tieren zu entlarven und darauf aufmerksam zu machen, dass die
Massentierhaltung auch das Klima schädigt:

"Wir befinden uns in einem Stadium, in dem die Beweise
überwältigend sind, dass es eine Verbindung zwischen der Fleisch- und
Milchindustrie und dem Klimawandel gibt, und das ist sicherlich etwas,
das die Menschen betrifft."


Die Gewalt macht auch vor Menschen nicht halt

Zudem spricht er eine Sache an, die bis jetzt noch wenig bis keine
Beachtung gefunden hat, selbst in der Tierrechtsbewegung: Gewalt an
Tieren erzeugt auch Gewalt an Menschen. Er erzählt, dass in Gemeinden
und Vierteln nahe Schlachthäusern oft ein Anstieg an häuslicher Gewalt
und sexuellem Missbrauch verzeichnet wird:

"Alles an der Fleisch- und Milchindustrie ist zerstörerisch, nicht
nur für die Tiere, sondern auch für die Wanderarbeiter, die nicht
genug bezahlt werden, ohne Sozial- oder Krankenversicherung. Die Raten
häuslicher Gewalt und sexueller Übergriffe steigen in den Städten, die
sich um einen Schlachthof herum befinden, in die Höhe. Einige Leute
denken, es geht nur um die Tiere, aber das stimmt nicht."

In der Tat herrschen in der Schlachthofindustrie prekärste
Arbeitsverhältnisse: Akkord-Arbeit, Hunger-Löhne und null soziale
Absicherung sind an der Tagesordnung. Auch bei uns wird dies am
Beispiel Tönnies, dem mit Abstand größten Schlachtbetrieb Deutschlands
und größtem Vermarkter von Schweinefleisch in Europa deutlich. Der
Verein Aktion Arbeitsunrecht hat dazu bereits Protestaktionen
durchgeführt und den Fall Tönnies [4] beleuchtet. Es geht um
systematischen Lohnraub, Unterschreitung des Mindestlohns, unbezahlte
Überstunden, fehlende Zuschläge für Sonntags- oder Nachtarbeit und
unmenschliche 12- bis 16-Stunden-Schichten.


"Wegwerfmenschen" im Sumpf krimineller Subunternehmer

Der Pfarrer Peter Kossen spricht in einem Vortrag [5] über die
Ausbeutung in der Fleischindustrie in Niedersachsen von
"Wegwerfmenschen" und einem "Sumpf von kriminellen Subunternehmern und
dubiosen Leiharbeitsfirmen, der genutzt wird, um Lohnkosten zu drücken
und Unternehmer-Verantwortung abzuwälzen". In der Gegend um Diepholz
leben über tausend Bulgaren und Rumänen, die dort in den
Großschlachthöfen bis zur Totalerschöpfung ausgelaugt werden. Das
erste Wort, dass sie in ihrem Job lernen, sei "schneller". Für
Menschlichkeit bleibt hier keine Zeit.

Die unerträglichen Zustände in den dunklen Ställen der
Massentierhaltung, die inzwischen überall auf der Welt existiert,
kommen mehr und mehr ans Tageslicht. Umso verstörender sind die
Bilder, die zeigen, wie die Tiere, die nach Jahren der schonungslosen
Mast oder Ausbeutung als Milchmaschine und langen Transporten in
sengender Hitze oder eisiger Kälte oft so entkräftet sind, dass sie
nur noch schlecht laufen können, auch immer wieder regelrecht in die
Schlachthöfe gezogen oder sogar geprügelt werden. Sie lassen erahnen,
dass Menschen, die so etwas tun, ob gewollt oder unter Arbeitsdruck,
dies auch unbewusst auf ihre Umwelt übertragen können.


Trauma von Tier und Mensch

Die ehemaligen Metzger und heutigen Tierrechtsaktivisten Peter Hübner,
Thomas Schalz und Phil Hörmann bestätigen [6], dass viele Menschen den
Job in Schlachthäusern nur unter Betäubung durch Alkohol machen
können. Wer soviel Gewalt an lebenden Wesen ausübt oder ausüben muss,
ob nun legal oder nicht, für das eigene Überleben oder wie auch immer,
ist manchmal selber traumatisiert. Die Parallelen zu sogenannten
Posttraumatic Stress Disorders, wie sie zum Beispiel Soldaten nach
Kriegseinsätzen erleiden, sind nicht schwer zu ziehen.

Die Gewalt im System der Massentierhaltung zieht sich also durch die
gesamte Produktionskette. Unsägliche Ausbeutung der Tiere, Gewalt
gegen die Natur in Form von Verschmutzung und Verseuchung von Luft,
Boden und Gewässern, Gewalt an Menschen in Form von Ausbeutung als
rechtelose Billiglohnarbeiter, die noch dazu selber kaum mit der
Gewalt fertig werden, die sie da lebenden Wesen antun müssen. Das
zeigt auch die von arte produzierte Dokumentation "Personaleingang"
[7] die in einem industriellen Schlachthof in Frankreich gedreht
wurde: die Angestellten leiden unter dem Prozess des maschinellen
Tötens bis in den Ruhestand hinein.


Fleisch- und Milchindustrie heizen den Klimawandel an

Doch was hat das alles mit dem Klimawandel zu tun? Kehren wir zurück
nach Hollywood: Bei einer Klimademo, die kürzlich von Jane Fonda [8]
organisiert wurde, wies Joaquin Phoenix erneut auf den Zusammenhang
zwischen dem Konsum von Fleisch- und Milchprodukten und dem
Klimawandel hin:

"Etwas, das meiner Meinung nach in der Umweltbewegung oder im
Diskurs über den Klimawandel nicht oft angesprochen wird, ist, dass
die Fleisch- und Milchindustrie die dritthäufigste Ursache des
Klimawandels ist."

Obwohl die Politik diesen Zusammenhang immer noch krampfhaft
ignoriert, bestätigen doch eine steigende Anzahl von Studien [9]
Einschätzung. Einige Experten [10] gehen inzwischen sogar davon aus,
dass der Klimawandel bis zu 50% oder noch mehr durch die
Landwirtschaft, insbesondere die Fleisch- und Milchindustrie,
verursacht wird.


Weltweit fast doppelt so viele Nutztiere wie Menschen

Schaut man sich die Zahlen [11] des Weizmann Institute of Science in
Israel an, so wird schnell deutlich warum. Von allen aktuell auf der
Erde lebenden Säugetieren sind 4 % Wildtiere, 36 % Menschen und satte
60 % sogenannte Nutztiere, also Tiere aus der Massentierhaltung. Für
den Anbau ihres Futters, meist genmanipuliertes Soja, werden die
letzten großen zusammenhängenden Wälder wie der Amazonas gerodet,
Ökosysteme zerstört und enorme Wasser- und Bodenressourcen
verschwendet. Dazu kommen Unmengen an Treibhausgasen wie Methan und
Lachgas sowie CO2 für den Transport rund um den Globus.

Joaquin Phoenix lebt selbst seit langem vegan, oder besser
"plant-based", wie es inzwischen heißt. Er nutzt seinen Einfluss immer
wieder dazu, um auf all das Elend und den Wahnsinn dahinter aufmerksam
zu machen. Unter anderem sorgte er bei den diesjährigen Golden Globes
dafür, dass allen Gästen ein Pflanzen-basiertes Menü serviert wurde.


Jeder Mensch kann jeden Tag eine Entscheidung treffen

Und dann sagte er bei der Klimademo am Schluss noch etwas ganz
Wichtiges: Wir alle haben es in der Hand, dieser endlosen Kette von
Gewalt und Zerstörung ein Ende zu setzen. Jeden Tag können wir selber
entscheiden, was wir konsumieren und somit Tiere, Menschen und das
Klima schützen:

"Ich habe manchmal so sehr mit dem zu kämpfen, was ich [zur
Bekämpfung des Klimawandels] tun kann. Es gibt Dinge, die ich nicht
vermeiden kann - ich bin heute oder besser gesagt gestern Abend mit
einem Flugzeug hierher geflogen. Aber eine Sache, die ich tun kann,
ist, meine Essgewohnheiten zu ändern. Deshalb möchte ich Euch alle
dringend bitten, sich mir dabei anzuschließen."

Danke Joaquin!


Anmerkungen:

[1] https://thesavemovement.org/list-of-save-groups/

[2] https://www.pressenza.com/de/2019/07/eu-recht-und-tiertransporte-bei-sengender-hitze-wozu-brauchen-wir-es-wenn-es-staendig-gebrochen-wird/

[3] https://janeunchained.com/2020/01/21/joaquin-phoenix-attends-a-pig-vigil-after-sag-awards/

[4] https://aktion.arbeitsunrecht.de/de/freitag13-toennies

[5] https://www.kreiszeitung.de/lokales/diepholz/diepholz-ort28581/wegwerfmenschen-13443211.html

[6] https://www.pressenza.com/de/2019/08/frueher-schlachter-heute-vegan-drei-ehemalige-fleischer-packen-aus/

[7] https://www.arte.tv/de/videos/073085-000-A/personaleingang/

[8] https://www.codepink.org/firedrillfridays

[9] https://www.pressenza.com/de/2019/09/klimakrise-deutschland-muss-tierbestaende-abbauen/

[10] https://www.forbes.com/sites/jeffmcmahon/2019/04/04/meat-and-agriculture-are-worse-for-the-climate-than-dirty-energy-steven-chu-says

[11] https://www.theguardian.com/environment/2018/may/21/human-race-just-001-of-all-life-but-has-destroyed-over-80-of-wild-mammals-study


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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PELZTIER/085: Über 65.000 Menschen fordern Amazon auf, pelzfrei zu werden (Deutsches Tierschutzbüro)

Deutsches Tierschutzbüro e.V. und animal public e.V.

Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Über 65.000 Menschen fordern Amazon auf, pelzfrei zu werden!



Berlin/München/Düsseldorf - Die letzte Pelzfarm in Deutschland wurde im
April 2019 geschlossen. Der Betrieb hat sich aufgrund verschärfter
Gesetzesvorgaben in Bezug auf Tierschutzmaßnahmen finanziell nicht mehr
gelohnt. Als Folge dessen ist die Produktion für die Pelztierzüchter*innen
im europäischen Ausland lukrativer geworden. So hat sich z.B. die
Produktion in Polen in den letzten Jahren gesteigert. Auf zwischen 800 bis
1.000 sogenannten Pelzfarmen werden insgesamt über 5 Millionen Füchse,
Nerze, Kaninchen und Marderhunde in engen Käfigen gehalten und das völlig
legal. Nerzfarmen mit über 100.000 Tieren auf einer einzigen Farm sind
leider keine Seltenheit. Tierrechtler*innen vom Deutschen Tierschutzbüro
haben im letzten Jahr dokumentiert, unter welchen grausamen Bedingungen die
Tiere in Polen gehalten werden. "Die Zustände auf den Farmen sind
schrecklich und wären in Deutschland in dieser Form verboten, dennoch kommt
der Pelz von Polen auch nach Deutschland", so Denise Weber, Sprecherin vom
Deutschen Tierschutzbüro.

Aber nicht nur in Polen werden die Tiere zur Pelzproduktion
tierschutzwidrig gehalten. Auch in Finnland, Dänemark und China leiden die
Tiere aufgrund der nicht artgerechten Haltung im Käfig. Die Felle werden
meist zu Jackenkrägen, Bommel an Mützen und Accessoires verarbeitet. Eine
eindeutige Pelz-Kennzeichnung, wie die Tiere gehalten werden und woher der
Pelz kommt, gibt es in Deutschland nicht. "Hinzu kommt, dass Echtpelz meist
sogar preiswerter als Kunstpelz ist, so tragen viele Menschen ungewollt
Echtpelz an ihrer Jacke oder Mütze, weil sie sich fälschlicherweise vom
Preis leiten lassen", so Denise Weber.

Wie Recherchen von animal public und dem Deutschen Tierschutzbüro jetzt
ergeben haben, wird über den Onlinehändler Amazon sehr viel Echtpelz
angeboten. Der Verkauf erfolgt entweder über Amazon selbst oder über den
sogenannten Marketplace. Teilweise wird hier fälschlicherweise sogar
Echtpelz als Kunstpelz angeboten. "Amazon ist einer der größten Anbieter
von Echtpelz in Deutschland geworden, unsere Recherche hat ergeben, dass
Amazon dabei sogar Pelz aus China anbietet und verkauft", so Laura Zodrow
von animal public. In China gibt es jedoch noch nicht einmal gesetzlichen
Vorgaben zur Haltung von Pelztieren.

In einem offenen Brief haben die Tierrechtler*innen Amazon nun
aufgefordert, keinen Echtpelz mehr zu verkaufen und haben parallel eine
Petition auf change.org ins Leben gerufen. An der Petition haben sich in
weniger als vier Wochen bereits über 65.000 Menschen beteiligt. "Das ist
ein klares Zeichen, die Menschen wollen kein Echtpelz mehr, Amazon sollte
die Zeichen der Zeit erkennen und endlich pelzfrei werden", so Zodrow
abschließend.

Weitere Informationen zu Change.org Petition gegen Amazon:

https://www.change.org/p/pelzhandel-bei-amazon-stoppen

Weitere Informationen zur Pelz-Recherche in Polen vom Deutschen
Tierschutzbüro: 

https://deinpelz-meinherz.de/



Das Deutsche Tierschutzbüro e. V. ist ein eingetragener Verein, der sich
für mehr Rechte von Tieren einsetzt. Die bundesweit tätige Organisation ist
als besonders förderungswürdig anerkannt und gemeinnützig. Weitere
Informationen unter: 

http://www.tierschutzbuero.de/

animal public e.V. ist ein gemeinnütziger Tier- und Artenschutzverein, der
2001 in Düsseldorf gegründet wurde. "Achtung vor dem Tier" ist nicht nur
der Leitspruch, sondern auch das Ziel. Der Verein will erreichen, dass
Wildtiere nicht länger unter der Willkür des Menschen leiden müssen und in
Freiheit und Würde leben können. 

https://www.animal-public.de/

 * 

Quelle:

Deutsches Tierschutzbüro e.V.

Pressestelle

Gubener Straße 47, 10243 Berlin

Telefon: 030-2700496-11, Fax: 030-2700496-10

E-Mail: presse@tierschutzbuero.de

Internet: http://www.tierschutzbuero.de
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TIERHALTUNG/742: Eingezwängte Sauen, totgeschlagene Ferkel - Alltag in der Schweinezucht (ARIWA)

Animal Rights Watch - Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

Eingezwängte Sauen, totgeschlagene Ferkel: Alltag in der Schweinezucht



Animal Rights Watch (ARIWA) veröffentlicht aktuelles Videomaterial aus
einer Ferkelaufzucht in Brandenburg. Die Bilder sind typisch für das System
Schweinezucht. Ferkel werden brutal umgebracht, weil sich ihre Aufzucht
nicht rentiert. Sauen werden für die "Ferkelproduktion" jahrelang in
illegal enge Kastenstände und trostlosen Betonbuchten eingesperrt. Dabei
handelt es sich nicht um einen Einzelfall, sondern um den gängigen Standard
in der Schweinezucht. Am 14. Februar stimmt der Bundesrat darüber ab, ob
die illegal engen Kastenstände nachträglich legalisiert werden sollen.
Spiegel TV berichtete am 3. Februar.



Berlin / Falkenberg/Elster - ARIWA deckt seit Jahren regelmäßig die
schockierende Normalität in deutschen Schweinezuchtanlagen auf. Auch in der
Ferkelaufzucht in Brandenburg werden circa 3.500 Sauen für die
"Ferkelproduktion" abwechselnd in Kastenständen - in denen die Sauen nahezu
bewegungsunfähig fixiert sind -, trostlosen Beton-Gruppenbuchten und
körperengen Abferkelgittern eingesperrt. "Ein jahrelanges, qualvolles
Dahinvegetieren, das man sich kaum vorstellen mag", sagt Sandra Franz,
Pressesprecherin von ARIWA. Die Tiere haben nie die Möglichkeit, sich um
ihre Kinder zu kümmern oder ihre grundlegendsten Bedürfnisse nach Nestbau,
Bewegung oder Sozialkontakt zu erfüllen.

"Dem Kamerateam fiel im Speziellen eine Sau auf, die diesen Zyklus bereits
seit 2014 immer wieder aufs Neue erlebt", berichtet Sandra Franz. Dies ist
eine Ausnahme: Die durchschnittliche "Nutzungsdauer" von Mutterschweinen in
der Tierindustrie liegt bei zwei Jahren. "Diese Sau hat schon 14 Mal ohne
Unterbrechung den qualvollen Weg von der Zwangsschwängerung bis zur
Wegnahme ihrer Ferkel durchlaufen und überlebt. Aber kann man das wirklich
ein Leben nennen?"

Jährlich werden allein in Deutschland fast eine Million Sauen "entsorgt",
zum Beispiel weil sie nicht mehr fruchtbar genug sind. Oft sterben die
Sauen auch schon in den Zuchtanlagen. In Kölsa führte eine Blutspur vom
Abferkelbereich bis auf den Hof der Anlage. "Dort wurden zwei tote Sauen
gefunden, eine wahrscheinlich mit einem Gebärmuttervorfall", so Franz
weiter.

Auch das systematische Erschlagen von Ferkeln wurde im aktuellen Fall
einmal mehr dokumentiert. Wie hier zeigen versteckte Kameras diese brutale
Praxis seit 2013 regelmäßig in deutschen Anlagen. Der Grund: Kleinere,
schwächere Ferkel benötigen mehr Betreuung, um die ersten Tage zu
überleben. Weil sich das aber für die Betreiber nicht rechnet, werden sie
aussortiert und an Boden, Wänden oder Kanten totgeschlagen. "Da die meisten
Tiere durchaus überlebensfähig wären, ist diese Praxis illegal", erklärt
Sandra Franz, "ganz abgesehen von der ohnehin illegalen Tötungsmethode."

"Trotz zahlreicher Aufdeckungen über die tierquälerischen Zustände in
deutschen Schweinezuchten ändert sich nichts Grundlegendes am Umgang mit
den Tieren. Politik und Wirtschaft haben kein Interesse daran, die
allgegenwärtige Tierquälerei zu beenden", sagt Sandra Franz.
"Agrarministerin Julia Klöckner bedient mit ihrer Politik allein die
Interessen der Landwirtschaftslobby." Nach ihrem Willen sollen illegal enge
Kastenstände - wie sie auch in der Ferkelaufzucht in Brandenburg gefunden
wurden - über eine Neuregelung der Kastenstandhaltung nachträglich
legalisiert werden [1]. Der Bundesrat stimmt am 14. Februar über den
Verordnungsentwurf des Bundeslandwirtschaftsministeriums ab.

"Die Schweinezucht ist nur ein Beispiel für das unermessliche Leid, das
Tiere überall in der Tierindustrie durchleben", betont Sandra Franz: "Würde
das Verfassungsziel Tierschutz wirklich ernst genommen, dürfte es diese
Branche überhaupt nicht geben - zumal kein Mensch wirklich Tierprodukte
braucht." ARIWA fordert daher einen Komplettausstieg aus der Tierproduktion
und stattdessen die Förderung pflanzlicher Lebensmittel sowie des 
bio-veganen Landbaus [2]. "Nur so können wir wirklich verhindern, dass
Abermillionen Tiere für uns Menschen sinnlos leiden", resümiert Sandra
Franz.



Animal Rights Watch e.V. (ARIWA) ist eine gemeinnützige
Tierrechtsorganisation. ARIWA deckt die Zustände in der Tierindustrie auf
und fördert eine tierfreundliche, vegane Lebensweise. Bundesweite
Bekanntheit erlangte ARIWA durch die Veröffentlichung von Recherchen in
Bio-Betrieben und Schweinezuchtanlagen und durch die Ausrichtung des "Vegan
Street Day" in Stuttgart und Dortmund. Zahlreiche politische TV-Magazine
sowie viele Print- und Onlinemedien nutzen regelmäßig von ARIWA zur
Verfügung gestelltes Bildmaterial.


Anmerkungen:

[1] https://www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2019/113-Neuregelung-Kastenstandhaltung.html

[2] https://www.oekolandbau.de/bio-im-alltag/bio-fuer-die-umwelt/pflanzenbau/veganer-oekolandbau/

 * 

Quelle:

Animal Rights Watch e.V. - ARIWA

Hirschbachstraße 57, 73431 Aalen

Telefon: 07361 9754625

E-Mail: info@ariwa.org

Internet: http://www.ariwa.org
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AKTION/711: ROBIN WOOD-Protest zur internationalen Waldkonferenz in Brüssel (ROBIN WOOD)

ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 4. Februar 2020

ROBIN WOOD-Protest zur internationalen Waldkonferenz in Brüssel

EU muss Ur- und Naturwälder besser schützen!



Brüssel, 04.02.2020| SAVE EUROPEAN PRIMARY FORESTS! - ein 50 Meter
langes Banner mit diesem Slogan haben Aktivist*innen der deutschen
Umweltorganisation ROBIN WOOD am Morgen vor dem Hauptsitz der
EU-Kommission entrollt. In Sichtweite beginnt heute die von der
Kommission einberufene internationale Waldkonferenz. ROBIN WOOD
fordert eine Wende der EU-Politik zum Erhalt von Ur- und Naturwäldern.
Die Umweltorganisation kritisiert, dass die neue im "Green Deal" in
Aussicht gestellte Waldstrategie der EU-Kommission wirtschaftliche
Ziele in den Mittelpunkt stellt, anstatt europäische Ur- und
Naturwälder konsequent zu schützen.

Die Waldstrategie enthält zwar gute Ansätze, etwa die Aufforstung
zerstörter und degradierter Wälder Europas; doch sämtliche Maßnahmen
stehen unter der Prämisse der wirtschaftlichen Nutzung von Holz - und
der Holzhunger ist groß. Das meiste Holz landet nicht in langlebigen
Produkten, sondern wird zu Papier und zu Pressholzmöbeln verarbeitet
und zunehmend als Pellets und Brennholz verfeuert.

"Die neue Waldstrategie führt in eine Sackgasse, wenn nicht
gleichzeitig ein bedingungsloser Schutz noch bestehender intakter Ur-
und Naturwälder sichergestellt wird. Allein für den Zuwachs von
Biomasse zu sorgen, ist keine Klimaschutz-Maßnahme. Vor allem nicht,
wenn das Holz dem kurzlebigen Konsum dient", sagt Jana Ballenthien,
Waldreferentin von ROBIN WOOD.

Wie sich die Ausbeutung des Waldes als bloße Holzfabrik auswirkt,
zeigt sich besonders deutlich in Rumänien. Das Land hat in den
vergangenen 15 Jahren rund 100.000 Hektar seiner Ur- und Naturwälder
sowie die darin lebenden Arten unwiederbringlich verloren. Davon
betroffen sind selbst die nach EU-Recht geschützten Natura 
2000-Gebiete. Umweltschützer*innen werden in Rumänien für ihr 
Engagement unter Druck gesetzt; es gab sogar mehrere Mordfälle.

"Vor unseren Augen zerstören europäische Regierungen artenreiche,
unersetzliche Wälder, die dem Stress der Klimaveränderung besser
standhalten können als Wirtschaftswälder. Diese Zerstörung muss jetzt
gestoppt werden!", sagt Ballenthien. "Den Forstwirten Geld zu geben,
damit sie Wirtschaftswälder aufforsten, greift dagegen viel zu kurz."

ROBIN WOOD fordert bestehende Ur- und Naturwälder zügig zu
katalogisieren und sie effektiv zu schützen. Illegaler Holzeinschlag
muss auch in Europa unterbunden werden. Insbesondere Schädigungen von
Natura 2000-Gebieten, die unter dem Schutz europäischen Rechts stehen,
müssen konsequent von den nationalen Behörden verfolgt und vom
Europäischen Gerichtshof geahndet werden. Zudem fordert ROBIN WOOD
einen sparsamen Umgang mit dem Rohstoff Holz sowie verbindliche
Vorschriften für vollständige und transparente Lieferketten-Nachweise
innerhalb der EU. Diese Ziele müssen Eingang in die neue Waldstrategie
und in die Biodiversitätsstrategie finden.




Interessante Links:

Waldkonferenz "International Conference on Forests for Biodiversity
and Climate": 

https://ec.europa.eu/info/events/international-conference-forests-biodiversity-and-climate_de

Rumänien-Kampagne von ROBIN WOOD: 

https://www.robinwood.de/rumänische-ur-und-naturwälder-schützen

Kampagne "Save Paradise Forests":

https://www.saveparadiseforests.eu

engl. Version dieser PM: 

https://www.robinwood.de/sites/default/files/PM200204_Br%C3%BCssel_layout_engl.pdf

Kontext:

Die EU-Kommission hat im Dezember 2019 einen "Green Deal" vorgestellt,
der laut Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen nichts weniger
leisten soll, als "unsere Wirtschaft wieder mit unserem Planeten in
Einklang zu bringen". ROBIN WOOD und andere NGOs machen sich wenig
Hoffnung, dass der "Green Deal" eine sozial-ökologische Wende
einläutet, die in der Lage ist, Umwelt- und Naturschutzbelange über
Wirtschaftsinteressen zu stellen. Dieses Bild ergibt sich auch für die
im "Green Deal" in Aussicht gestellte neue Waldstrategie.
Forstwirt*innen sollen Anreize gegeben werden, es soll aufgeforstet
und wiederhergestellt werden. Der Erhalt von Wäldern spielt eine
untergeordnete Rolle.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2020

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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AKTION/710: Bürgerbegehren von kassel kohlefrei feiert erste Erfolge (kassel kohlefrei)

Bündnis kassel kohlefrei - Pressemitteilung, 3. Februar 2020

Bürgerbegehren von kassel kohlefrei feiert erste Erfolge



Während das Bündnis kassel kohlefrei immer noch kräftig Unterschriften
sammelt, kann das Bürgerbehren zum Kasseler Kohleausstieg 2023 schon
erste Erfolge verzeichnen. Am vergangenen Freitag entschied die
Kreismitgliederversammlung von Bündnis 90/DIE GRÜNEN, das Anliegen des
Bürgerbegehrens offiziell zu unterstützen, wörtlich ließ sie
verlautbaren: "Der Kreisverband von Bündnis 90/DIE GRÜNEN unterstützt
das Anliegen des Bürgerbegehrens der Initiative "Kassel kohlefrei",
die Verbrennung von Kohle bis zum Jahre 2023 im Fernwärmeheizkraftwerk
einzustellen. Die Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH (KVV) wird
aufgefordert, an dem Umstellungprozess zeitnah und konstruktiv
mitzuarbeiten."

Dabei geht es um das Fernwärmekraftwerk in der Dennhäuser Straße,
welches bisher zum großen Teil mit Braunkohle betrieben wird. Sollten
weitere Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung diesen Schritt
gehen, kann die Forderung des Bürgerbegehrens auch angenommen werden,
ohne dass die Kasseler Bevölkerung zur Wahlurne muss.

"Das spornt uns natürlich nur noch mehr an", sagt Marie Ossenkopf,
Sprecherin des Bündnis kassel kohlefrei. "Wir machen nicht bei der
benötigten Anzahl Unterschriften Halt, sondern verfolgen schon lange
das Ziel, einer breiten gesellschaftlichen Basis für den
Kohleausstieg. Dabei freuen wir uns über die Unterstützung der Grünen
ebenso, wie über die Hilfe derjenigen, die uns tatkräftig beim Sammeln
und Aufklären unterstützen." Um diesen Schwung zu nutzen, hat sich das
Bündnis entschieden, die Unterschriftensammlung noch bis Ende April
fortzusetzen. Nachdem die Unterschriften abgegeben sind, existieren
verschiedene Szenarien, wie die Stadt reagieren kann. "Darauf bereiten
wir uns intensiv vor. Gerade rechtliche Fragen wollen geklärt werden",
so Ossenkopf.

Über kassel kohlefrei

kassel kohlefrei ist ein Bündnis aus lokalen Gruppen und
Privatpersonen, die sich für einen schnellstmöglichen Kohleausstieg in
Kassel einsetzen und eine mittelfristige Wende der Wärmeversorgung
anstreben. Die Aktivengruppe der Bürger*innen-Initiative wird
unterstützt von Greenpeace, dem BUND, Fridays for Future,
Klimagerechtigkeit Kassel, Transition Town, Extinction Rebellion, dem
Kommunennetzwerk Interkomm, dem Bildungs- und Aktionsnetzwerk Wandel
e.V. und dem AStA sowie zahlreichen Privatpersonen und Expert*innen,
die das Bündnis in technischen Fragen beraten. Mehr Informationen gibt
es unter www.kassel-kohlefrei.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.02.2020

Bündnis Kassel Kohlefrei

www.kassel-kohlefrei.de
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MELDUNG/184: Was dem globalen Klimaschutz entgegensteht (idw)

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 03.02.2020

Was dem globalen Klimaschutz entgegensteht



Dass die Staatengemeinschaft weit davon entfernt ist, die 2015 im
Abkommen von Paris vereinbarten Klimaziele mit entsprechenden
Maßnahmen zu unterlegen, ist kein Betriebsunfall der Weltpolitik. Es
ist das Ergebnis wirtschaftlicher und sozialer Rahmenbedingungen, die
objektiv messbar sind: etwa die Erlöse eines Landes aus Öl- und
Gasförderung, das Ausmaß von Korruption oder das soziale
Grundvertrauen in der Bevölkerung. Das ist der Ausgangspunkt einer
neuen Studie des Berliner Klimaforschungsinstituts MCC (Mercator
Research Institute on Global Commons and Climate Change). Die Studie
wurde jetzt in der renommierten Fachzeitschrift Energy Research &
Social Science veröffentlicht.

"Wir skizzieren eine Architektur der politökonomischen Beschränkungen
mit Blick auf das Klimathema - und untersuchen, welche Länder diesen
Beschränkungen in welchem Ausmaß ausgesetzt sind", erklärt William
Lamb, Forscher in der MCC-Arbeitsgruppe Angewandte
Nachhaltigkeitsforschung und Leitautor der Studie: "Unser Ansatz hilft
es, den zähen Prozess der internationalen Klimadiplomatie besser zu
verstehen." Aus insgesamt neun internationalen Statistiken und
Erhebungen werden in der Studie nationale Profile entwickelt: die
jeweilige Ausgangslage für Klimapolitik und die Performance. Zwar sind
die umfassenden Daten nicht für alle Länder der Welt verfügbar - doch
es ergibt sich immerhin ein schlüssiges Bild für 99 Staaten mit
zusammen 88 Prozent der Weltbevölkerung und 92 Prozent der
Treibhausgas-Emissionen.

"Unsere systematische Korrelationsanalyse zeigt interessante
Kombinationen von Rahmenbedingungen", berichtet MCC-Forscher Lamb. "So
geht ein Demokratie-Defizit oft Hand in Hand mit Korruption und mit
umfangreichen Subventionen für fossile Energieträger. Und Länder mit
viel Öl- und Gasförderung sind oft autokratisch regiert und wenig
engagiert im Klimaschutz." Aus den nationalen Profilen leitet das
Autorenteam schließlich fünf Cluster von Staaten ab, die in sich
relativ homogen sind: erstens Öl- und Gasproduzenten, zweitens fragile
Entwicklungsländer, drittens aufstrebende und derzeit stark von Kohle
abhängige Schwellenländer, viertens eingeschränkt funktionierende
Demokratien mit immerhin relativ viel Klima-Bewusstsein und fünftens
reiche Industriestaaten.

Die komplette Statistik inklusive der Cluster wird in einer separaten
Datei bereitgestellt. "Wir haben hier einen neuen, noch ausbaufähigen
empirischen Forschungsansatz mit einem hohen Informationsgehalt für
die politischen Entscheidungsträger", betont Mitautor und MCC-Gruppenleiter 
Jan Minx. "Er ermöglicht es, den beteiligten Akteuren
sozusagen am Puls zu fühlen, Veränderungen wahrzunehmen und vielleicht
frühzeitig neue Chancen für politische Durchbrüche oder strategische
Allianzen zu identifizieren."

Originalpublikation:

Lamb, W., Minx, J., 2020, The political economy of national climate
policy: architectures of constraint and a typology of countries,
Energy
Research & Social Science

https://authors.elsevier.com/c/1aW1F7tZ6ZqxaU

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mcc-berlin.net/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news730916

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)

gGmbH - 03.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BODEN/058: Der Klimawandel beeinträchtigt die Bodengesundheit (idw)

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 03.02.2020

Der Klimawandel beeinträchtigt die Bodengesundheit



Der Klimawandel beeinträchtigt die Gesundheit landwirtschaftlich
genutzter Böden. Durch eine Zunahme der Hitze und Trockenheit hat der
krankheitserregende Pilz Pythium ultimum leichtes Spiel. Wie ein
internationales Forscherteam unter Federführung der Universitäten
Kassel und Bonn zeigt, sorgt der Pilz nach einem trocken-heißen
Stressereignis bei Erbsen fast zum Totalausfall der Ernte. Eine
kurzfristige Bodenerholung scheint nur ausnahmsweise zu gelingen. Die
Studie ist nun im Fachjournal "Applied Soil Ecology" erschienen.

Bei Pythium ultimum handelt es sich um einen aggressiven Pilz, der
über den Boden übertragen wird und die Wurzeln im Jugendstadium von
wichtigen landwirtschaftlichen Kulturen wie Rüben, Erbsen aber auch
Mais, Sojabohnen und Kartoffeln befällt. Die Pflanzen bekommen
Wurzelfäule und sterben ab. "Teils kann es zum Totalausfall der
keimenden Jungpflanzen kommen", stellt Dr. Christian Bruns vom
Ökologischen Land- und Pflanzenbau der Universität Kassel fest.
Allerdings verfügen Böden auch über Schutzmechanismen gegen diese
Erreger. Wie "Bodyguards" können bestimmte Pilze die Wurzeln der
Pflanzen schützen, manche Mikroorganismen parasitieren den
schädigenden Pilz oder fressen ihn schlicht auf.

Die Wissenschaftler nahmen Bodenproben von sehr unterschiedlichen
Standorten aus dem kühl-feuchten Schottland, dem gemäßigten 
Nordost-Deutschland und dem trocken-warmen Ost-Ungarn. Die Bodenproben samt
der darin lebenden Mikroorganismen wurden anschließend in Klimakammern
mit Hitze (40 Grad Celsius) und Trockenheit (nur halbe Bodenfeuchte)
unter Stress gesetzt und dann mit dem aggressiven Pilz Pythium ultimum
infiziert. Welche Auswirkungen dieses Stressereignis auf den Erreger
und letztlich die Pflanzen hat, untersuchten die Forscher, indem sie
anschließend Erbsen in diese vorbehandelten Böden einsäten.

Dramatischer Effekt: Kaum eine Erbsenpflanze überlebte

Der Effekt war dramatisch: "Nur wenige der jungen Erbsenpflanzen
überlebten und diese verkümmerten unter dem Pilzbefall", fasst Prof.
Dr. Thomas Döring vom Fachgebiet Agrarökologie und Organischer Landbau
der Universität Bonn zusammen. Bei sämtlichen Böden führte das
Stressereignis aus Hitze und Trockenheit zu einer starken Verringerung
der Widerstandskraft gegen Pythium ultimum. Am stärksten hatten die
Böden aus Schottland gelitten, am wenigsten die aus Ungarn. "Offenbar
sind die schützenden Mikroorganismen in den Böden des kühl-feuchten
Schottlands weniger an Hitze und Trockenheit angepasst als in
ungarischen Böden, die häufig hohen Temperaturen und Dürren im Sommer
ausgesetzt sind", vermutet Döring.

Wie gut sich die verschiedenen Böden wieder erholen können,
untersuchten die Wissenschaftler, indem sie nach der Behandlung mit
Hitze und Trockenheit eine mehrwöchige Pause einlegten, bevor sie die
Krume mit dem schädlichen Pilz infizierten und die Erbsen säten.
Während eine Bodenprobe aus Schottland eine gewisse Erholung zeigte,
indem im Vergleich etwas mehr Erbsen darauf wuchsen, schien sich bei
den Proben aus Ungarn die schädliche Wirkung des Pilzes durch die
Erholungsphase eher noch zu verschlimmern.

"Entscheidend scheint, wie schnell sich die schützenden
Mikroorganismen nach dem Stressereignis wieder vermehren können",
verweist Bruns auf die Ergebnisse anderer Studien. "Diese Fähigkeit
ist in den Bodenproben aus Ungarn offenbar nicht so ausgeprägt."
Böden, die eine große Widerstandsfähigkeit gegen Trockenheit und Hitze
aufweisen, scheinen demzufolge also nicht über eine so gute
Erholungsfähigkeit zu verfügen.

Mit Hitze und Trockenheit steigt die Anfälligkeit für Bodenkeime

All dies deutet darauf hin, dass sich bei stärkerer Erwärmung des
Klimas in gemäßigten und nördlichen Breiten die Mikroorganismen in den
Böden daran nicht so schnell anpassen können. "Hitze und Trockenheit
beeinflussen die Wehrhaftigkeit von Böden negativ", sagt Döring.
"Damit steigt die Anfälligkeit der Pflanzen gegen bodenbürtige
Erreger", ergänzt Bruns. Angesichts des fortschreitenden Klimawandels
könne damit das Risiko für Pflanzenkrankheiten und Ernteausfälle
deutlich zunehmen. Es sei jedoch noch weitere Forschung erforderlich.

Originalpublikation:

Thomas F. Döring, Dagmar Rosslenbroich, Christian Giese, Miriam
Athmann,
Christine Watson, Imre Vágó, János Kátai, Magdolna Tállai, Christian
Bruns: Disease suppressive soils vary in resilience to stress,
"Applied
Soil Ecology", 

DOI: https://doi.org/10.1016/j.apsoil.2019.103482

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news730864

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 03.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MASSNAHMEN/184: Weniger Pestizide in der Umwelt (idw)

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 16.01.2020

Weniger Pestizide in der Umwelt

Neue Förderinitiative der DBU zum Schutz der biologischen Vielfalt



Osnabrück. Der Rückgang der biologischen Vielfalt zählt neben dem
Klimawandel zu den dringendsten Umweltproblemen der heutigen Zeit. Vor
allem in intensiv bewirtschafteten Agrarlandschaften schreitet der Arten-
und Lebensraumverlust voran. Nach jetzigem Wissensstand zählt neben
Monokulturen und Nährstoffüberschüssen der chemische Pflanzenschutz zu den
Hauptverursachern. Er wirkt nicht nur auf landwirtschaftliche
Schadorganismen, sondern auch auf Nützlinge wie Bienen und Hummeln,
Lebewesen in Böden und Gewässern sowie ganze Ökosysteme. "Die Nachfrage
nach alternativen Pflanzenschutzmaßnahmen ist hoch", sagt Alexander Bonde,
Generalsekretär der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU). "Es sind jedoch
kaum praxiserprobte Alternativen verfügbar." Um das zu ändern, startet die
Stiftung die Förderinitiative "Vermeidung und Verminderung von Pestiziden
in der Umwelt". Projektskizzen können bis 22. März eingereicht werden.

Praxistaugliche Methoden, die Pestizide vermeiden

Der Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel sei vielfach öffentlich in der
Kritik, und der Druck zur Suche nach tragfähigen Alternativen steige. So
kam es beispielsweise in Bayern und Baden-Württemberg nach
Volksinitiativen zu weitreichenden Verständigungen zwischen den
Landesregierungen, Landwirtschaft und Umweltverbänden. Bonde: "Solche
Aufbrüche, die in von Umwelt- und Landwirtschaftsverbänden sowie Politik
gemeinsam getragenen gesetzlichen Vereinbarungen münden, will die DBU mit
lösungsorientierten Projekten unterstützen." Ziel der Förderinitiative sei
es, innovative, nicht-chemische Pflanzenschutzmethoden zu entwickeln und
damit Pestizidrückstände in der Umwelt gänzlich zu vermeiden. "Wenn es
beispielsweise gelingt, auf dem Feld Unkräuter optisch zu erkennen und
anschließend durch einen Laser zu verschmoren, kann dort auf herkömmliche
Unkrautvernichtungsmittel verzichtet werden", erklärt Bonde ein laufendes
DBU-Projekt des Laser-Zentrums Hannover.

Praxistaugliche Methoden, die Pestizide vermindern

Neben solchen neuen Verfahren, die ganz ohne Chemie auskommen, sollen auch
Projekte gefördert werden, die vorhandene landwirtschaftliche Technologien
verbessern. Auch durch die Kombination mit neuen digitalen Modellen und
Systemen, die beispielsweise Befallsrisiken durch Schadorganismen
vorhersagen, gelte es, den Pestizideinsatz zu verringern. Der
Pestizidverkauf ist in Deutschland in den letzten 25 Jahren mit rund
90.000 Tonnen trotz politischer Initiativen kaum zurückgegangen. Trotz
strenger Auflagen werden bei Messungen in Oberflächengewässern und im
Grundwasser nach wie vor Rückstände nachgewiesen. Die Förderinitiative
soll helfen, die Entwicklung innovativer technologischer Maßnahmen und
Methoden des Pflanzenschutzes anzustoßen, um die derzeitigen negativen
Auswirkungen auf die Ökosysteme zu verringern und Alternativen für die
Praxis aufzuzeigen.

Vorrangig Vorhaben von kleinen und mittleren Unternehmen
förderfähig

Gemäß dem Stiftungsauftrag werden vorrangig Vorhaben von kleinen und
mittleren Unternehmen sowie von Forschungseinrichtungen finanziell und
fachlich unterstützt, auch Kooperationsprojekte sind förderfähig. Darüber
hinaus können im Rahmen des Promotionsstipendienprogramms Anträge zu
grundlegenden wissenschaftlichen Fragestellungen eingereicht werden.

Weitere Informationen zur Förderinitiative finden Sie unter:

https://www.dbu.de/pestizide.

Wir verwenden das generische Maskulinum für eine bessere Lesbarkeit
unserer Texte.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dbu.de/123artikel38526_2362.html

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news729990 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution997

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU), 16.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/283: Castorprotest auch an Gronauer Uranfabrik, Demo gegen Uranmüllexporte am 10.2. in Münster (AKU/BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Mitglied im Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Pressemitteilung, 3. Februar 2020

Castorprotest auch an Gronauer Uranfabrik / Demonstration gegen
Uranmüllexporte am 10.2.2020 in Münster



Atomtransporte sind nicht nur in Gorleben sowie an Standorten von
Atomkraftwerken umstritten, sondern auch im Münsterland. Und so trafen
sich am Sonntag (2.2.) Mitglieder mehrerer Umwelt- und
Friedensorganisationen aus dem Münsterland, aus dem Weser-Ems-Bereich
und aus den Niederlanden zum 401. Sonntagsspaziergang an der Gronauer
Urananreicherungsanlage.

Der monatlich stattfindende Sonntagsspaziergang fand aktuell vor dem
Hintergrund überörtlicher Proteste gegen drohende
Castor-Atommülltransporte statt, zum Beispiel aus Großbritannien zum
Atomkraftwerk Biblis in Hessen. Im Rahmen des Aktionstages wurde u. a.
auch an den Standorten der Atomkraftwerke Brokdorf, Biblis und
Neckarwestheim protestiert.

In Gronau wurde an den Beschluss des Gronauer Stadtrates vom Dezember
2019 gegen Castor-Atommülltransporte nach Ahaus erinnert. Das
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen ist der Meinung, dass
sich
der Rat der Stadt Gronau generell gegen Atomtransporte und für die
sofortige Stilllegung der Gronauer Urananreicherungsanlage aussprechen
sollte.

Nächsten Montag (10. Februar) wird in Münster eine weitere
Protestaktion
gegen Atomanlagen und gegen Uranmülltransporte stattfinden. Neben der
Münsteraner Initiative für den sofortigen Atomausstieg (SOFA Münster)
und dem Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen ruft auch der
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau zur Teilnahme an der Demonstration
auf.

Die Demonstration beginnt um 18 Uhr auf dem Berliner Platz beim
Hauptbahnhof Münster. Zu den Kundgebungsrednern gehören unter anderem
der stellvertretende Vorsitzende der russischen Umweltorganisation
Ecodefense sowie ein Vertreter des AKU Gronau.

Weitere Informationen:

https://castor-stoppen.de/aktion,

https://sofa-ms.de, https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 03.02.2020

weitergeleitet durch:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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AKTIONSTAGE/1058: Mehr Lebensräume für die Bachbewohner der Wandse Bach-Aktionstag am 8.2. in Wandsbek (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 3. Februar 2020

Mehr Lebensräume für die Bachbewohner der Wandse

NABU sucht Helfer*innen für Bach-Aktionstag an der Wandse in
Hamburg-Wandsbek am 08. Februar 2020.



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, 08. Februar 2020 in
Kooperation mit dem Bezirksamt Wandsbek einen Bach-Aktionstag an der
Wandse. Gemeinsam mit freiwilligen Helferinnen und Helfern werden die
NABU-Aktiven der Stadtteilgruppe Wandsbek, Holz in Form von
Reisigbündeln und Baumstämmen im Bach platzieren und befestigen.
"Strukturelemente wie Holz und Kies sind in unseren Gewässern
unerlässlich, wenn man eine gewisse Vielfalt erhalten und vergrößern
möchte", erklärt Olaf Fedder, Leiter der NABU-Stadtteilgruppe
Wandsbek. Seit vielen Jahren engagieren sich die Mitglieder der
NABU-Stadtteilgruppe Wandsbek als Bachpaten an der Wandse und der
Berner Au und renaturieren die Bäche und deren unmittelbare Umgebung.
Anwohner und interessierte Bürger sind herzlich eingeladen,
mitzuhelfen und sich vor Ort zu informieren.

Wer am Bach-Aktionstag an der Wandse mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 06. Februar 2020, 15:00 Uhr an. Dabei werden
der genaue Treffpunkt und weitere Hinweise bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-0,

Aktionstage@NABU-Hamburg.de.

Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein einfaches Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine".

Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten.

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.

+++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR +++ AKTIV FÜR HAMBURGS
STADTNATUR +++

Der Schutz von Pflanzen und Tieren darf nicht an den Grenzen von
Schutzgebieten enden. Unter dem Motto "Aktiv für Hamburgs StadtNatur"
macht sich der NABU Hamburg stark für die vielfältigen Lebensräume der
Stadt.

Der Eisvogel jagt an renaturierten Bächen, Fledermäuse bewohnen alte
Bunker, Spechte finden Nahrung in abgestorbenen Bäumen, Spatzen und
Mauersegler bauen Nester an Wohn- und Industriegebäude. Verkehrsinseln
werden zu Schmetterlingswiesen, Gartenteiche zu Amphibienbiotopen. Ein
grünes Netz entsteht.

Werden Sie aktiv für Hamburgs StadtNatur. Gartenbesitzer,
Kleingärtner, Hausbesitzer, Unternehmen und Bezirke - alle können
mitmachen. Weitere Infos finden Sie unter
www.NABU-Hamburg.de/stadtnatur und www.facebook.com/nabu.hamburg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.02.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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AUSSTELLUNG/504: Berlin - "Natur. Nach Humboldt"-Installation bis zum 16. Februar 2020 verlängert (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 3.2.2020

Verlängert bis zum 16. Februar 2020:

360°-Sound-Installation im Großen Tropenhaus des Botanischen
Gartens Berlin



Über 10.000 Besucherinnen und Besucher waren seit dem 24. Januar in
der 360°-Sound-Installation "You Will Go Away One Day But I Will Not"
der Künstlerinnen Lucrecia Dalt (Kolumbien) und Maria Thereza Alves
(Brasilien/USA) im Botanischen Garten Berlin.

Aufgrund dieses großen Publikumsinteresses wird die Laufzeit der
Klanginstallation um weitere zwei Wochen bis zum 16. Februar 2020
verlängert.

Lucrecia Dalt und Maria Thereza Alves suchen in ihrem Projekt nach
indigenen Namen für die Pflanzen im Botanischen Garten Berlin. Mit
ihrer Installation öffnen sie einen Raum für die vielschichtigen
Stimmen des Urwalds - organisch und anorganisch, menschlich und
nicht-menschlich, spekulativ und real. Dabei zeigen sie auch, wie
diese Stimmen durch europäische Kolonisatoren zum Schweigen gebracht
wurden. Durch eine neue Form der dreidimensionalen Soundproduktion
wird die eigene Bewegung der Besucherinnen und Besucher zur
Mitverfasserin eines individuellen und räumlichen Klangerlebnisses.

Besucherinnen und Besucher sind eingeladen, mit kostenfrei
ausleihbaren Kopfhörern durch das Tropenhaus zu spazieren und dabei
den Geräuschen, Naturklängen, Stimmen und Gesängen der
Soundkomposition zu lauschen.

Die Installation ist Teil des Kooperationsprojektes "Natur. Nach
Humboldt" der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften,
des Botanischen Gartens und des Botanischen Museums Berlin, des
CTM-Festivals for Adventurous Music and Art, Deutschlandfunk Kultur
und Die Junge Akademie.

Partner für die räumliche Audioproduktion ist der Berliner
Sound-Pionier usomo (unique sonic moments). Deutschlandfunk Kultur
sendet am 6. März 2020 um 0.05 Uhr eine Radiofassung der
Klanginstallation.


360°-Sound-Installation "You Will Go Away One Day But I Will
 Not" 

von Maria Thereza Alves und Lucrecia Dalt

Ort: Botanischer Garten Berlin, Großes Tropenhaus

Ausleihstation Kopfhörer im Foyer Victoriahaus (kostenfrei)

Eingänge: Königin-Luise-Str. (Bus 101, X83) und Unter den Eichen (Bus
M48)

Dauer: Verlängert bis 16. Februar 2020

Öffnungszeiten: Montag bis Donnerstag: 14-19 Uhr; Freitag bis Sonntag:
11-19 Uhr

Eintritt: Normaler Garteneintritt 6,00 EUR, ermäßigt 3,00 EUR

Keine Anmeldung oder Reservierung.

Alle Informationen zu "Natur. Nach Humboldt" finden Sie unter:

www.bgbm.org/natur-nach-humboldt

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TAGUNG/1854: Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft, Jahrestagung am 9. März in Berlin (AÖW)

Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft - Pressemitteilung, 3.
Februar 2020

AöW-Jahresveranstaltung am 09. März 2020 in Berlin

"Schwammstadt, Hochwasserschutz und sichere
Trinkwasserversorgung: 

Potentiale der Wasserwirtschaft in öffentlicher Hand für die
Klimafolgenanpassung - rechtliche, organisatorische und finanzielle
Hürden beseitigen"



Montag, den 9. März 2020 von 12-20 Uhr:


Die AöW-Jahresveranstaltung am 9. März bietet unter dem Titel
"Schwammstadt, Hochwasserschutz und sichere Trinkwasserversorgung:
Potentiale der Wasserwirtschaft in öffentlicher Hand für die
Klimafolgenanpassung - rechtliche, organisatorische und finanzielle
Hürden beseitigen" u.a. Best Practice Beispiele und eine
Podiumsdiskussion, wie eine nachhaltige und gerechte
Klimafolgenanpassung gelingen kann.

weitere Informationen:

www.aoew.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.02.2020

Allianz der öffentlichen Wasserwirtschaft

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Geschäftsstelle in Berlin:

Reinhardtstr. 18a, 10117 Berlin

Tel.: 030/39 74 36 06, Fax: 030/39 74 36 83

E-Mail: info(at)aoew.de

Internet: www.aoew.de
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